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des Buncksministers für Finanzen auf die An· 
frage d er Abgeordneten Melt e r  und Ge· 
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des Bundesministers für Unterricht auf die An­
fr age der Abgeordneten Dr. Hl'l'thlt Fi rn· . 
be r g  und Ge nodse n (204/A. B. zu 233fJ) 

des Btmdes ministe rs für Inneres auf die An­
frage der Abgeordnete n Me i ß 1 und Genossen 
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des Bund esministers für Inneres auf die Anfrage 
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des Bundesminister s für Finanzen auf die An­
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(207jA. B. zn 184/J) 

des Bundesministers für soz iale Verw altung 
auf die Anfra ge der Abgeordneten Ro ba k 
und Genosse n (208/A. B. zu 196jJ) 

des Bundesministers für Verkehr und ver­
st,aatl ich te Unte rnehm un gen auf die Anfrage 
der A bge ol'dl1eten S t e i n  hub e r und Ge­
nossen (209/A. B. zu 239/J) 
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ordneten P e t e r lmd Genossen (210/A. B. 
zu 208/J) 

. 

des Bundeskanzlers auf die Anfr age de r Abge ­
ordneten Dr. Scr i n z i  und Genossen (211/ 
A. B. zu 181/J) 

d�s Bundesm ini sters für Unterricht auf die An­
fi'8,gn <leI' AbgeOl'dneten Mayr und Genossen 
(21�/A. B. zu 243fJ) 

des Btmdesministers für Am;wäl't.ige Ange­
legenheiten auf die Anfra ge der Abgeordneten 
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246/J) 

des BundAsministers für Unterricht auf die An­
frage der Abgeordne ten Ho r e j s und Ge­

no ssen (214/A. B. zu 213/J) 

(les Bundesministers für Unterricht auf die 
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und Ge nossen (215/A. B. zu 211/.J) 

des Bunde smi nis ters für s ozi ale Verwaltung auf 
die Anfr age der Abgeordneten Wie l a ndner  
und Genossen (216jA. B.  z n  19i)/J) 

Beginn der Sitzung:. 11 Uhr 
Vo rsi t z e n d e : Präsident Dr. Maleta, Zwei­

ter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Drittel' 
Präsident Wallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e r  ö ff n e  t. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 17. März 1967 gemäß Ar­
tikel 28 Abs. I des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 den National­
rat für den 3. April 1967 zur Frühjahrs­
tagung 1967 der XI. Gesetzgebungsperiode 
einberufen. 

Auf Grund dieser Entschließung habe ich 
die heutige Sitzung anberaumt. Ich be­
grüße die zur ersten Sitzung nach den Oster­
ferien erschienenen Damen und Herren auf 
das herzlichste. 

Fragestunde 
Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 1 1  Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 
Präsident : 1. Anfrage : Abgeordneter Czernetz 

(SPÖj an den Herrn Bundeskanzler, be­
treffend Reise des Bundeska.nzlers in die 
Sowj etuni on. 

704/M 

En tspr ic ht der Artikel von Vizekanzler 
Dr. Bock im "Volksblatt" vom 29. März 1967, 
der sich mit den Er ge bnissen der Reise des Herrn 
Bun de skanzl e rs in die Sowje tnnion be sch äftigt, 
de m Sta ndpunkt der österreic h ischen Bundes· 
re gierung? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Herr Vizekanzler 
Dr. Bock hat seinen Leitartikel , veröffentlicht 
im "Volksblatt" am 29. März dieses Jahres, 
namentlich gezeichnet und damit, sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter, dargelegt, daß 
er seine persönliche Auffassung zum Aus­
druck bringen wollte. 

Es ist selbstverständlich, daß ein Re­
gierungsmitglied bei der Äußerung solcher 

Krank gemeldet ist der Abgeordnete Stein- persönlicher Auffassungen auf die grund­
huber. sätzliche Politik der Bundesregierung Rück-

Das amtliche P r o t ok o ll der 50. Sitzung 
vom 10. März 1967 ist in der Kanzlei auf­
gelegen, unbeanständet geblieben und gilt da­
her als genehmigt. 

Dem Herrn Abgeordneten Kratky habe sicht nimmt. In der Diktion können da aller­
ich über sein Ersuchen gemäß § 12 des Ge- dings Nuancen auftreten, da sich ein Leit­
schäftsordnungsgesetzes für einen Kurauf- artikel selbstverständlich naturgemäß von ge­
enthalt Url a u b  in der Zeit vom 10. April nau formulierten Erklärungen der Bundes-
bis 8. Mai erteilt. I regierung unterscheidet. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Ihre spezielle Frage, ob sich diese Aus - I 
führungen des Vizekanzlers Dr. Bock mit 
dem Standpunkt der Bundesregierung in 
Übereinstimmung befinden, möchte ich grund­
sätzlich bejahen . 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ihre Frage, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, geht dahin, ob 
man die Erwartungen, die an das neue Statistik­
gesetz geknüpft sind, schon heute als por:.itiv 

Präsident: Eine Zusatzfrage. erfüllt betrachten kann. Ich möchte das be-
Abgeordneter Czernetz: Herr BundeskanzleI! jahen. Es sind immerhin seit dem Wirksam­

Es ist laut einer Mitt,eilung ebenfalls in dem werden des neuen Statistikgesetzes etwa 17 Er­
Blatt der Österreichischen Volkspartei "Volks- hebungsgruppen, 17 Erhebungsgebiete, zu­
blatt" vom 21. März berichtet worden, daß sätzlich aufgegriffen worden, welche die vorher 
Sie erklärt haben sollen, Sie hätten "den I vor alle:.:n auf. d�m . G�?iete �er Wirtschafts­
Eindruck gewonnen, daß Moskau möglicher- 1 und SozIalstatlStlk III OsterrelCh bestandenen 
weise doch einer vertraglichen Verbindung Lücken, zumindest zum großen Teil, geschlossen 
zwischen Österreich und der EWG seine Zu- habel1. 
stimmung nicht versagen würde. Bisher hätten 'Venn Sie weiter fragen, ob man auf diese 
sich freilich keine Anhaltspunkte dafür er- 'Y�ise rascher mit einem geringeren Kosten­
geben, welche Art von Bindung die Sowjets aufwand zn statistischen Daten gelangen kann, 
tolerieren würden." so möchte ich da,s ebenfalls bejahen und darauf 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte mir die hinweisen, daß es durch das neue Statistik­
Frage erlauben, ob das nicht in eklatantem gesetz möglich geworden ist, Stichproben­
Widerspruch zu dem steht, was der Herr erhebungen durchzuführen. Die Stichproben­
Vizekanzler in dem Artikel vom 29. März erhebungen haben den Vorteil, daß sie erstens 
im gleichen Blatt Ihrer Partei gesagt hat. viel billiger sind, weil der Kreis der Befragten 

Präsident: Herr Bundeskanzler. viel enger als bei einer Vollerhebung ist, und 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Weder die For- daß zweitens die Erhebung schneller vor sich 
geht. Wir haben auf dem Gebiete der Agrar-mulierung noch eine besondere Erklärung, k d G 1 

d· . h d bl' h' V lk bl tt" statisti un der üterverke lrsstatistik solche Ie IC a ange lC Im " 0 s a vom St' h b h b b ·t .t:'  I . h 
21 M"" b b h b t t . le pro ener e ungen erm s eno grelC . arz a gege en a e, s am� VOll mH·. i durchgeführt. Ich gestehe Ihnen zu, daß dIese Formu-
lierung in einem Widerspruch zu der Haltung Präsident: Eine Zusatzfrage, 
der Bundesregierung, auch zu einigen Pas- Ab d t D H H B d . . 'k d V' k I D B 

geor ne er r. auser: err un es-sagen 1m Lmtartl �el es Ize anz ers r. ock k 1 'D W t . d St t' t'k h" t t ht I anz er. er er Je er a 18 1 ang von se . ihrer Aktualität ab, von der raschen Auf-
Präsident: Zweite Zusatzfrage. arbeitung des Materials. 
Abgeordneter Czernetz: Herr Bundeskanzler! Sehen Sie nun neben der Möglichkeit von 

Da es offensichtlich ist, daß solche Zeitungs- Stichprobenerhebungen, die dal-l neue Gesetz 
nachrichten auch in den eigenen Partei- gebracht hat, auch noch andere Möglichkeiten, 
blättern nicht unbedingt als verläßliche Mit- den Erhebungs- und Aufbereitung&vorgang zu 
teilungen anzusehen sind, wird die Frage beschleunigen � 
umso dringlicher, aus welchem Grund Sie bis- Präsident: Herr Bundeskanzler. 
her diesem Hohen Hause keinen offiziellen 
Bericht vorgelegt haben. 

Präsident: Herr Kanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich werde einen 

solchen Bericht wegen der Vertraulichkeit 
der Materie dem Außenpolitischen Ausschuß 
geben und habe mich diesbezüglich &chon 
mit dem Herrn Präsidenten in Verbindung ge­
setzt. 

Präsident: 2. Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Hauser (OVP) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend neues Statistikgesetz. 

684/M 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Sicher. Nicht 
nur darin, daß wir auf dem Gebiete der Per­
sonalversorgung des Statistischen Amtes mit 
qualifizierten Bediensteten Vorsorge getroffen 
haben, ist eine Gewähr gegeben, daß wir schnel­
ler zu Ergebnissen kommen, sondern e& sind 
auch Datenverarbeitungsanlagen - ich glaube, 
wir haben bisher zwei im Statistischen Zentral­
amt angeschafft - vorhanden, welche es 
ermöglichen, dort, wo VoJlerhebungen not­
wendig sind, diese durchzuführen; zum Bei­
spiel bei der Außenhandels&tatistik wären 

I ja Stichproben sinnlos; da müs&en automati­
. sche Zählmaschinen einerseits und dann auch, 

. Hat das neue Stati,st!"kgeset� die Efr":-vnrh�ngen, woran wir jetzt denken, Leseapparate, welche ehe mall: daran g;eknupft hat, er ullt, msb�- die Fragebogenergebnisse automatisch ab-sondElre In df\r Weise, daß Inan rascher und mit T "  geringerem Kostenaufwand zu statistischen lesen und zur \ erarbeltung bereJt.stellen, ange-
Daten gelangen kann? schafft werden. Auch daß ist im Gange. 
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Präsident : Anfrage 3 wurde zurückgezogen. 

Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 4. Anfrage : Abgeordneter Ma· 
chunze (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Inneres, betreffend Beb'ie b von Geschick. 
lichkeitsautomatell. 

685JM 

Im Hinblick auf die vom Nationalmt am 
23. Juni 1965 gcfa,ßtc Entschließung frage ich 
Sie, Hm'r Ministf'l', welcho Schritte die Bundes­
t'egiorung bei (lo.�n Landesregienmgen unter­
nommen hat, um clon Betrinb von Geschicklich­
keitsautomaten mit Ocldgewinnauszahhmg zu 
nnh'rbinden. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Angelegen­
heiten hinsichtlich Geschicklichkeitsautomaten 
sinu in Gesetzgebung und Vollziehung Landes· 
sache. Daher konnte das Bundesministel'ium 
für Inneres den in der Entschließung des 
Hohen Hauses vom 23. Juni 1 965 zum Ausdruck 
gebrachten Wunsch, die Landesregierungen 
mögen den Betrieb von Geschicklichkeit&· 
automaten mit Geldgewinnauszahlung generell 
verbieten, nur zur Kenntnis bringen, und das 
ist im Oktober 1965 nach einer entsprechenden 
Ermächtigung durch die Bundesregierung er· 
folgt. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundes· 
minister! Die Frage der Glücksspielautomaten 
spielte bei der Behandlung des Glücksspiel. 
gesetzes jedesmal eine große Rolle. Kann 
das Innenministerium mitteilen, wie viele 
solche Glücksspielautomaten auf Grund der 
Empfehlung, die an die Landesregierungen 
gegangen ist, tatsächlich entfernt wurden � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Ab· 
geordneter! Ich habe über unser Ersuchen 
von den einzelnen Landesregierungen nur 
Mitteilungen darüber bekommen, wie nun der 
gesetzliche Zustand hinsichtlich der Bewilli. 
gung oder der Konzessionierung von solchen 
Glücksspielautomaten steht. 

So habe ich von den Bundesländern Vorarl­
berg, Tirol, Salzburg und Oberösterreich schon 
Ende 1965 mitgeteilt bekommen, daß dort 
entsprechende Veranlassungen in bezug auf 
ein Verbot bereits getroffen worden sind. 

Kärnten und Niedel'österreich haben im 
Dezember des vergangenen Jahres mitgeteilt, 
daß dort ein Betriebsverbot ebenfalls bereits 
besteht. 

Das Bundesland Steiermark hat durch 
seine Landesregierung im Veranstaltungsgesetz 
1967 ein entsprechendes Verbot vorgesehen. 

Auch in "Wien ist ein Verbot seit dem JahJ:e 
1947 gegeben. Zufolge übergangsbestim­
mungen in diesem Gesetz aus dem Jahre 1947 
sind aber noch insgesamt acht Konzessionen 
zur Betätigung solcher Glücksspielautomaten 
erteilt, und zwar als einzige Existenzgrundlage 
für diese Leute. E.'i steht zu erwarten, daß 
auch diese acht Konzessionen mit der zunehmen­
den Alterung der Konzessionsinhaber erlöschen 
werden. 

Das Burgenland hingegen hat trotz mehr· 
maliger Betreibung mit Stand 20. März lau­
fenden Jahres noch keine Mitteilung ergehen 
las&en. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bnndeb­
minister! Obwohl mir bekannt ist, daß da"! in 
die Kompetenzen der Bundesländer fällt, 
erlaube ich mir die Anfrage zu stellen: Ist 
das Bundesministerium für Inneres bereit, 
in absehbarer Zeit eine neuerliche Anfrage 
an die Bundesländer zu richten, wie weit es 
tatsächlich zur Beseitigung dieser ominösen 
Glücksspielautomaten gekommen ist 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. "Hetzenauer : Herr Ab­
geordneter! Ich bin dazu bereit. 

Präsident : 5. Anfrage: Abgeordneter Libal 
(SP()) an den Herrn Innenminister, betreffend 
Neubestellung des Polizeidirektors von Linz. 

706/M 

"Weshalb wmde bei der NeubesteIlung des 
Polizeidirektors von Linz von d€'l seit 20 J ahren 
geübten Gepflogenheit Abstand genommen, 
vor der Entscheidung die Meinung des Bürger­
meisters zu dieser für die Bevölkerung einer 
Landeshauptstadt so wichtigen Personalmaß­
nahme einzuholen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! In dem soge­
nannten Kompetenzgesetz ist die Einholung 
einer Meinung einer Landeskörperschaft oder 
auch nur des Bürgermeisters lediglich hin­
sichtlich der Gendarmerie vorgesehen. 

Ich habe auch aus den Akten nicht er­
heben können, daß meine Amtsvorgänger 
aktenkundigerweise jeweils bei Bestellung von 
Polizeidirektoren die Meinung der Bürger. 
meister der Landeshauptstädte oder der Bür­
germeister einer Stadt, in welcher ein Polizei­
kommissariat leitungs mäßig zu besetzen war, 
eingeholt hätten. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Libal: Herr Minister! Aus klasse, 1. Gehaltsstufe - 3 Gehaltsstufen 
welchen Gründen wurde ein Oberpolizeirat Unterschied! Der Rang des Dr. Reimer 
der Polizeidirektion Graz, der außerdem ein ist seit 1. 1. 1961 und der des Dr. Koller seit 
Gewährsmann Ihrer Partei ist, zum Polizei- 1. 1. 1 966. 
direktor von Linz ernannt, und warum wurden Dazu darf ich Ihnen aber noch folgendes 
dabei Beamte der Bundespolizeibehörden in sagen: Der von Ihnen zitierte Herr Dr. Koller Oberör,terreich, wie zum Beispiel Herr Ober- hat in meinem Sekretariat nach der Verlaut­polizeirat Dr. Koller oder Herr Oberpolizeirat barung der Besetzung des Polizeidirektors 
Dr. Puffer, übergangen, �obei Oberp�lizei�at und nach der Polemik in der "Arbeiter­Dr. Kol�er 20

" 
Ja�re mIt der �u�h�kat�on Zeitung" angerufen, folgendes mitgeteilt und ,,�usge�eIChnet beI der Bundespo IzeIdIr�k�lOn i mich ermächtigt, das im Falle einer Anfrage 

Lmz DIenst getan hat und Herr OberpohzeIrat im Hohen Haus auch zu verlautbaren - er 
Dr. Puff�r wegen Nichtverwendun? in Linz hat am 23. März, 8.25 Uhr angerufen und nach WIen versetzt wurde, d�mIt er 

. 
be- folO'endes ausgeführt _: 

fördert werden kann, und dabeI von semer. '" 
Familie getrennt worden ist � I In der Aussendung der "Sozialistischen \. Korrespondenz" vom Dienstag, den 21 .  März, 

Präsident: Herr Minister. sei gegen die Bestellung des Oberpolizei-
Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge- i rates Dr. Franz Reimer aus Graz zum lleuen 

ehrter Herr Abgeordneter! Ich darf noch ein- I Polizeidirektor in Linz polemisiert worden. 
mal darauf hinweisen, daß ich aus den Akten Unter anderem sei dabei ausgeführt worden, 
meines Ressorts nicht entnehmen konnte, daß man gleichrangige Beamte, darunter Ober­
daß bisher jeweils die Meinung eines Bürger- polizeirat Dr. Koller, übergangen habe. 
me:isters bei der Bestellung eines Polizei- Dr. Koller führt dazu aus, daß er mit dieser 
direktors eingeholt wurde. Ganz im Gegen- und allen anderen ähnlichen Aussendungen 
teil: Aus den Akten habe ich entnommen, nicht das geringste zu tun habe (Rufe be1-
daß die Bestellung eines Polizeidirektors, der SPÖ: Er hat Ang8t gehabt I), er fühle sich 
beispielsweise bei den Polizeidirektoren von auch durch die Bestellung des Oberpolizei­
Linz Dr. Häusler und Liemert-Weiss, in der I rates Dr. Reimer zum Polizeidhektor in Linz 
gleichen Weise vollzogen worden ist, wie in keiner Weise übergangen und lege in diesem 
ich ich das jetzt gemacht habe: Verständigung Zusammenhang Wert auf die Feststellung, 
des Herrn Bürgermeisters und Einladung zur daß er weder der Sozialistischen Partei noch 
Amtseinführung. einer ihrer Zweckorganisationen angehöre. Und 

Konkret darf ich aber noch hinzufügen, sollte der Herr Bundesminister, heißt es 
daß ich darüber hinausgegangen bin: Ich habe weiter, im Parlament in der Angelegenheit 
den Herrn Bürgermeister von Linz vor der Bestellung des Polizeidirektol's von Linz 
meiner Entscheidung mündlich verständigt, schriftlich oder mündlich befragt werden. 
daß ich zur Besetzung der Polizeidirektion so sei Dl'. Koller - wie er erklärte - durchaus 
Linz verhalten bin und da.ß ich ihm also einverstanden, daß ich von dieser seiner 
einen geeigneten Bewerber vorstellen werde. Äußerung hier Mitteilung mache, was ich 
Der Herr Bürgermeister von Linz hat da- hiermit getan habe. (Zustimmung be'i der' 
gegen keinen Einwand erhoben. Ö V P. - Abg. M ayr': Eigengoal! - Abg. 

'Venn Sie aber, Herr Abgeordneter, mich Ozettel: Wir haben eben keine Sozialisten 

fragen, wieso ich dazu gekommen bin, nun dort I) 
den Oberpolizeirat Dr. Reimer aus Graz zum Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Polizeidirektor in Linz zu bestellen, dann 
muß ich Ihnen in 'Viderlegung Ihrer Auf­
fassung sagen, daß ich gewissenhaftest nach 
Rang und Qualifikation verfahren bin. (Wider­
spruch bei der SPO.) Und dazu darf ich Ihnen 
konkret sagen, wie diese Rangverhältnisse ge­
legen sind, sehr geehrter Herr Abgeordneter: 
Herr Oberpolizeirat Dr. Reimer ist Geburts­
jahrgang 1 9 1 1, der von Ihnen genannte 
Dr. Koller Geburtsjahrgang 1923, zwölf Jahre 
jünger! (Zustimmung bei der OVP, - Abg. 
o zettel: 20 Jahre in Linz ! -Abg. Dr. W it  halm: 
Bei Ihnen wär's gegangen, Herr Gzettel, was?­
Abg. Lanc: Haben Sie was gegen die Jugend?) 
Der Rang des Dr. Reimer i&t die VII, Dienst· 
klasse, 4. Gehaltsstufe; Dr. Koller: VII. Dienst-

Abgeordneter Libal: Herr Bundesminister � 
Sie haben damit jetzt selbst den Beweis er­
bracht, daß wir uns nicht nur für Sozialisten 
einsetzen, sondern auch für andere! (H eitet'­
keit. - Beifall bei der SPO.) Sie haben 
darüber hinaus den von mir zweitgenannten 
Herrn Dr. Puffer üherhaupt nicht erwähnt, 
der die Qualifikation und auch die Dienst� 
jahre gehabt hätte und so weiter, der aus 
dem Grund ja nach Wien versetzt worden ist, 
weil er hier angeblich eine Beförderungs­
möglichkeit vorfinden sollte. 

Ich frage Sie daher: Wollen Sie auch in 
Zukunft bei Besetzung einer Sicherheitsfunk­
tion Beamte im lokalen Behördenbereich, die 
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Libal 

die rangmäßige, verwendungsmäßige und quali­
fikationsmäßige Anwartschaft auf eine lei­
tende Funktion erworben haben, durch Her­
anziehung ortsfremder Beamter zurücksetzen 1 
(Abg. Guggenberger: Siehe Klagenfurt I) 

Präsident : Herr Minigter. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Zum Zeitpunkt 
der Besetzung des Postens des Polizeidirektor& 
in Linz war Herr Oberpolizeirat, jetzt Hofrat 
Dr. Puffer bereits Leiter der Abteilung I -
Staatspolizeiliche Abteilung - der Bundes­
polizeidirektion Wien und infolgedessen an 
der Besetzung eines Polizeidirektorpostens 
in Linz überhaupt nicht mehr interessiert. 
Darüber hinaus mußte ich also, wenn eine 
Polizeidirektion besetzt werden sollte, nach 
Rang und Qualifika tiön vorgehen und be­
achten, bei welcher Polizeidirektion so quali­
fizierte Konzeptsbeamte in erforderlicher Zahl 
verfügbar waren. Das traf hinsichtlich Graz 
zu. (A bg. Ulbrich: Was bildet er 8ich denn 
ein ?) 

Dazu hat sich noch die günstige Situation 
ergeben, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
daß ich mit der Bestellung des Oberpolizei­
rates Dr. Reimer von Graz nach Linz einen 
Platz frei gemacht habe, um Ihren Partei­
angehörigen Sektionsrat Dr. Jäger von Linz 
nach Graz zurückzuversetzen, worum ich aus­
drücklich gebeten worden bin . (A bg . Ozettel: 
Das hat mit der Partei gar nicht8 zu tun 1 
Die Schwarzen nach Linz 1 Das wollen Sie 
damit von der Regierungsbank aus beg1'ünden 1 -
A bg. Dr. van Tongel : Der Proporz i8t wieder­
hergpstellt 1 - Rufe und Gegen1'ufe.) 

Präsident (das . Glockenzeichen gebend): Am 
Wort ist der Herr Minister! Bitte, sich zu 
beruhigen. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Ich muß 
erwähnen, daß ich auch bei dieser Versetzung 
gewissenhaft nach Rang und Qualifikation 
vorgegangen bin, obwohl der Herr Amts­
vorgänger, der Herr Minister außer Dienst 
Czettel, bei der Versetzung des Sektions­
rates Dr. Jäger nach Graz ihn dort zum 
Polizeidirektorstellvertreter unter Umgehung 
aller Ränge ernannt hat. Ich habe diese Be­
setzung in die qualifikations- und rang­
mäßige Situation zurückgeführt. ( Abg, 
Ozet te l: Das stimmt nicht, Herr Ministed) 
Das stimmt. (Zwi8chenruJ des Abg .  Doktor 
J. Grube r .) 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter MeißI 
(F pO) an den Herrn Innenminister , be­
treffend Neuausstellung eines Personalaus­
weises. 

707/M 
Sind Sie bereit, dem in allen Kreisen der Be­

völkerung bestehenden Wunsch Rechnung zu 
tragen, es möge bei der durch Ablauf eines 
bereits einmal verlängerten Personalausweises 
notwendig gewordenen N euausst.ellung ahf die 
neuerliche Vorlage der schon anläßlich der Erst­
ausstellung vorgelegten Dokumente verzichtet 
werden? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. (A bg.  
Czet te l: Es wird schon wieder ander8 werden, 
Het'r Grub er ! - Abg.  Dr. J. Grub er: Was 
denn? - Abg. Ozet te l :  Die8e eindeutig e 
Personalpolitik I) 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Auf Ihre in 
Ihrer Anfrage enthaltene Anregung habe ich 
Auftrag gegeben, den § 6 der Verordnung des 
Bundesministeriums für Inneres über die An­
erkennung eines Personalausweises als Paß­
ersatz dahin gehend abzuändern, daß bei Aus­
stellung eines neuen Personalausweises die 
zur Feststellung des Namens und der Ge­
burtsdaten erforderlichen Urkunden dann nicht 
mehr vorgelegt werden müssen, wenn sie 
der ausstellenden Behörde bereits einmal vor­
gelegt worden sind. Dagegen vermag ich 
nicht auf die neuerliche Vorlage des Nach­
weises der Staatsbürgerschaft und der Melde­
bestätigung zu verzichten, weil sich hier Ver­
änderungen ergeben können und daher die 
Vorlage dieser Papiere erforderlich ist. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident : 7. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Kranzlmayr (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für Justiz, betreffend Entwurf eines 
Bewährungshilfegesetzes. 

686JM 
\Vie ist der Stand der Arbeiten am Entwurf 

eines Bewährungshilfegesetzes ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Zu dem 
im November des Vorjahres versendeten Ent­
wurf eines Bewährungshilfegesetzes sind eine 
Reihe von Stellungnahmen eingelangt. Diese 
Stellungnahmen sind bereits ausgewertet wor­
den, und es sind auch alle budgetären und ver­
fassungsrecht.lichen Vorfragen geklärt worden. 

ZWBi Bundesländer haben allerdings die 
Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines 
derartigen Gesetzes in Zweifel gezogen. Ich 
bin daher der Meinung, daß die Bundesregie­
I'ung an den Verfassungsgerichtshof einen 
Antrag nach Artikel 138 Ahs. 2 des Bundes­
Verfassungsgesetzes stellen sollte, um die 
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Bundl'sminister Dr. Klecatsky 

Kompetenzlage eindeutig zu klären. Der 
Entwurf des Bewährungshilfegesetzes wird zu 
diesem Zweck derzeit adaptiert. 

Prasident: 8. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn Justizminister, 
betreffend Vorwürfe eines U ntersuchungsrich­
tel'fl gegen Justizbehörden. 

727/M 

Haltell Sie de>n Umstand, daß ein Unter­
RlI(;hungsrichter in einer Zuschrift an eine Tages­
zeitunp: gegell andere Justizbehörden, im be­
sonderen g(�gen die StaatsanwaJt,schaft, öffent­
lich ßchwore Vorwürfe erhoben und der Staats­
an\valtschaft "einseitige Information der Presse, 
ein';f'itige Intorossen und mangelnde Objektivi­
tät" vorgehalten hat, dem Ansehen der Justiz 
für fördel'lic h ? 
Präsident: Bitte, Herr Minister. 

BundeHminister Dr. Klecatsky : Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Die Prüfung der 
l?rage, ob ein Richter durch sein Verhalten 
seirrt' Standes- oder Am t,spflichten verletzt 
hat, obliegt nicht dem Bundesminister für 
Justiz, sondern nach dem Richterdienstgesetz 
ausschließlich dem zuständigen Disziplinar­
gericht. 

AbgeHehen davon könnte das in Ihrer 
Anfrage- erwähnte Verhalten dem Tatbilcl der 
§§ 321, 487 oder auch dem § 495 Abs, 1 des 
Stl'afgcl'ctzes entsprechen. Dies unterliegt aller­
ding� der Beurteilung des zuständigen Gerich­
teH. Fa.lJH Sie, sehr geehrter Herr Abgeordne­
ter', niUf\ll konkreten Fall im Auge haben, 
hin ich t'elbstverstäncllich gerne bereit, dazu 
Stellu'"�, �H nehmen, soweit ich dazu rechtlich 
in der L�'.gl' bin, 

Pläsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Sehr geehrter Herr 
Bnnde::-,minister! Ich habe meine Achtung 
vor \.k m Richterstande schlechthin in diesem 
Han�t· "ehr oft dokumentiert . Gerade das ist 
der Grund, warum ich diesen Fall anführe, 
der ja hier schon öfter Anlaß zu Besprechun­
gen gegeben hat und wo offensichtlich die 
Disziplinargewalt allein nicht ausreicht, die 
Ordnung herzustellen. Ich frage daher, ob 
Sie nicht auch der Anaicht sind, daß die 
Bestimmungen des Richterdienstgesetzes- wo­
nach ein Richter sich in und außer Dienst 
vorwurfsfrei zu benehmen hat, daß er zur 
Versch,\"iegenheit über alle ihm ausschließ­
lich aus seiner amUichen Tätigkeit bekannt­
gewordenen Tatsachen verpflichtet ist und 
daß er seine Ansichten über die von ihm zu 
erledigenden Rechtssachen außerdienstlich 
nicht äußern darf -in dem Augenblick verletzt 
werden, wo ein Richter in einem Zeitungs­
artikel begründet, warum er gegen einen Haft­
antrag der Staatsanwaltschaft aufgetreten ist, 

wo er anderen Justizbehörden gezielte Indis­
kretionen vorwirft, wenn er auf ein einseitiges 
Interesse der Staatsanwaltschaft hinweist und 
wenn er auch unwahre Behauptungen 
aufstellt, indem er er klärt hat, es wäre 
ihm ein Beschluß nicht zugestellt worden, 
obwohl er ihn dokumentarisch nachweisbar 
Tage vorher gehabt hat 1 Ich frage, ob das 
nicht Grund genug ist, zur Wahrung des 
Ansehens der Justiz endlich jene Maßnahmen 
zu ergreifen, die ein derartiges V orgehen, das 
den gesamten Richterstand schädigt, in Zu­
kunft abstellen. 

Präsident : Herr Minister. 

Justizminister Dr. Klecatsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sicherlich bin ich grund­
sätzlich dieser Meinung, nur glaube ich, man 
könnte nur an Hand eines konkreten Falles 
diese Frage restlos beantworten. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Sind Sie, n achdem 
die Debatte offenbar schon seit Jahren geht, 
bereit, das Ihre dazu beizutragen, wenn ich 
Ihnen im Anschluß an die Fragestunde den 
Artikel, den Akt und den Namen des Rich­
ters bekanntgebe, um den Fall einer Diszi­
plinaruntersuchung zuzuführen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Selbstver­
ständlich, sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Präsident: 9. Anfra,ge: Abgeordneter Dok­
tor Kranzlmayr (() V P) an den Herrn J ustiz­
minister, betreffend Reform des Militärstraf. 
gesetzes, 

687/M 

'Vie weit ist die Reform des Militärstraf­
gesetzes gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bereits im Jahre 1959 
ist im Bundesministerium für Justiz der Ent­
wurf eines Militärstrafgesetzes ausgearbeitet 
worden. Man wollte diesen Entwurf 
mit der großen Strafrechtsreform kop­
peln und hat dann die Arbeiten wieder zu­
rückgelegt. Ich war allerdings der Meinung, 
daß aus verschiedenen Gründen der Entwurf 
des Militärstrafgesetzes doch sofort weiter­
behandelt werden sollte. Ein solcher Entwurf 
ist inzwischen fertiggestellt worden und dem 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung 
zugegangen. Es werden jetzt Besprechungen 
zwischen dem Bundesministerium für Justiz 
und dem Bundesministerium für Landesver­
teidigung über den Inhalt dieses Entwurfes 
stattfinden. 
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Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr : 'Vann wird 
der Entwurf zur Begutachtung ausgesendet 
werden 1 

Präsident : Herr Ministel . 

Bundesminister Dr . Klecatsky : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Ich werde ihn dann zur 
Begutachtung aussenden lassen, wenn mit 
dem Bundesministerium für Landesverteidi­
gung ein grundsätzliches Einverständnis über 
den Inhalt hergestellt ist. 

Präsident : 10. Anfrage : Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (Ö VP) an den 
Herrn Justizminister, betreffend Gehälter der 
Rechtspraktikanten. 

689/M 

Haben Sie, Herr Minister, die Absicht, die 
Gehälter der Rechtspraldikanten in der 'V ei se 
anzuheben, daß sie zumindest die Höhe der 
Gehälter der Probelehrer alldenHöheren Bundes­
lehranstalten erreichen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky : Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete ! Die Unterstützungsbei­
träge der Rechtspraktikanten haben bisher 
der Höhe nach den Unterstützungsbeiträgen 
für Probelehrer entsprochen. Für ledige Rechts­
praktikanten beträgt der Unterstützungsbei­
trag derzeit monatlich 1520 S, für verheiratete 
Rechtspraktikanten monatlich 1640 S. Der 
Unterstützungsbeitrag für Probelehrer ist mit 
1 .  Jänner 1 967 für Ledige mit 1650 S und für 
Verheiratete mit 1780 S monatlich festgesetzt 
worden. 

über die Initiative des Bundesmini�teriums 
für Justiz hat das Bundeskanzleramt eingela­
den, die Unterstütznngsheiträge für Rechts­
praktikanten rückwirkend ab 1. Jänner 1967 
den Unterstützungsbeiträgen für Probelehrer 
anzugleichen und ab 1. August 1967 eine 
weitere Erhöhung der Unterstützungsbeiträge 
für Rechtspraktikanten um 7 Prozent vorzu­
nehmen. Für diese Erhöhung der Unter­
stüt.zungsbeiträge ist die Zustimmung des 
Bundeskanzleramtes und des Bundesministe­
rium� für Finanzen notwendig. Die Einholung 
dieser Zustimmungen ist vom Justizministe­
rium bereits veranlaßt worden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dipl. -Ing. Dr . Johanna Bayer : 
Herr Bundesminister ! Diese beabsicht.igte 
oder durchgeführte Anhebung ist erfreulich, 

. aber d ie Beträge scheinen mir im Hinblick 
auf die Dauer des ahsolvierten Jusst.udiums, 
auf die Leistung, die die Rechtspraktikanten 
erbringen, und auch im Hinblick darauf, daß 
die Angehörigen mancher anderen Berufs­
gruppen mit 17 und 18 Jahren viel höhere 

Einkommen haben, doch etwas niedrig zu sein. 
Ich möchte daher fragen, ob weitere Bestre­
bungen im Gange oder beabsichtigt sind, um 
die finanzielle Situation der Rechtsprakti­
kanten zu ver bessern. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky : Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete ! Ich bin mit Ihnen der 
Meinung, daß man die Lage der Rechtsprakti­
kanten in finanzieller Hinsicht noch weiter 
verbessern müßte, nur glaube ich, daß es 
auch an der Zeit wäre, eine gesetzliche Rege­
lung für diesen Gegenstand zu findeIl. Seit 
alters her sind nämlich diese Unterstützungs­
beiträge nicht durch Gesetz, sondern nur durch 
Erlässe festgesetzt. Ich habe bereits den Auf­
trag gegeben, daß ein entsprechender Gesetz­
entwurf ausgearbeitet wird. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident : 1 1 . Anfrage : Abgeordneter Dok­
tor Kummer (Ö VP) an den Herrn Bundes­
minister für Unterricht, betreffend Gastspiel 
der Wiener Staatsoper . 

692/M 

Wie weit sind die Vorbereitungen für das 
GaRtspiel der Wiener St.aatsoper im September 
1 9 67 gediehen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Pifff· 
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter !  
Die Vorbereitungen sind planmäßig im Zuge, 
abgeschlossen werden sie natürlich erst un­
mittelbar vor Beginn sein. Die Verträge mit 
den Künstlern sind abgeschlossen, die Quartiere 
sind sichergestellt, alles, was zurzeit überhaupt 
bestellbar und durchführbar war, ist in voller 
Ordnung erfüllt . 

In der Zwischenzeit, während die Wiener 
Staatsoper mit 1 6  Opernaufführungen in Mont­
real gastieren wird, wird hier in Wien eine 
Ballettsaison eingeschoben, die, was die Bühne 
anlangt, mit eigenen Kräften bestritten wer­
den wird, was das Orchester anlangt, durch ein 
Engagement des Niederöst.erreichischen Ton­
künstlerorchesters. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kummer : Herr Minister ! 
Wie lange wird dieses Gastspiel dauern � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifll-Pertevic : Das Gast­
spiel wird mit Zu- und Rückreise den ganzen 
September dauern, darüber hinaus vielleicht 
noch einige oder mehrere Tage, während. derer 
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Bundesminister Dr. Pifft-Pereevie 

aber doch schon mit zum Teil zurückgekehrten 
Kräften hier an der Oper der Opernbetrieb 
wieder aufgenommen werden kann. 

Abgeordlletm' Dr. Kummer : Danke. 

Präsident : 12.  Anfrage : Abgeordneter Robak 
(SPO) an den Herrn UnterriehhnniniHter, 
betreffend Buudesrealgymnasium Eisenfltadt. 

708jM 
. 'Velche Maßnahmen gedenkt der Herr Bundes­

minister für Unterricht zu ergreifen, um die 
Zustände am Btmdesrealgymnasium EiAenstadt, 
das stark überfüllt ist, zu verbessern ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bunde8minü�ter Dr. Piffi-Percevic : Sehr ge- i 
ehrter Herr Abgeordneter ! Die uns schmerz­
lich bekannte Überfüllung wollen wir dadurch 
meistern, daß wir in EiRenRtadt ein zweites 
Bundesrealgymnasium errichten werden. Die 
diesbezüglichen Verhandlungen wegen eines 
Bauplatzes sind im Zuge. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak : Herr Minister ! Das 
Bundesrealgymnasium und Bundesgymnasium 
Eisenstadt wurde im Jahre 1952 für damals 
12 Klassen gebaut. Inzwischen sind dort 
bereits 20 KlasRen untergebracht ; alle Neben­
räume mußten für den Lehrbetrieb in Anspru ch 
genommen werden. Diese Anstalt hat mehr als 
700 Schüler. Damals, als diese Anstalt gebaut 
wurde, gab es im Burgenland sehr wenige 
Hauptschulen, sodaß der Zuzug eigentlich 
nicht sehr stark war, und trotzdem ist dieses : 
Gymnasium so stark überfüllt. Inzwischen hat I die burgenländische Landesregierung ein Schul­
baukonzept beschlossen, sodaß in den letzten 
Jahren eine ganze Reihe von HauptRchulen 
gebaut wurde beziehungsweise im Bau 
ist. Es wird fast unmöglich sein, den Zuzug 
aus diesen Hauptschulen in ein Gymnasium I aufzunehmen. Glauben Sie nicht, daß die 
Planung so rasch wie möglich aufgenommen 
und mit dem Bau begonnen werden soll ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bunde"minister Dr. Piffl-Percevic : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter ! Die große Schul­
freudigkeit der burgenländischen Landesregie­
rung einerseits und der große Bildungswille 
der burgenländischen Jugend andererseits ist 
uns mit großer Freude bekannt. Die Lage am 
Gymnasium in Eisenstadt habe ich mir selbst 
durch einen Besuch vergegenwartigt. Wir 
sind selbstverständlich bestrebt, so rasch wie 
möglich die Lage eben, wie erwähnt, durch die 
Errichtung eines zweiten Gymnasiums zu 
verbessern. Ich wiederhole. daß die Planung, 
die Funktionsprogrammerstellung im vollen 
Zuge ist, und wir hoffen, daß im Zusammenwir-

ken mit den örtlichen SteHen alsbald der be· 
friedigende Bauplatz sichergestellt werden 
kann. 

Präsident :  Zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Robak: Herr Minister ! Ihnen 
wird bekannt sein, daß sich vor einiger Zeit, 
ich glaube am 3. März, der Elternrat dieser 
Schule mit diesem Problem befaßt hat ; an­
geblich wlude an Sie ein Schreiben abgeschickt. 
In diesem Schreiben werden auch alle diese 
Schwierigkeiten aufgezählt. Ist Ihnen bekannt , 
daß der Schulrat eine Resolution abgefaßt und 
anch an das Ministerium geschickt hat ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr . Piffl-Percevic : Ich bin 
darüber informiert. Die Sorgen der Eltern 
decken sich durchaus mit meinen Bestrebungen, 
ihnen entgegenzukommen, um diese Sorgen 
eben durch diese Schulneugründung überflüssig 
zu machen. 

überdies darf ich noch ergänzen, daß wir 
diese Situation auch dadurch meistern wollen 
und auch schon dabei sind, daß wir in den 
Umgebungsbezirken ebenfalls neue Schulen 
gründen, sodaß der Zustrom zur Schule in 
Eisenstadt selbst dadurch etwas gemildert 
werden kann. 

Präsident : 13. Anfrage : Abgeordneter Zeil­
linger (F p()) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Führung mehrerer Klassen durch 
P1lichtschullehrer. 

728JM 
Halten Sie es im Hinblick auf das Lehr- und 

Lernziel an unseren Schulen, aber auch vom 
sozialen Standpunkt aus für vertretbar, daß 
mit der Führung einer Klasse an sich bereits 
voll am,gelastete Pflicht.schullehrer neben dieser 
Klasse noch eine weitere Klasse voll unterrichten 
lmd damit praktisch einen zweiten Beruf aus­
ü.ben beziehungsweise einen zweiten Planposten 
ausfüllen müssen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Die Füh-
rung zweier Klassen durch ein und denselben 
P1lichtschullehrer empfinden wir selbstver­
ständlich nach vielen Gesichtspunkten a18 eine 
sehr bedrückende Maßnahme, die nur mit Zu­
stimmung des Lehrers überhaupt erzielbar ist 
und ihre Rechtfertigung nur in dem Unter­
richtsanspruch der Kinder finden kann, eine 
Maßnahme, die sicherlich von der Landesschul­
behörde, welche für diese Einteilung zuständig 
ist, nur mit großen Sorgen getroff�n wird, wo 
es absolut notwendig ist, um den Schülern 
den Unterricht überhaupt zu ermöglichen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Bevor ich meine 
Zusatzfrage stelle, darf ich Sie, Herr Minister, 

285 
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Zeillinger 

um nicht um eine Zusatzfrage umzufallen, Abgeordneter Zeillinger: Herr Minister ! Ich 
.darauf aufmerksam machen, daß Sie eigentlich muß Ihrer letzten Bemerkung allerdings ent­
den zweiten Tei l der Aufrage, ob die Sache gegenhalten, daß in der Privatwirtschaft das 
vom sozialen Standpunkt aus vertretbar ist, selbstverständlich verboten ist und mit Recht 
nicht beantwort-et haben . Ich zweifle nicht aus gesundheitlichen und aus sozialpolitischen 
daran,' daß ein Lehrer, wie uns immer wieder Gründen verfolgt werden 'würde, was Sie hin­
gesagt wird, mit 24 Unterrichtsstunden pro sichtlich der Lehrer jetzt hier verteidigen und 
Woche voll ausgelastet ist. 'Venn er nun was zweifellos nur zu schweren Gesundheits­
zweimal die 24 Stunden macht, hat er mit schädigungen der ohnehin in so knapper Anzahl 
den Verbesserungen 80 bis 90 Arbeitsstunden. vorhandenen Lehrer führen kann. 
Das Arbeitsinspektorat kann zwar nicht ein- H M" t t h ' h  Ih A f" h , ,. , err .I. InIS er, vers e e IC l'e us u -schreiten, aber es ware dIe Frage, ob daR gerade . ht ' � S' ci '  d d f" 1 ß d '  K' d , ' .  I rungen nc 19 . Ie oln a ur, (. a Je In er beI dem Lehrermangel ,  den WIr hahen, Jl( )('h · . J h I " ' d ' S I I h b t tb . t um em a r anger In Ie c lU e ge en, a er ver re ar IS • nur die gleiche Schulzeit haben 1 (Widerspruch 

Aber Sie sprachen vom Unterri chtsanspruch bei der 0 V P.) Doch, doch. Der Herr Minister 
der Kinder, Herr Bundesminister. hat gelSagt, daß er der Ansicht ist: entweder 

Ich darf Ihnen dazu sagen : Sie haben selbst kein Unterricht oder erschwerter Unterricht. 
zugegeben, daß es die Mängel der berüchtigten Hätte man den Unterricht so wie bisher be­
Schulgesetze sind : Lehrermangel und Klassen- lassen, dann wäre man ausgekommen. Haben 
mangel . Aber verlet.zt es nicht geradezu den Sie keine anderen Vorschläge zu machen, um 
Lernanspruch der Kinder, wenn Sie zu solchen diesen unerträglichen Zustand zu beenden � 
Maßnahmen greifen 1 Das bedeutet nämlich Es ist ja tatsächlich unerträglich : Die Kinder 
nicht nur, daß der Lehrer ganztägig unter- lernen nichts, die Klassen können nicht gelüftet 
richtet, sondern es müssen auch die Unter- werden, und die Lehrer gehen dabei gesund­
richtsstunden von 50 auf 45 Minuten gekürzt heitlich zugrunde. Sie können sich auf den 
werden, damit der Lehrer wenigstens 40 Minu- Unterricht nicht vorbereiten, die Qualität 

ihres Unterrichtes muß darunter leiden. Wissen ten Mittagspause hat. Das bedeutet : Man hat 
auf der einen Seite das 9. Schuljahr eingeführt, Sie also keinen anderen Vorschlag, 
gleichzeitig verlieren aber die Kinder im Lauf als zu sagen : Entweder kein Unterricht, oder 
von neun Jahren ein volles Schuljahr _ je fünf es bleibt so, wie es ist � 
Minuten pro Stunde. Das heißt, daß sie um ein Präsident : Herr Minister. 
Jahr länger in die Schule gehen und die gleiche 
Zeit wie früher Unterricht haben. Halten Sie 
es mit dem von Ihnen verlautbarten Unter­
richtsanspruch und mit dem Lehrziel der Kinder 
für vereinbar, daß man sie um ein Jahr länger 
in die Schule gehen läßt, aber nur dieselbe 
Zeit unterrichtet � 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Dieser auf 

Einzelfälle beschränkte Umstand ist - ich 
wiederhole es noch einmal - durchaus be­
drückend, er wird von uns als bedrückend 
empfunden. Im übrigen ist die Alternative : 
Kein Unterricht oder ein etwas eingeschränkter 
oder erschwerter Unterricht, Bei dieser Alter­
native muß es doch wohl heißen : Ein ver­
kürzter, ein erschwerter, ein vielleicht nicht 
so intensiver Unterricht ist keinem Unterricht 
vorzuziehen. 

Bezüglich der sozialen Frage darf ich er­
wähnen, daß ich darauf verwies : Eine solche 
Maßnahme ist nur mit Zustimmung des be­
treffenden Lehrers selbst möglich. Wenn er 
sich dazu bereit, findet, so ist, glaube ich, 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Das war 
kein Vorschlag, sondern der Hinweis, daß in 
Einzelfällen nur so Abhilfe geschaffen werden 
kann. Im übrigen ist es Ihnen, Herr Abgeord­
neter, aus vielen Anfragen, die hier gestellt 
wurden, und aus Ihrem eigenen Wissen bekannt, 
daß wir sehr wohl bestrebt sind, diesen Um­
stand durch Werbung von Lehrern und durch 
sonstige Maßnahmen, die insbesondere auch 
von den Ländern unterstützt werden, zu be­
heben, um eine Häufung der von Ihnen auf­
gezeigten Fälle zu vermeiden. 

Präsident : 14. Anfrage : Abgeordneter LeisseI' 
(OV P) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Großbeschleuniger der Europäischen 
Kernforschungsorganisation. 

693JM 
vVelche Maßnahmen wurden vom Bundes­

mi nisterium für Unterricht in die Wege ge­
leitet, um Österreichs Position bei der Be­
werbung um einen Großbeschleuniger der ELU'O­
päischen Kernforschungsorganisation (CERN) 
zu stärken ? 

nicht von einer sozialen Zwangsmaßnahme zu Präsident: Bitte, Herr Minister. 
spre?hen, da er selbst einer solchen Maßnahme I Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Sehr ge-
zustImmt. I ehrtel' Herr Abgeordne�er! Ich darf die grund-

Präsident : Zweite Zusatzfrage. I sätzliche Anstrengung Österreichs als bekannt 
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Bundesminister Dr. Pifll-Percevic 

voraussetzen und mich auf die derzeit im 
Gange befindlichen zusätzlichen Anstrengungen 
beschränken. 

Technisch wird zurzeit eine Zusatz bohrung 
vorgenommen, die zur Hälfte vom CERN und 
zur Hälfte von Österreich bezahlt wird. Dies 
ist notwendig geworden, weil sich Insuffizienzen 
des Gesteins an gewissen Stellen bemerkbar 
gemacht haben und wir nun diesen etwas 
weniger günstigen Gesteinsverhältnissen aus­
weichen wollen. Im übrigen kommen die mit 
dieser Materie i beschäftigten Fachleute der 
Ministerien und der wissenschaftlichen In­
stitute wöchentlich zusammen, um alle sich 
neu ergebenden Aspekte zu beraten und die 
nötigen Maßnahmen zu veranlassen. 

Darüber hinaus haben wir einen sehr regen 
ständigen Kontakt unserer Wissenschafter 
mit dem CERN in Genf. Ich selber wollte 
diesen Kontakt unterstreichen, als ich in 
der vergangenen Woche bei CERN in Genf 
war und dort die Anlagen nicht nur besichti­
gen konnte, sondern auch Perspektiven hin­
sichtlich der Chancen und Notwendigkeiten 
bezüglich eines neuen, sehr großen, nämlich 
eines 300 GeV-Beschleunigers erhielt. Die 
Chancen sind zurzeit vom Generaldirektor des 
CERN dahin charakterisiert worden, daß sich 
neun Länder bewerben, sodaß, mathematisch 
verteilt, die Chance je Land bei 1 1  Prozent 
liege. Es bewerben sich insbesondere die vier 
großen Länder, die 75 Prozent der Aufwen­
dungen für CERN leisten. Das ist natürlich 
eine sehr schwierige Konkurrenz, die wir aber 
hoffentlich durch eine gediegene Vorbereitung, 
durch das Anbieten ausgezeichneter wissen­
schaftlicher Arbeitsbedingungen und vor allem 
durch das Angebot eines guten Geländes wett­
machen können. Das ist unser Bestreben. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident : Die nachfolgenden, an die Frau 
Bundesminister für soziale Verwaltung ge­
richteten Anfragen werden vom Herrn Staats­
sekretär im Sozialministerium Soronics beant­
wortet. 

15. Anfrage : Abgeordneter Krempl (Ö V Pj , 
betreffend Vermerkung der Blutgruppe im 
Führerschein. 

694/M 

In Anbet.racht der großen Zahl von Verkehrs­
unfällen frage ich Sie, Frau Bundesminister, ob 
Sie es im Interesse der Volksgesundheit für 
zweckmäßig halten, im Führerschein bei den 
persönlichen Daten auch die Blutgruppe des 
Führerscheininhabers zu vermerken. 

Präsident : Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung beschäftigt sich schon 
lange mit der Frage, ob es möglich i�t, in den 
Kennkarten beziehungsweise in den Führer­
scheinen die Blutgruppe einzutragen. Bisher 
sind auf diesem Gebiete rechtliche und ver­
fassungsrechtliche Bedenken und Schwierig­
keiten aufgetreten, die noch nicht überwunden 
werden konnten. Auch vom medizinischen 
Standpunkt aus sind Bedenken angemeldet 
worden, sodaß es bisher nicht möglich war, 
diese Angelegenheit positiv zu erledigen. Obwohl 
die Schwierigkeiten nicht beseitigt werden 
konnten, wird die Sache weiterverfolgt. 
Vielleicht gelingt es doch, gelegentlich hier 
einen positiven Abschluß zu erreichen. 

Präddent : 1 6. Anfrage : Abgeordneter Melter 
(F PÖ j, betreffend N euregelung der Kriegs­
opferversorgung . 

709/M 

\Verden Sie alle erforderl ichen Maßnahmen 
ergreifen, damit noch in der Frühjahrssession 
1967 dem Nat.ionalrat eine Regierungsvorlage 
vorgelegt. werden kann, durch welche, ent­
sprechend dem Reformprogramm der Ze�ltral­
organisation der Kriegsopferverbände O�ter­
reichs, eine nmfassende Neuregelung der Kueg!'l. 
opferversorgung get.roffen wird ? 

Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Herr Abgeordneter! 
Im Bundeskanzleramt erfolgte gestern eine 
Einigung mit den Kriegsopferverbänden, die 
die Möglichkeit bietet, daß nunmehr die Rege­
lung im Sinne des Wunsches der Zentralorgani­
sation der Kriegsopfer erfolgt . Ich habe heute 
bereits den Entwurf für das Begutachtungs­
verfahren unterschrieben, soda ß, wie ich glaube, 
die Gewähr gegeben ist, daß die Vorlage 
rechtzeitig im Hohen Hause behandelt werden 
kann. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Herr Staatssekretär ! 
Ihre Auskunft kann nicht befriedigen, denn das 
souenannte Reformprogramm, welches ich 
m:iner Anfrage zugrundegelegt habe, ist 
jedenfalls bei der gestrigen Verhandlung nicht 
zur Erledigung gebracht worden, sondern 
lediglich ein reduziertes Programm, welches 
gegenüber dem Gesamtprogramm ganz wesent· 
liehe Einschränkungen beinhaltet. 

Ich richte daher an Sie, Herr Staatssekretär J 
die Anfrage : 'Vas ist für die Weiterentwick· 
lung im Sinne des Reformprogramms vor­
gesehen ? 

Präsident : Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Soronics : Herr Abgeordneter! 
Da die Kriegsopfer auf die Volldynamisierung 
Wert gelegt haben, habe ich gestern 
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Staatssekretär Soronics 

bei der Besprechung bereits zum Aus­
druck gebracht, daß sich natürlich durch 
diese Volldynamisierung die weiteren Etappen 
hinauszögern werden. Ich glaube, daß das 
gestrige Übereinkommen mit den Kl'iegsopfern 
zeigt, daß man zur Kenntnis genommen hat, 
daß mit dieser Volldynamisierung das andere 
Programm natürlich nun etwas hinausge­
zögert wird. Wenn ich auch nicht sagen 
kann, daß sich die Kriegsopfer damit einver­
standen erklärt haben, so haben sie doch diose 
Notwendigkeit zur Kenntnis genommen, weil 
ich sie in einem Brief vom 10. März 1967 
auf diese Schwierigkeit, falls die Volldynami­
sierung eingeführt wird, aufmerksam gemacht 
habe. 

künftigen Verhandlungen abhängen, welche 
wichtigen Punkte die Kriegsopfer bei den 
Verhandlungen vorziehen. Jedenfalls ist ihnen 
gestern auch in Aussicht gestellt worden - und 
ich glaube, das ist einmalig, das könnte ich 
auch auf Grund der Statistik nachweisen -, 
daß die natürliche Einsparung bei den Kriegs­
opfern auf jeden Fall für die Verbesserung 
der Kriegsopferversorgung verwendet wird. 

Präsident: 17 .  Anfrage : Abgeordneter Sand­
meier (Ö V P) , betreffend Neurochirurgische 
Krankenanstalt in Bad Isch1. 

695JM 

Angesichts verschiedener Gerüchte, die im 
Salzkammergut. zu hören sind, frage ich Sie, 
Frau Bundesminister, ob tatsächlich an eine 

Präsident: Z,veite Zusatzfrage . I Auflassung der Neuruchirurgischen Kranken -

Abgeordneter Melter: Herr Staatssekretär ! anst.alt in Bad lschl gedacht ist. 

Sie haben darauf hingewiesen, daß die Voll- " Präsident: Bitte, Herr Staatssekretär. 
dynamisierung einen Aufschub in der Erlecli- Staatssekretär Soronics: Sehr geehrter Herr gung anderer "Wünsche bringe. Nun muß Abgeordneter ! Als die Neurochirurgische An­aber doch daran erinnert werden, daß die stalt in Bad Ischl als Bundesanstalt errichtet a.nderen 'Wünsche scho� im Fr�hjahr 1964 w·urde, gab es in ganz Österreich keine der­vorgetragen und daß SIe schon Im Oktober ! artige Anstalt. In der Zwischenzeit sind auch 
�ls bere?htigt anerl�annt w��d�n sind. Es I in Wien und in Graz solche Anstalten errichtet 1st also bIsher schon e�n se�r kraftIger �ufschub " worden, und in Salzburg ist eine derartige er!olgt. Daraus ergIbt sI�h nun .dle Fra?e, Anstalt in Vollendung begriffen. Die Bundes­WJe lange man noch hmausschIeben wIll. anstalt, die in Bad lschl geführt wird, ist 

Jedenfalls kann mit der Regelung, die - so möchte ich sagen - notdürftig in einem 
mehreren Entschließungen des Nationalrates ehemaligen Hotel untergebracht. Die Ein­
entspricht, daß man den einmal erreichten richtung ist aber modernst, und auch das dort 
Aufwand für die Rentenversorgung der Kriegs- vorhandene Personal bemüht sich sehr, seinen 
opfer beibehalten will, sodaß aus den Einspa- Aufgaben gerecht zu werden. 
rungen wegen Ablebens geringe Verbesserungen Wir haben in den vergangenen Jahren fest­möglich sind, das Auslangen nicht gefunden gestellt, daß diese Anstalt eigentlich nicht 'werden, um in absehbarer Zeit die a]s berechtigt mehr den ursprünglichen Zweck, wie er im anerkannten W'ünsche der Kriegsopfer voll Bundesgesetz vorgesehen ist, erfüllt. Es hat zu erfüllen. Wie stellen Sie sich vor, daß nun in Bad Ischl eine Besichtigung stattgefunden, diese berechtigten vVünsche erfüllt werden, durch die wir die Vermutung bestätigt ge­und welche V Ol'stellungen haben Sie bezüglich " funden haben, daß wir für diese Anstalt des zeitlichen Ablaufs ? eigentlich nicht mehr in dem Sinn zuständig 

Präsident : Herr Staatssekretär . 
Staatssekretär Soronics: Herr Abgeordneter ! 

Wir haben bei der gestrigen Regelung prak­
tisch die gesamten Wünsche der Kriegsopfel' 
erfüllt, bis auf den Punkt 2, die Anhebung der 
Zusatzrelltell an die Höchstgrenze. \ViL' haben 
darüber hinaus noch die Hilflosenzulage 
gewährt, die in dem Mindestforderungs-

sind, wie das der Gesetzgeber damals vor­
gesehen haUe. Wir haben daher die Absicht, 
diese Bundesanstalt dem Lande Oberösterreich 
kostenlos zu übergeben. Ein entsprechendes 
Schreiben ist bereits an die oberösterreichische 
Landesregierung mit der Anfrage gerichtet 
worden, ob sie bereit ist, diese Anstalt zu 
übernehmen. 

programm . nicht enth�lten wa�
. . I Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Wenn SIe fragen, WIe nun dIe EntwIcklung I Abgeordneter Sandmeier: Herr St�atssekre­
weitergehen soll, möchte ich dazu folgende tär ! Sollte der Fall eintreten, daß das Land 
Auskunft geben : Zunächst ist einvernehmlich Oberösterreich die Krankenanstalt nicht über­
zwischen den Kriegsopfern, dem Bundes- nimmt, was ist dann für die Bediensteten 
ministerium für Finanzen und dem Bundes- dieser Anstalt in der Zukunft vorgesehen � 
ministerium für soziale Verwaltung festgestellt p '" d t H St t k t "  ' 
worden, was dieses Gesamtkonzept überhaupt I rast en : err aa sse re ar. 
kosten würde. Es ist gelungen, endlich die Staatssekretär S�ronics: Ich kann die Frage, 
Zahl zu ermitteln, und es wird von den zu- J was dann geschieht, deshalb noch nicht be-

51. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 66

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 5 1 .  Sitzung - 1 2. April 1967 407 1 

Staatssekretär Soronics 
antworten, weil ich nicht weiß, welche Stel­
lungnahme die oberösterreichische Landes­
regierung beziehen wird. Ich habe aber die 
Bediensteten bei meinem Besuch - ich glaube, 
es war am 22. Februar - in Bad lschl davon 
in Kenntnis gesetzt, daß wir, gleichgültig 
wie sich die Frage der Anstalt in Bad lschl 
lösen sollte, für die Bediensteten vorsorgen 
werden. Es gibt ja in Bad lschl ein Landes­
krankenhaus. Wir werden also dafür Sorge 
tragen, daß die Leute, die in der Neuro­
chirurgischen Anstalt unter den schwierigsten 
Verhältnissen ihren Dienst verrichtet haben, 
entsprechend untergebracht werden. Darüber 
hinaus habe ich ihnen die Versicherung ge­
geben, daß jene pragmatischen Angestellten, 
die Bundesbcdienstete sind, im Raume Bad 
Ischl untergebracht werden könnten, falls es 
nicht möglich ist, mit dem Land Oberösterreich 
eine Einigung zu erzielen. 

Präsident: Ich danke, Herr Staat.ssekretär. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident : 18 .  Anfrage : Abgeordneter Erich 
Hofstetter (S pO) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen, betreffend Lohn- und Einkom­
mensteuerreform. 

7l0jM 

Auf Grund welcher statistischer Unterlagen 
haben Sie den im Begut.achtungsst.adium befind· 
lichen Entwurf für die Lohn· und Einkomm0fi· 
steuerreform ausgearbe itet ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 
Als statistische Unterlagen dienten die Ein­
kommensteuerstatistik 1963 und der Mikro­
zensus zur Lohnsteuel'statistik 1964. Soweit 
diese Teilerhebung nicht ausreichte, wurde 
in einzelnen Punkten auf die Lohnsteuersta­
tistik 1 957 zurückgegriffen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Erich Hofstetter : Herr Mini­
ster! Sie sagten, daß Einzelerhebungen, also 
auch Vorauswertungen, zur Statistik heran­
gezogen wurden. Diese Vorauswertungen wer­
den sich sicherlich nur auf Großbetriebe 
beziehen, was ja kein richtiges Bild ergibt. 
Dasselbe gilt für die Einkommenstatistik 
- auch hier ist das eine umstrittene Frage -, 
die zirka ein Fünftel der gesamten Statistik 
bildet. Diese Unzulänglichkeit der vorliegen­
den Statistik ist sicherlich darin begründet, 
daß sie längst als überholt zu betrachten 
ist. Meine Frage geht nun dahin, ob Sie, 
Herr Minister, sagen können, wann mit der 
Fertigstellung einer Lohnsteuerstatistik 1964 
zu rechnen ist. Es ist ja hier im Haus schon des 
öfteren auf die Unzulänglichkeit der Unter­
lagen hingewiesen worden. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : An sich ist der 
Mikrozensus zur Lohnsteuerstatistik 1964 nicht 
so mangelhaft, wie angenommen wird. Es 
lassen sich daraus recht gute Schlüsse auf die 
heutigen Verhältnisse zieheIL Ich kann Ihnen 
im Augenblick nicht sagen, wann mit der vollen 
Auswertung der Lohnstatistik zu rechnen ist. 
Ich darf Sie bitten, mich diese Frage schriftlich 
beantworten zu lassen, da ich mich erst 
informieren muß. 

Präsident : Zweite ZURat.zfrage. 

Abgeordneter Erich Hofstetter : Meine An­
frage ist darin begründet, Herr Minister, 
daß bei den verschiedenen Verhandlungen 
immer wieder verschiedene Auskünfte gegeben 
wurden, zum Beispiel über die Höhe des 
KinderabsE'tzbetrageR, der nach der Vorlage 
des GesetZ{'8 7000 heziehungsweise 8000 S 
betragen soll .  Wir hahen gehört, daß einmal 
der Betrag mit 800 Millionen Schilling, ein 
anderes Mal mit 700 Mmionen Schilling 
ge�chätzt wurde. Hier zeigt sich deutlich 
der Mangel an den notwendigen Unterlagen. 

Meine Frage geht noch einmal dahin, ob es 
nicht möglich wäre, mit dem Herrn Bundes­
kanzler, dem ja das Statistische Zentralamt 
untersteht, ein Einvernehmen zur Beschleu­
nigung der Statistik zu erreichen. Sind Sie 
bereit, Herr Minister, die SChOll jetzt vorhan­
denen Unterlagen sofort dem Parlament be­
ziehungsweise auch den Begutachtungsstellen 
zur Verfügung zu stellen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundegminister Dr. Schmitz : Ich bin gerne 
bereit, alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
soweit sie vorhanden sind und soweit sie der 
Sache dienen können. Ich darf darauf hin­
weisen, daß ab dem Zeitpunkt, in dem wir 
die elektronische Datenverarbeitung auch in 
den Dienst des Abgabenwesens gestellt haben 
werden, sehr kurzfristig abrufbare Daten 
zur Verfügung sein werden, die wir jetzt 
erst nach langwierigen Erhebungen und Aus­
arbeitungen verfügbar machen können. 

Präsident : 19. Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Broda (S PÖ) an den Herrn Finanzminister , 
betreffend Gesetzentwurf für ein Bundes­
haushaltsrecht. 

711/M 
J st der von Ihnen wiederholt angekündigte 

Ges�tzpnt.wurf für ein modernes Bundeshaus­
haltsl'pcht schon zur Begutachtung ausgesendet 
word HIl ? 
Präsident : Bitte, Herr Minister. 

BundeBminister Dr. Schmitz : Der wieder­
holt angekündigte Gesetzentwurf für ein mo· 
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Bundesminister Dr. Schmitz 

dernes Bundeshaushaltsrecht ist bis jetzt 
noch nicht zur Begutachtung ausgesendet 
worden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr . Broda : Herr Bundes­
minister ! Das ist unter anderem deshalb 
ein wenig mißlich, weil das Bundesministerium 
für Finanzen wiederholt erklärt hat, daß dieser 
sehr wichtige Gesetzentwurf ehestens ausge­
sendet würde . In den Erläuterungen zum Bun­
desfinanzgesetz 1966, in Ihrer Erklärung im 
Finanzausschuß am 18 .  November 1966 hieß 
es, daß im Jänner 1967 die Aussendung 
erfolgen würde. Der Herr Bundeskanzler 
hat in Ihrer Vertretung in der Debatte über die 
Bundesfinanzgesetznovelle 1967 am I .  März I von diesem Platz aus erklärt, daß nur wenige 
Punkte offen sind, die - damals - schon 
nächste Woche geklärt würden, worauf Ver­
handlungen darüber mit der Opposition auf­
genommen würden. 

Meine Zusatzfrage, Herr Bundesminister, 
lautet daher : Welche Hindernisse stehen der 
Aussendung des Entwurfes für ein neues 
Bundeshaushaltsgesetz entgegen 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Das Hinder­
nis ist, daß der Entwurf noch nicht endgültig 
fertiggestellt ist. (Heiterkeit bei der S PÖ.) 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda : Herr Bundes­
minister, darf ich daher Ihre Antwort so auf­
fassen, daß auch der Finanzhaushalt für 1 968 
auf Grund der unbestrittenermaßen unmoder­
nen, änderungsbedürftigen und verfassungs­
rechtlich bedenklichen Bestimmungen des gel­
tenden Haushaltsrechtes erstellt und durch­
geführt werden wird � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz : Ich erwarte 
mir, daß sich das Bundeshaushaltsgesetz, 
das ja nicht mit einer Änderung der Verfassung 
verwechselt werden darf, zumindest schon 
in parlamentarischer Behandlung befinden 
wird, wenn das nächste Bundesfinanzgesetz 
hier zur Debatte steht. Es ist eine Frage 
der Kapazität des Finanzministeriums, in 
welchem Tempo wir die Dinge hinausgeben 
können. Das Finanzministerium war jetzt 
sehr mit den vielen großen Reformen belastet, 
die vorbereitet wurden. Ich hoffe aber, 
daß wir das neue Bundesfinanzgesetz 1 968 
zumindest mit einem dem Hause vorliegenden 
Entwurf des Haushaltsgesetzes zur Diskussion 
stellen können. (Abg. Dr. Pitterma n n : 
Also wieder eine Verfassungsgerichtshofentschei­
dung im Dezember !) 

Präsident : Danke, Herr Minister . 

Die Anfrage 20 wird schriftlich beantwortet, 
da der Anfragesteller Peter wegen des Todes 
seiner Mutter im Hause nicht anwesend 
sein kann. Ich bitte, ihm die Anteilnahme 
des Hauses zu übermitteln. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident : 21 .  Anfrage : Abgeordneter Melter 
( F pO) an den Herrn Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, betreffend 
Fremdarbeiterkontingent. 

713/1\1 

�Wie ist es angesichts der gegenwärtigen 
Wirtschaftlage in Österreich zu erklären, daß 
das derzeitige Fremdarbeiterkontingent um 
nahezu 20.000 Fremdarbeiter über dem des 
Vorjahres liegt ? 

Präsident : Bitte Herr Vizekanzler. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Vizekanzler Dr. Bock : Das Handels­
ministerium hat keinen Einfluß auf die Höhe 
der Fremdarbeiterkontingente. Die Fremd­
arbeiterkontingente werden jeweils für ein 
Jahr zwischen der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft und dem Österreichischen 
Gewerkschaftsbund vereinbart. Die Bestim­
mung der Höhe des Fremdarbeiterkontin­
gents liegt also ausschließlich in der Hand 
der Sozialpartner. Die Erteilung von Beschäf­
tigungsgenehmigungen an Ausländer unter 
Bedachtnahme auf die Bedingungen der Kon­
tingentvereinbarungen erfolgt im Rahmen der 
Verordnung über die Beschäftigung ausländi­
scher Arbeitnehmer durch das Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung. Das Bundes­
ministerium für Inneres ist am Vollzug einiger 
Bestimmungen dieser Verordnung sowie an 
der fremdenpolizeilichen Behandlung der 
Fremdarbeiter beteiligt. 

Ich habe daher keine Zuständigkeit zur 
Beantwortung dieser Anfrage. 

Präsident: Danke, Herr Vizekanzler. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind ab­
gelaufen . Somit ist die Fragestunde b e­
e n d et.  

Den in der letzten Sitzung eingebrachten 
A n t r ag 42/A der Abgeordneten Pfeifer und 
Genossen, betreffend N ovellierung des Be­
förderungssteuergesetzes, w e i s e  ich dem Fi­
nanz- und Budgetausschuß zu. 

Seit der letzten Haussitzung sind 33 An­
fr age b e an t w o r tungen eingelangt, die den 
Anfragestellern übermittelt wurden. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch ver­
vielfältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 
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Präsident 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge- Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
ordneten Zeillinger, um die Verlesung des um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
E i n l aufe s. machen. 

Schriftführer Zeillinger: 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Ich beehre mich , die Mitteilung zu machen, 
daß der Hen Bundespräsident mit Ent­
sch1ießung vom 30. März 1967 , Zl. 2670, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 78 Abs. 2 in 
Verbindung mit Artikel 74 Abs. 3 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
den Staatssekretär Dr. Josef Taus vom Amte 
eines Staatssekretärs enthoben hat. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. Bitte fort­
zufahren. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. Bitte fort­
zufahren. 

Schriftführer Zeillinger: Der Herr Bundes­
kanzler an den Herrn Präsidenten des National­
rates : 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 6. April 1967, Zl. 2883, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der Verhinderung des Bundes­
ministers für Verkehr und verstaatlichte Un­
ternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig Weiß 
in der Zeit vom 9. bis 16.  April 1967 den Bun­
desminister für Bauten und Technik Doktor Schriftführer Zeillinger: Der Herr Bundes­

kanzler an den Herrn Präsidenten des National- Vinzenz Kotzina mit dessen Vertretung be­
traut. rates : 

"Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 
da13 der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 3 1 .  .März 1967 gemäß Artikel 70 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 Abs. 2 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas­
sung von 1929 den ordentlichen Universitäts­
professor Dipl . -Volkswirt Dr. Stephan Koren 
zum Staatssekretär ernannt und ihn zur Unter­
stützung in der Geschäftbführung und zur 
parlamentarischen Vertretung dem Bundes­
kanzleI' beigegeben hat. 

Klaus" 

Abgf'ord!leter DDr. Pittermann: Zur Ge-
8chäft::;urdn ung 1 Ich stelle den geschäfts­
ordnungsmäßigen Antrag, über diese Mitteilung 
des Herrn Bundeskanzlers in der nächsten 
Haussitzung eine Aussprache durchzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr . Pittermann gehört. Ich 
lasse darüber abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Antrag ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer, in 
der Verlesung des Einlaufes fortzufahren. 

Schriftführer Zeillinger: Der Herr Bundes­
kanzler an den Herrn Präsidenten des N ational­
rates : 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 1 1 .  April 1967 , Zl. 3035/67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-VerfassungsgeEletzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der Verhinderung 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Lujo Tonci6-Sorinj in der 
Zeit vom 1 1 .  bis 13.  April dieses Jahres mich 
mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. Bitte fort­
zufahren. 

Schriftführer Zeillinger: Von der Bundes­
regierung sind folgende Vor]  ag e n eingelangt : 

Bundesgesetz über die Bereinigung der 
Eigentumsverhältnisse an Kunst- und Kultur­
gut (Kunst- und Kulturgut - Bereinigungs­
gesetz ) (421 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über eine Änderung der Reise­
gebührenvorschrift 1955, BGBL NI'. 133 
(422 der Beilagen) ; 

Abänderungen und Ergänzungen der Re­
gierungsvorlage, betreffend ein Bundesgesetz 
über eine Änderung der Reisegebührenvor­
schrift 1955, BGBl. Nr. 133 (422 der Beilagen 
zu den stenographischen Protokollen des Na­
tionalrates, XI. Gesetzgebungsperiode) (Zu 422 
der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Lagerung von Muni­
tion durch das Bundesheer (423 der Beilagen) ; 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über 
die Prüfung und Stempelung von Meßgeräten 
(424 der Beilagen) ;  

Protokoll über den Beitritt Koreas zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(425 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem überschreitungen 
der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1967 
genehmigt werden (2. Budgetüberschreitungs­
gesetz 1 967) (426 der Beilagen) ; 
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ZeilHnger 

Bundesgesetz , betreffend entgeltliche und 
unentgeltliche Veräußerung von bundeseigenen 
Liegenschaften (427 der Beilagen) .  

Ferner sind eingelangt : 
Bericht des Bundesministers für Bauten 

und Technik zur Entschließung des National­
rates vom 20. Jänner 1967, womit die Bundes­
regierung ersucht wird, die Südrampe des 
Radstädter Tauernpasses in das Sofortpro­
gramm 1967 für Lawinenverbauung einzu­
beziehen, insbesondere die Verbauung der 
sogenannten "Breiten Lahn" ; 

Zwischenbericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über den gegen­
wärtigen Stand der Südtirol-Verhandlungen ; 

Bericht des Bundesministers für Landes­
verteidigung über die Hilfeleistungen des 
Bundesheeres bei Hochwasserkatastrophen 1965 
und 1966 ; 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über Auflösung von Rücklagen für die Zeit 
vom l .  Oktober bis 3l .  Dezember 1966 ; 

Ersuchen des Bezirksgerichtes Villa eh um 
Aufhebung der Immunität des Abgeordneten 
zum Nationalrat Friedrich Peter wegen über­
tretung gegen die Sicherheit der Ehre. 

Präsident : Im Einvernehmen mit den Par­
teien we i s e  ich von den vom Schriftführer 
soeben als eingelangt bekanntgegebenen Vor­
lagen folgende sogleich z u, und zwar : 

422 der Beilagen : Bundesgesetz übel' eine 
Änderung der Reisegebührenvorschrift 1 955, 
BGBl. Nr . 133, 

Zu 422 der Beilagen : Abänderungen und 
Ergänzungen der Regierungsvorlage, betreffend 
ein Bundesgesetz über eine Änderung der 
Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133, 
und 

426 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
Überschreitungen der Ansätze des Bundes­
finanzgesetzes 1967 genehmigt werden (2. Bud­
getüberschreitungsgesetz 1967) ,  dem Finanz­
und Budgetausschuß ; 

424 der Beilagen : Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Prüfung und Stempelung 
von Meßgeräten, dem Handelsausschuß ; 

425 der Beilagen : Protokoll über den Beitritt 
Koreas zum Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommen, dem ZollausBchuß.  

Den Zwischenbericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten über den 
gegenwärtigen Stand der Südtirol-Verhandlun­
gen weise ich dem Außenpolitischen Aus­
schuß zu und 

das Ersuchen des Bezirksgerichtes 
Villach um Aufhebung der Immunität 
des Abgeordneten zum Nationalrat Friedrich 

Peter wegen übertretung gegen die Sioherheit 
der Ehre dem ImmunitätsauBBchuß.  

Die übrigen vom Schriftführer soeben zur 
Verlesung gebrachten Vorlagen werde ich 
gemäß § 41 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in 
der nächsten Sitzung zuweisen. 

Die bereits in der letzten Sitzung als ein­
gelangt bekanntgegebenen zwei Vorlagen weise 
ich zu wie folgt : 

415 der Beilagen : Bundesgesetz, betreffend 
Veräußerung von bundeseigenen Liegenschaf­
ten, dem Finanz- und Budgetausschuß und 

416 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
gesellschaftsrechtliche Bestimmungen über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ge­
troffen werden (Kapitalberichtigungsgesetz) ,  
dem Justizausschuß. 

Ich schlage ferner vor, die heutige Tag e s­
o r dnung gemäß § 38 Abs. 5 Geschäftsordnungs­
gesetz um folgende Punkte zu ergänzen : 

Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(358 der Beilagen) : Qualitätsklassengesetz 
(440 der Beilagen),  

Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (367 der Beilagen) : Berg­
gesetznovelle 1967 (446 der Beilagen), 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (260 der 
Beilagen) : Abkommen zw-ischen der Republik 
Österreich und der Türkischen Republik über 
Soziale Sicherheit (441 der Beilagen) ,  

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (373 der 
Beilagen) :  Bericht an den Nationalrat be­
treffend das Übereinkommen (Nr. 123) über 
das Mindestalter für die Zulassung zu Unter­
tagearbeiten in Bergwerken und die Empfeh­
lung (Nr. 124) betreffend das Mindestalter 
für die Zulassung zu Untertagearbeiten in 
Bergwerken (442 der Beilagen) , 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (376 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat be­
treffend das Übereinkommen (Nr. 124) über 
die ärztliche Untersuchung Jugendlicher im 
Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäftigung 
bei Untertagearbeiten in Bergwerken (443 der 
Beilagen), 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (377 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalra.t über 
die Empfehlung (Nr. 125) betreffend die 
Beschäftigungsbedingungen Jugendlicher bei . 
Untertagearbeiten in Bergwerken (444 der 
Beilagen) , und den 

Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (375 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat über 
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Präsident 
die Empfehlung (Nr. 123) betreffend die Be- I die jeweils zusammengezogenen Punkte wird 
schäftigung von Frauen mit Familienpfiichten ! daher unter einem abgeführt. 
(445 der Beilagen).  

Da es sich bei den Punkten 4 bis 7 der 
bisherigen Tagesordnung um keine Regierungs­
vorlagen, sondern um Berichte des Bundes­
ministeriums für Finanzen handelt, schlage 
ich gemäß § 17 Abs, 1 Geschäftsordnungsgesetz 
ferner vor, die Tagesordnung in der W' eise 
umzustellen, daß diejenigen Punkte, um die 
die Tagesordnung ergänzt wird, nach Punkt 3 
der bisherigen Tagesordnung eingeschoben 
und damit die Punkte 4 bis 7 der bisherigen 
Tagesordnung am Schluß verha,ndelt werden. 
Ein diesbezüglich richtiggestellter Entwurf 
ist allen Abgeordneten bereits zugegangen. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die meinem Vorschlag hinsichtlich der Er­
gänzung und der damit verbundenen Um­
stellung der Tagesordnung ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Ferner schlage ich im Einvernehmen mit 
den Parteien vor, die Debatte über folgende 
Punkte der umgestellten Tagesordnung jeweils 
unter einem abzuführen : 

1 .  über die Punkte 7 ,  8 und 9 ;  es sind 
dies Berichte an den Nationalrat, betreffend 

das 'übereinkommen (Nr.  123) über das 
Mindestalter für die Zulassung zu Untertage­
arbeiten in Bergwerken und die Empfehlung 
(Nr. 124) hiezu, 

das 'übereinkommen (Nr. 124) übel' die 
ärztliche Untersuchung Jugendlicher im Hin­
blick auf ihre Eignung zur Beschäftigung bei 
Unt�rtagearbeiten in Bergwerken und 

die Empfehlung (Nr. 125) über die Be­
schäftigungsbedingungen Jugendlicher bei 
Untertagearbeiten in Bergwerken. 

2. über die Punkte 1 1 ,  12 und 13 ; es sind 
dies Berichte des Bundesministeriums für Fi­
nanzen, betreffend 

Verfügung über bewegliches Bundesver­
mögen im Zeitabschnitt vom 1 .  Oktober bis 
31 . Dezember 1965 (4. Viertel 1965),  

Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen im 2. Vierteljahr 1965 und 

Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen im 3. Vierteljahr 1965 . 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen drei 
Punkte gemeinsam abgeführt. Die Abstim­
mungen erfolgen selbstverständlich - wie 
immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese bei den vorgeschlagenen 
Zusammenfassungen ein Einwand erhoben 1 -
Dies ist nicht der Fall. Die Debatte über 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (403 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über eine Änderung 
des Scheidemünzengesetzes 1963 (429 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Änderung 
des Scheidemünzengesetzes 1963. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Bassetti. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Bericht.erstatter Dr. Bassetti : Hohes Haus ! 
Die Bundesregierung hat am 24. Feber 1967 
einen Gesetzenhvurf über eine Änderung des 
Scheidemünzengesetzes 1963 im Nationalrat 
eingebracht. Durch dieses Gesetz soll der 
Höchstbetrag der im Umlauf befindlichen 
Münzen aller Art von 350 S je Kopf der Be­
völkerung auf 450 S je Kopf der Bevölkerung 
erhöht. werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese 
Regierungsvorlage in Gegenwart des Bundes­
ministers für Finanzen Dr. Schmitz am 5. April 
1967 der Vorberatung unterzogen und ein­
stimmig ohne Abänderungen angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den Antrag,  der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Im Falle von Wortmeldungen bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident :  Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b s timmung wird die Regierungs­
vorlage in zwei ter  und dri tter Lesung e in­
s t immig  zum Besc hluß erhoben. 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (420 
der Beilagen) : Bundesgesetz, betreffend die 
Übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, 
Darlehen und sonstige Kredite der Oster­
reichischen Elektrizitätswirtschafts-Aktienge­
seUschaft (Verbundgesellschaft) und der Sonder­
gesellschaften gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Ver­
staatlichungsgesetzes (Energieanleihegesetz 

1967) (430 der Beilagen) 

Präsident :  Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung : EnergieanIeihegesetz 1967 . 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Regens­
burger . Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
über das Energieanleihegesetz 1967 darf ich 
folgendes berichten : 

286 
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Regensburger 

Das 2. Verstaatlichungsgesetz stellt der Präsident: Der Herr Berichter�tatter be-
Österreichischen Elektrizit.ätswirtschafts-Ak- antragt, General- und SpeziaJdf-hatte unter 
tiengesellschaft unter anderem die Aufgabe, einem vorzunehmen. - Ein }�illwand wird 
neben der Herbeifühnmg des Ausgleiches nicht erhobe11. Wir gehen somit in die De­
zwischen Erzeu gur.g und Bedarf im Verbund- ba tte ein. 
netz. auch die Veranlassung des Baues von Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Großkraftwerken durch bestehende oder zu er- Abgeordnete Dr. Oskar Weihs. Ich erteile 
richtende Sondergesellschaften zu treffen. es ihm. 

Die Bundesregierung hat am 7. März 1967 Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
den Entwurf eines Energieanleihegesetzes 1967 (SPÖ) :  Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
im Nationalrat eingebracht. Nach diesem Damen und Herren! Österreich ist zwar ein 
Gesetzentwurf sollen zur Finanz.jerung von . kleiner Staat, aber es ist einer der Haupt­
Kraftwerksbauten ab 1 .  Jänner 1967 Kred it - produzenten hydroelektrischer Energie in 
operationen im In- und Auslande mit einem Europa, eines der führenden Länder im inter­
Gesamtbetrag von 1 700 Millionen Schilling nationalen Energieaustausch und eines der 
durchgeführt werden . führenden Stromexportländer der Welt. Der 

Zu § 1 ist zu bemerken: Der Anleihe- und Aufstieg der österreichischen Wirtschaft war 
Kreditbedarf ergibt sieh insbesondere durch nur möglich, weil bisher ausreichend elektri­
die Errichtung des Laufkraftwerkes Wall see scher Strom zur Verfügung stand. Obwohl 
an der Donau und des Speicherkraftwerkes das wirtschaftlich nutzbare Wasserkraft­
Zemm in den Zillertaler Alpen ; feDler stehen potential Österreichs für einen Staat eines 
die Kraftwerke Durlaßboden, Garsten und solchen Ausmaßes bemerkenswert groß ist, 
Feistritz in Bau. Weitere Erfordernisse er- ist der Nutzungsgrad dieses Potentials dagegen 
geben sieh für die Vorbereitung beziehungs- im Vergleich mit den andern Staaten Europas 
weise Inangriffnahme von neuen Kraftwerks- noch ziemlich niedrig. 
bauten an der Enns, Drau und Donau. Im Trotz der großen Fortschritte ergeben die 
Zusammenhang mit dem Ausbau der Kraft- Erzeugung und Verteilung von Elektroenergie 
werke ist auch der weitere Ausbau von Über- noch immer große Probleme für unsere Wirt­
tragungseinrichtungen notwendig. schaftspolitik. Die geographische Verteilung 

Durch die Bestimmungen des Abs. 3 wird von Erzeugung und Verbrauch ist seit dem 
sinngemäß der vom Verfassungsgerichtshof Ausbau der Donau zwar günstiger, aber noch 
in seinem Erkenntnis vom 10. Dezember 1966 lange nicht zufriedenstellend gelöst. Einer 
zum Ausdruck gebrachten Meinung hinsicht- dringenden Lösung bedarf die ungleiche zeit­
lich einer dem Artikel 1 8  Abs. 1 Bundes- liehe Verteilung von Produktion und Ver­
Verfassungsgesetz entsprechenden Determi- brauch von Elektroenergie. Österreich ex­
nierung Reclumng getragen. portiert wohl mehr Strom, als es importiert, nur 

Durch die Anwendung - im § 2 - der vom ist der eingeführte Strom fast ausschließlich 
Bundesministerium für Finanzen allgemein teurer Winterstrom, der ausgeführte dagegen 
festgesetzten Kassenwerte sollen bei der An- billiger Sommerstrom. 
rechnung von Fremdwährungen auf den Er- Die Nutzung der österreichischen Flüsse 
mächtigungsrahmen kleinere Kursschwankun- für Energiezwecke und die der Dampfkraft­
gen ausgeschaltet und eine einheitliche Ver- werke neben Braunkohlen-, Erdöl- und Erdgas­
rechnungsbasis für die in Betracht kommenden vorkommen trägt nicht nur dazu bei, das 
Fremdwährungen geschaffen werden. Defizit an Elektroenergie im Osten unseres 

Der § 3 enthält die Vollzugsklausel. Staates auszugleichen, sondern bietet auoh eine 
Der Finanz- und Budgetausschuß hat die Lösung der ungleichen Verteilung der Produk­

Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 5. April tion und des Verbrauches, die zu einem Ener-
1967 in Gegenwart des Bundesministers für giedefizit in Spitzenzeiten führt. 
Finanzen Dr. Schmitz der Vorberatung unter- Das schwierigste Problem der Elektrizitäts­
zogen. Nach einer Debatte wurde der Gesetz- wirtschaft in Österreich ist also die weitere 
entwurf mit Stimmenmehrheit unverändert Entwicklung" der Produktion und Verteilung 
angenommen . von elektrischer Energie, um den " ständig 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses wachsenden Verbrauch decken zu können . 
stelle ich somit den A n t r a g, der Nationalrat Die öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunter­
wolle dem VOll der Bundesregierung vor- nehmen haben seit Beendigung des Krieges 
gelegten Gesetzentwurf (420 der Beilagen) bereits mehr als 30 Milliarden Schilling für 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. die Errichtung von Kraftwerken, Hochspan-

Falls 'Vortmeldungen vorliegen, schlage ich nungsleitungen und anderen Elektrizitäts­
vor, General- und Spezialdebatte unter einem anlagen ausgegeben. Da der Verbrauch an 
durchzuführen. elektrischer Energie innerhalb deI letzten 
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Dipl..Ing. Dr. Oskar Weihs 
20 Jahre mit einer Durchschnittsrate von mehr 
als 7,2 Prozent gestiegen ist, kann man den 
Bedarf an Energie aus dem öffentlichen Netz 
für das Jahr 1970 mit etwa 19.700 GWh 
annehmen. Dieser Bedarf kann aber nur ge­
deckt werden, wenn umfangreiche Investitio­
nen durchgeführt werden, deren Höhe auf 
etwa 28 bis 30 Milliarden Schilling geschätzt 
wird. 

Die im Energiegesetz 1967 aufgestellten 
Grenzen und Bedingungen sind so weitgehend 
gefaßt, daß ihnen sowohl Bestimmtheit als 
auch Bestimmbarkeit fehlen. 

Der § 2 des genannten Gesetzes verweist 
auf Ziffern, die im Zeitpunkt, in dem der 
Gesetzgeber die Anordnung trifft, objektiv 
nicht feststellbar sind. Die Verweisung ist 
daher verfassungswidrig. 

Auf unsere diesbezügliche Anfrage im Finanz­
und Budgetausschuß, daß diese unsere Mei­
nung auch der Verfassungsdienst des Bundes­
kanzleramtes vertritt, erklärten Sie uns, Herr 
Finanzminister, daß der Verfassungsdienst 
dies nicht festgestellt habe, sondern nur meinte, 
daß der § 2 überflüssig wäre. 

Es müssen daher jährlich entsprechende 
Mittel der Energiewirtschaft zur Verfügung 
gestellt werden, um diese Investitionen tätigen 
zu können. Aus eigenem allein kann aller­
dings die Energiewirtschaft diese Mittel 
nicht aufbringen und muß deshalb 
auf den Kreditmarkt gehen, um ihren Bedarf 
an Kapital decken zu können. 

Dazu ist folgendes festzustellen : Entweder 
Angesichts dieser Tatsachen sind wir So- haben Sie, Herr Minister, uns im Ausschuß 

zialisten grundsätzlich dafür, daß dieser 'Veg diese Auskunft gegeben, weil Sie keine Ahnung 
beschritten wird. davon hatten, oder aber Sie wurden von 

Diese Großinvestitionen sind nicht nur Ihren Beamten nicht oder nicht entsprechend 
wegen des ständig steigenden Bedarfes an oder überhaupt falsch informiert. Beides 
elektrischer Energie notwendig, sondern sie - das muß ich als Abgeordneter dieses Hauses 
geben auch vielen tausenden Arbeitskräften sagen - ist unverzeihlich, weil Sie den Abge­
die Möglichkeit, auf lange Sicht Arbeit zu ordneten dieses Hohen Hauses keine falschen 
bekommen, was im Interesse der Vollbeschäfti- Auskünfte geben dürfen. 
gung von uns mehr als begrüßt wird. Aber Sie gestatten mir, daß ich Ihrem Gedächtnis 
auch eine befruchtende Wirkung dieser Groß- nachhelfe. Der Verfassungsdienst des Bundes­
investitionen geht auf die Beschäftigung der kanzleramtes hat in seinem Gutachten zur 
übrigen Industrie. Haftullgsübernahme Austriall Airlines am 

Diese grundsätzlichen Bemerkungen, meine 1 1 .  1 1 .  1966 unter anderem geschrieben -

Damen und Herren, will ich deshalb depo- ich erlaube mir, wörtlich zu zitieren 

nieren, damit nicht irgendwelche Vertret�r "Im übrigen ist der § 2 deshalb nicht frei 
der Regierungspartei, also Vertreter der Öster- VOll verfassungsrechtlicher Problematik, weil 
reichischen Volkspartei, hinausgehen und in die Kassenwerte durch eine Verordnung des 
der Bevölkerung das Märchen oder vielleicht Bundesministeriums für Finanzen festgelegt 
auch die Lüge verbreiten, die Sozialisten sind, die nicht im Bundesgesetzblatt kund­
wären gegen den Bau von Großkraftwerken, gemacht ist. Dazu kommt noch, daß auf die 
weil sie aus ganz anderen Gründen, nämlich jeweils festgesetzten Kassenwerte abgestellt 
nur aus verfassungsmäßigen Bedenken, die wird. Der Inhalt des Gesetzesbeschlusses 
Bundeshaftung für die vorgesehenen 1 ,7 Milliar- steht somit im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
den Schilling, wie sie in der Regierungsvorlage noch nicht fest, was nach der Judikatur des 
genannt werden, ablehnen. Verfassungsgerichtshofes unzulässig ist." 

Dem Energieanleihegesetz 1967 in der vor- Diese Stellungnahme wurde von Herrn 
liegenden Fassung kann deshalb nicht zuge- Sektionschef Dr. Loebenstein im Zuge der 
stimmt werden, weil die Ermächtigungen an Verhandlungen über die Bundesfinanzgesetz­
den Finanzminister diesem in jeder Hinsicht i n�velle 1967 im Finanz- u�d Budgetauss?huß 
vollkommen freie Hand lassen. I WIederholt, wurde durch dIe Herren SektIOns-

Die Bundesfinanzgesetznovelle 1967 , auf chefs Dr. Heilingsetzer und Dr. Rottky unter­

die sich der Herr Finanzminister im Ausschuß stützt und blieb auch von dem Bundeskanzler 

berufen hat, stellt in der verabschiedeten unwidersprochen, der Sie damals, Herr Mini-
ster, vertreten hatte. Fassung keine verfassungs- und budgetrecht-

lich zufriedenstellende Änderung des Allge- Dieselbe Auffassung vertrat der Verfassungs­
meinen Teiles des Bundesfinanzgesetzes für dienst auch bei der Haftungsübernahme der 
1967 dar. Der Finanzverwaltung werden Elin-Union und auch im gegenständlich 
neuerdings Ermächtigungen eingeräumt, die vorliegenden Fall. 
den Erwägungen des Erkenntnisses des Ver- Sie sehen also, Herr Minister, daß wir von 
fassungsgerichtshofes G 22/1966 in wesent- Ihnen im Ausschuß - ob bewußt oder un­
lichen Punkten nicht Rechnung tragen. bewußt, \Vill ich dahingestellt sein lassen -
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Dipl.-Ing. Dr. Os kar Weihs 
fa�Flch unt�rricht�t wurden.. Ich möchte ZU- I' Meine Damen und He�ren ! �i� haben heute 
mmdest fur meme FraktIOn verlangen - aus dem Munde des Fmanzmmlsters gehört, 
das kann man wohl mit gutem Recht, glaube wie Versprechungien von Ministern, einschließ­
ich -, daß wir in Zukunft richtige Informatio- lich des Herrn Bundeskanzlers, zu werten 
nen von Ihnen erhalten. sind und welche, ich möchte sagen, Ausreden 

Daß Sie, Herr Finanzminister, auch nicht gefunden werden, um so wichtige Dinge 
davon überzeugt sind , daß Ihr Entwurf immer wieder hinauszuschieben. 
dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
entspricht, kommt sehr eindeutig auch in den 
Erläuternden Bemerkungen zum Ausdruck. 

Dort wird wörtlich gesagt, daß "durch die 
Bestimmungen des § 1 Abs. 3 sinngemäß" 
- ich betone nochmals : s inng e m ä ß  - "der 
vom Verfassungsgerichtshof in seinem Er­
kenntnis vom 10. Dezember 1966, G 22/66, 
zum Ausdruck gebrachten Meinung hinsicht­
lich einer dem Artikel 18 Abs. 1 Bundes-Ver-

Aus all diesen Gründen, die ich hier aufge­
führt habe, dürfen Sie sich nicht wundern, 
wenn wir Sozialisten dem vorliegenden Ge­
setzentwurf wegen neuerlicher Verfassungs­
widrigkeit unsere Zustimmung nicht geben. 
(Beifall bei der S p(j.) 

Präsident : Zum \Vort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Machunze. Ich erteile 
es ihm. 

fassungsgesetz entspL'echenden Determinierung Abgeordneter Machunze (ÖVP) : Hohes 
Rechnung getragen worden" sei. Haus ! Seit Kriegsende wurden in Österreich 

Auch in der Debatte im Finanz- lmd Bud- I gewaltige Leistungen vollbracht, um den stän­
getausschuß konnte auf unseren diesbezüglichen dig steigenden Strom.bedarf �u .decken. Wir 
Hinweis, daß der vorliegende Gesetzentwurf haben Kraftwerke erflchtet, dIe m der ganzen 
dem Erkennt,nis des Verfassungsgerichtshofes �elt Anerkennung gefunden haben. Ich darf 
nicht Rechnuwr träo"t und daher der Ver- lu er Kaprun, Ybbs-Persenbeug, Jochenstein, 
fassung widersl�'icht,

b 
der Finanzminister nur 'I A���ach, die Kraftwerke an der Enn� und in 

sagen, daß er glaube, daß dem Erkenntnis �al nte.n �ennen. Dort �rden Glan�leIstungen 
sinngemäß entsprochen wurde. Und ich muß oster�elchlscher Techmker, Ingemeure und 
gestehen : Wir hatten von ihm auch keine ArbeIter vollbracht. 
andere Antwort erwartet. Nun ist der Ausbau der österreichischen 

Er erklärte aber weiters, daß es außerordent- Wasserkraftwerke aber noch keineswegs be­
lieh schwierig sei, über die aufzunehmenden endet. An der Donau entsteht bei Wall see 
Anleihen, Darlehen und Kredite genaue An- ein neues Kraftwerk, von dem ich überzeugt 
gaben zu machen. bin, daß es in seinem Endstadium ebenso 

Es mag sein, daß es schwierig ist, die repräsentativ und auch leistungsfähig sein 
Konditionen einer Anleihe im vorhinein fest- wird wie etwa das Kraftwerk in Ybbs-Persen­
zulegen - wir haben Ihnen aber auch hier beug. 
schon Wege gewiesen, wie Sie das machen Aber der Bau eines Kraftwerkes, ob in 
können, Herr :Finanzminister -, aber eines den Bergen oder an einem Fluß, erfordert 
könnten Sie mit Bestimmtheit angeben, näm- erhebliche finanzielle Mittel. Diese Mittel sollen 
lich die Höhe der Darlehen, die Sie aufnehmen auch in Zukunft über den Weg von Anleihen 
wollen. aufgebracht werden, so wie wir in der Ver-

Die Energiewirtschaft hat sicherlich nicht gangenheit den Kraftwerkbau weitgehend 
nur ein mehrjähriges Programm für die ein- durch Anleihen finanziert haben. Die jetzt 
zeInen Vorhaben und deren Ausbaustufen, lebende Generation könnte unmöglich die 
sondern auch die dazugehörigen Finanzie- erforderlichen Mittel aufbringen, die notwen­
rungspläne erstellt, aus denen genau ersieht- dig sind, um den Kraftwerkbau durchzufüh­
lich ist, wieviel aus Eigenmitteln aufgebracht ren. Die kommenden Generationen haben aber 
werden muß und in welcher Höhe Darlehen auch den Nutzen von den Kraftwerken, die 
aufgenommen werden sollen. jetzt gebaut werden, und es ist daher richtig, 

Aber all dieser Schwierigkeiten, Herr Mini- I wenn .. die sich . ergebenden Belastungen auch 
ster, wären Sie enthoben gewesen, wenn Sie auf langere Zelt und auf kommende Genera­
das schon weit verhandelte, modernen Grund- I tionen aufgeteilt werden. 
sätzen entsprechende .. 

Haushaltsrecht dem Pa.r- Wie ist nun die Konstruktion im vorliegenden 
lam�nt vorgelegt hatten, welches Ihnen m Fall 1 Tritt der Bund als Kreditnehmer, 
bestImmter Form entsprechend den Erkennt- als Anleihenehmer auf, oder nimmt diese 
nissen des �erfass�ngsgerichtshofes Ermächti- , Darlehen die Verbundgesellschaft auf und der 
gungen erteIlen wurde. I Bund übernimmt lediglich die Bürgschaft 1 

Aber bisher sind Sie, Herr Minister, diesen 'Wie aus der Regierungsvorlage zu ersehen 
für alle Demokraten selbstverständlichen Weg ist, soll der Bund - so wie in den vergangenen 
nicht gegangen. , Jahren - die Bürgschaft für Anleihen über-
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nehmen, die von der Verbundgesellschaft 
aufgenommen werden. Es tritt also nicht der 
Bund direkt als Anleihenehmer auf, sondern 
die Verbundgesellschaft . 

Nun war, lieber Herr Abgeordneter Weihs, 
im Finanz- und Budgetausschuß eine lange 
Diskussion darüber im Gang, wie hoch die 
Anleihe sein wird, zu welchen Bedingungen 
die Anleihe aufgenommen werden wird und 
80 weiter. Der Herr Finanzminister hat gesagt : 
Nicht er, nicht der Finanzminister nimmt die 
Anleihe auf, sondern die Verbundgesellschaft, 
und daher wird es der Ver bundgesellschaft 
obliegen, festzustellen, zu welchen Bedingun­
gen, zu welchem Zeitpunkt und in welchen 
Größenordnungen die Anleihe aufgenommen 
werden kann . (Abg. Dipl.-Ing . Dr. O. W e i h s :  
A ber die H ajtung übernimmt der Bu·nd I) 
Wenn wir uns mit Bankfachleuten über 
Anleihebedingungen unterhielten, dann würden 
sie uns sagen : Heute eine bestimmte Aussage 
darüber zu machen, unter welchen Bedingun­
gen etwa im September eine Anleihe zu 
erhalten ist, das wird kein Bankfachmann 
fertigbringen. (Abg. Dr. B r o d a :  Hen' Kollege 
Machunze ! A ber hier unterhalten wir uns 
über Parlamentst'echte 1 U 1�d über Parlaments­
rechte diskutieren wir nicht mit Bankfachleuten !) 
Herr Abgeordneter Broda, ich komme sofort 
auf Ihre Parlamentsrechte. (Abg . D1". B 'roda :  
Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und 
uns !) Ich komme sofort darauf zurück. 
Nur etwas Geduld ! (Abg. Dr. Withalm :  
Hier unte1'halten wir uns über A nleihen, die 
aufgenommen werden sollen !  - A bg. Pro  b s t : 
Nein, wir unterhalten WtS über Ermächtigungen ! 
- Der Präs ident gibt das Glockenzeichen. -
Abg, Dr. Bro d a :  Herr Dr. Withalm ! Zum 
Unterschied von Ihnen unterhalten wir uns 
immer über Parlamentsrechte ! - A bg .  Doktor 
W·i thalm:  Das imme,., da bin ich ganz Ihrer 
Meinung 1 A ber der Tagesordnungspunkt heute 
ist die Energieanleihe I) Ich wollte lediglich 
feststellen, daß in diesem Fall nicht der Finanz­
minister die Anleihe · aufnimmt, sondern daß 
die Anleihe von der Verbundgesellschaft auf­
genommen wird. 

Nun ist es nicht nur in Österreich, sondern 
in der ganzen 'Velt so, daß eine Anleihe, 
ein Kredit nur dann zu haben ist, wenn eine 
einwandfreie Bürgschaft gegeben wird. Der 
Verbundgesellschaft garantiert nun der Staat 
durch die übernahme der Bürgschaft. Aber, 
meine Damen und Herren, der Kraftwerkbau 
fördert das Wirtschaftswachstum. Durch den 
Kraftwerkbau werden tausende Arbeitsplätze 
in Österreich gesichert, und zwar nicht nur 
dort, wo es direkt um den Bau der Kraftwerke 
selbst geht, sondern es müssen ja auch die 
technischen Einrichtungen geliefert werden 
und so weiter. 

Man sollte daher annehmen, daß alle, 
die in diesem Haus dafür sind, daß das öster­
reichische Winschaftswachsfum zunimmt, daß 
alle . die dafür sind, daß die Arbeitsplätze 
in Österreich gesichert werden, daß alle die, 
die das wollen, auch der Aufnahme dieser 
Energie anleihe 1967 ihre Zust.immung geben 
würden. Vor allem aber würde ich das yon 
jenen erwarten, die vorgeben, die Interessen 
der Arbeitnehmer allein und aUflschließlich 
zu vertreten. Sie werfen dem ÖAAB immer 
vor, daß er die Arbeitnehmerinteresscll nicht 
genügend vertrete. Meine Damen und Herrell !  
Hier geht es um die Interef'flen der Arheit­
nehmer, um die Interessen der Arbeitnehmer 
bei den Kl'aftwerkbauten, um die Interessen 
der Arbeitnehmer in der elektrotechnischen 
Industrie, und Sie sagen trotzdem zu diei'ler 
Anleihe nein . (Abg. Dipl. - Ing. Dr. 0, We i h,'! : 
N1:cht z m '  A nleihe , .sondern zur Haltungs­
übernahme 'I.J..nter diesen Bedingungen !) 

Nun, H plT Abgeordneter Broda, Sie sagen : 
"Wir sind dagegen ." (Zwischenrufe bei der 
SP(). - Abg, D,', lVi t halm : Da m·uß man 
sich ent8cheiden !) Die Sozialistische Partei 
ist aber nicht dagegen, weil etwa der Staat 
vielleicht, einmal als Bürge herangezogen wer­
den könnte, flie ist nicht dagegen, weil . man 
etwa wegen einer Überschuldung der Ver­
bundgesellschaft besorgt wäre , sondern weil 
es angeblich verfassungsrechtliche Bedenken 
gibt . 

\VaH hat. denn dür Verfassungsgerichtshof 
in seinem Erkenntnis verlangt ? Erstens : Es 
muß die Höhe der Anleihe feststehen'. Meine 
Damen und Herren ! Hier steht die Höhe 
der Anleihe fe8t : 500 Millionen, 400 Millionen, 
500 Millionen und 300 Millionen. (Abg. Dipl.­
Ing, D1', O. W e i h s :  Das Gesetz sagt "bis zu" I) 
Die Höhe der Anleihe steht genau fest. "Bi� 
zu " . (Abg. Probst: Wegen dieses "bis zu" 
hat der Verfassun(Jsgerichtshoj die Einwände 
gemacht I) Kreditnehmer ist die Verbund­
gesellschaft, und die Verbundgesellschaft wird 
bestimmen, welche Anleihe aufzunehmen sie 
für notwendig erachtet., und sie wird sich 
danach richten müssen, in welcher Höhe I'!ie 
überhaupt eine Anleihe bekommt. Daher 
ist das, was in diesem Gesetz festgelegt ist, 
die Obergrenze, aber die Höhe der Anleihe 
ist im Sinne des Verfassungsgerichtshof­
erkenntni:--ses definiert. 

Der Vt�rfassungsgeri(Jhtshof hat ferner ge­
sagt : D ie Laufzeit der Anleihe muß fest­
stellbar sein, und der Zinssatz muß errechenbar 
sein. Herr Abgeordneter Broda ! Wir haben 
bei der Novelle zum Bundesfinanzgesetz sehr 
eingehend verhandelt, und wir haben uns be­
müht, schon in der Novelle zum Bundes­
finanzgeset.z klare Formulierungen zu finden, 
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und zwar Formulierungen, die den Auf. I Ich glaube, daß Sie durch die Ablehnung 
fassungen des Verfassungsgerichtshofes ent· sich ßelber und Ihrer Partei keinen guten 
sprechen. Bis heute hat der Verfassungs. Dienßt erweisen. (Abg. Prob8 t :  Kollege 
gerichtshof noch nicht festgestellt, daß das, Machunze ! Da brauchen wir gar nicht weiter 
was wir damals gesucht, gefunden und be· zu verhandeln, da brauchen wir kein neues 
schlossen haben, der Verfassung nicht ent. Haushalt8recht ! Dann wäre alles in Ordnung !) 
sprechen würde. He-rr Abgeordnder 'Veihs, Ich gebe zu, das ißt Ihre Sorge, aber Sie er· 
Sie stellen eine These auf, die noch geu nicht weisen durch die Ablehnung auch dem öster· 
bewiesen ißt, wenn Sie sagen : Das ,vider· reichischen Arbeiter, der beim Kraftwerkbau 
spricht der Verfassung. Das Ü.;t Ihre Meinung, beschäftigt ist, keinen guten Dienst. 
daß es der Verfassung widerspricht, das hat I Sie werden zur Kenntnis nehmen müssen 
a?er der Verfaßsungsgerlchtshof noch . gar I da

. 
ß der Österreichische Arbeiter. und Ange� 

mcht ausgesprochen. (Abg. Dr. O. We -� h8 :  stelltenhund , dem Sie immer wieder vor. 
Das sagte 1�ch ja auch, daß dal! unsere J.lI einung halten, er kümmere sich nicht um die In. 
ist !) Entlichuldigen Sie, das ist meine Mei- teressen der Arbeitnehmer den am Kraft­
nung ! �al:er bin ieh �er Meinung :. Es ging werk bau Beteiligten sagel; wird, wer ihr� 
den . S�zIalJsten _ gar lUcht und �llcht aus- Arbeit�plätze sichert oder wer gegen sie ein­
schlIeßlIch um dIe verfassungsrechthche Frag�. gestellt ist . (Beifall be-i der O v  P. - Abg. 
(Abg. E b e rhard : Doch, doch ! � Abg. Stet- Dr. P 'i t t ermann : A-uch um den Preis 
n i ng e r :  Nur !) eines Verfassungsbruches, wie vor 30 Jahren. 

Wenn ich auf den Bänken der Opposition 
säße, würde ich wahrscheinlich folgende Über. 
legungen anstellen : Wenn die Verbundgesell­
schaft keine Mittel hat, muß sie den Kraft­
werkbau einstellen. Wenn sie den Kraft­
werkbau einstellen muß, dann i"lt die Re· 
gierungspartei dafür verantwortlich. - Das 
könnte ich mir sehr gut vorstellen ! ( Abg. 
Rosa W e b e r :  So denken wir nicht ! - Abg_ 
Pr o b s t :  Das ist sehr "verantwortungsvoll" !  S'ie 

H en' Machunze ! Die Verfassung ist Ihnen 
wurscht !) 

'Vir wollen, daß die Bauarbeiter in Öster­
reich Arbeit haben, wir wollen, daß die Elektro­
industrie Aufträge bekommt, wir wollen, daß 
ungenutzte Energiequellen zum Nutzen des 
ganzen Volkes erschlossen werden. Dazu ist 
das Gesetz ein Beitrag, und daher werden 
wir auch für dieses Gesetz stimmen. (Beifall 
bei der O VP.) 

würden eine seht· "konstruktive" Opposition Präsident : Zum "Wort gemeldet ist der Herr 
machen !) Dann könnte man sagen, die Re- Abgeordnete Dr. van Tongel . Ich erteile 
gierung gefährdet die Arbeitsplätze, dann es ihm. 
könnte man sagen, die Regierung tut nichts, Abgeordneter Dr. van Tonge1 : Herr Präst. 
um das Wirtschaftswachstum zu fördern. dent ! Meine Damen und Herren ! ( Abg. 

Meine Damen und Herren ! .Mit juristischen Dr . P i t t e rmann : Ist ja eh wurscht : Hat der 
Spitzfindigkeiten wird kein einzig�.r Arbeits- I n,ollju:ß die Verj�ssun� geb�o�hen, brechen wir 
platz gesichert . (Beifall bei der O V P.) Mit S'te w�eder ! D� s�nd d�e M.�ntster ges�s8en und 
juristischen Spitzfindigkeiten werden wir nicht haben gegen d�e e�gene Reg?,eru.nu geshmmt ! -
um eine einzige Kilowattstunde mehr Strom Abg. Pro b s t : Was werden S'te m�chen, wenn 
erzeugen. Und mit juristischen Spitzfindig- das Hau�halts.recht �eschlo8sen w�rd ? Dann 
keiten werden wir auch das \Virtschafts- werden S?,e w?'eder e?,nen anderen Standpunkt 
wachstum in Österreich nicht ankurbeln. einnehmen ! - Rufe zwischen den Abgeordneten 
(Abg. Dr. Pi t t erm ann : Daher : Es lebe der Machunze und Dr. Pi t t erman n.) 
Verfassungs bruch !) Herr Vizekanzler außer Präsident : Ich bitte, keine Zwischengesprä­
Dienst, Herr Abgeordneter Pittermann, ich , ehe ! Am Wort ist der Abgeordnete Dr. van 
sage Ihnen noch einmal : Das ist Ihre An- Tongel. (Weitere Zwischenrufe. Abg. 
nahme, daß das der Verfassung nicht eut. P " o b s t :  Dann kommt wieder ein anderer 
spricht. (Abg. Dr. P i t t e rm a n n : Das hat Standpunkt, der für Sie richtig ist ! Sie wollen 
der Verfassungsgerichtshof schon einmal be· doch das Haushaltsrecht ändern ! Und dann 
wiesen !) Nein ! (Abg. Dr. Pi t terma nn: machen Sie w'iede,' einen Kopjsprung !) Bitte 
Vor einem Jahr haben Sie genau 80 geredet, keine Debatten von den Bänken am, ! Am Wort 
und dann haben Sie der Regierung das Ver· ist der Abgeordnete Dr. van Tongel. Es kann 
trauen ausgesprochen, als sie verurteilt wurde !) sich ja jeder zum Wort melden. ( Weitere 
Nein, er hat über das, was in der Novelle Zwischenrufe und Gegenrufe.) 
zum Bundesfinanzgesetz . steht, wo wir das Der Herr Abgeordnete Dr. van Tongel 
determiniert haben, noch kein Urteil gefällt. wartet offensichtlich, bis die Zwischengespräche 
Daher kann man nicht sagen : Es ist ver- beendet sind. Vielleicht lassen wir den Redner 
fassungswidrig . (Abg. D1·. Pit t er1n ft n n :  zum \Vort kommen. (Abg. Ing. H e l b i c h :  
Aber Sie riskieren es !) I Es schweigt Abgeordnete-I" van Tongel !) 
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Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) : Herr hat in erster Linie der Vizekanzler außer Dienst 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Die DDr. Bruno Pittermann zu verantworten. " 
freiheitlichen Abgeordneten des Nationalrates - Nun kam es zu einer Zwischenrufszene. Es 
werden der in Beratung stehenden Regierungs- werden im Protokoll weitere Zwischenrufe 
vorlage, betreffend ein Bundesgesetz über die vermerkt. Der Kollege Weikhart hat eine 
übernahme der Bundeshaftung für Anleihen, Reihe von Zwischenrufen gemacht. - Der 
Darldlen und sonstige Kredite der Verbund- Abgeordnete Peter sagte darauf: "Ich hätte 
gese118chaft, ihre Zustimmung erteilen. Lassen mich zurückgehalten, Herr Weikhartt aber 
Sie mich dazu ganz kurz eine Erklärung Sie wissen ganz genaut daß die Elin vom 
abgeben. Konkurs bedroht ist, we nn" - und dieses 

,"Vir tun da� nicht sehr gerne, und "wenn" möchte ich fünfmal unterstreichen ! -
zwar aus volkswirtschaftlichen Gründen. Wir "diese Hilfe nicht gewährt wird." 
haben auch während der Koalitionszeit, wo Nun hat sich folgendes ereignet. Wenige 
immer dann, wenn irgendein Betrieb in Schwie- Tage später fand in Weiz eine Feierlichkeit 
rigkeit.en geraten ist, die Bundeshaftung für bei der Elin statt. Da hat der Zentralbetriebs­
eine Anleihe herhalten mußte, diese Bedenken ratsobmann der Elin, der sozialistische Land­
zum Ausdruck gebracht. Ich darf das auch tagsabgeordnete Meisl - nicht identisch mit 
hier wiederholen. Wenn für die Aufnahme meinem Parteifreund Abgeordneten zum N atio­
von Anleihen eine Bundeshaftung vorgesehen nalrat Othmar MeißI - diese Feierlichkeit zu 
wird , 80 erschwert das allen anderen Anleihe- einer Polemik gegen diese Rede des Abgeord­
werbern jedweder Art für die Zukunft die oft neten Peter vom 1 .  März 1967 benützt und hat 
notwendige und begründete Aufnahme von dem Abgeordneten Peter vorgeworfen, er 
Anleihen, weil keine Kreditgeber oder Stel- habe in offener Nationalratssitzung erklärt, 
len, die Anleihen gewähren, dann Anleihen die Elin stehe vor dem Konkurs. 
geben, wenn diese nicht mit dieser absoluten Meine Herren, Sie können es nachlesen. 
Sicherheit einer Bundeshaftung ausgestattet Abgeordneter Peter hat gesagt : Die Elin ist werden . vom Konkurs bedroht, wenn sie diese Hilfe 

Ma.n sollte daher - dies ist unsere Auf- nicht bekommt. Denn ich nehme an, daß die 
fassung - mit der Gewährung der Bundes- Bundesregierung eine solche Vorlage nur dann 
haftung etwas zurückhaltender sein. Trotz- einbringt, wenn tatsächlich die zwingende 
dem ""erden wir aus den gewichtigen Grün- Notwendigkeit für eine Anleihe und die über­
den, die für diesen Fall sprechen, der Regie- nahme der Bundeshaftung gegeben ist. 
rungsyorlage unsere Zustimmung geben. I1 Es hat sich dann vor dem Zentralbetriebs-

Nun darf ich aber ganz kurz auf einen rat der Elin einige Wochen später dieser Vor­
Zwii"chf'nfall zurückkommen, der sich in der fall wiederholt, und er wurde nicht nur vom 
4-8 . ;":j t zu l ,g des Nationalrates am 1 .  März 1967 Landtagsabgeordneten Meisl, sondern auch 
ereignet hat . . Bei einer ähnlichen Causa, seitens einiger sozialistischer Gewerkschafter 
nämlil.'h bei Übernahme der Bundeshaftung und Betriebsräte zu einer ausgesprochenen 
für ei

.
ne Anleihe der Elin, hat unser Bundes- Hetze gegen die Freiheitliche Partei, insbeson­partClobmann Abgeordneter Peter das Wort . dere gegen deren Bundesparteiobmann Abge­

ergriffc'll und hat begründet, warum die frei- I ordneten Peter benützt. 
heitliehen Abgeordneten für die Bewilligung . .. . .  
der Bundeshaftung für eine Anleihe der Elin Ich mochte zum Ausdru�k brmgen, daß dIe 

eintreten. Ich darf aus dem stenographischen dort behaupteten Stellen kemesfalls Inhalt und 
Protokoll einige Sätze, um die es geht, ver- Tendenz �Ieser Rede des Abg�ordneten Peter 
lesen. �-\bgeordneter Peter sagte damals _ siehe ware�, WIe es �as st�nograp�Ische Protokoll 
stenographisches Protokoll Seite 3795 : b.eweIst. Es Ist mcht faIr, . wenn m�n 

eme Parlamentsrede in dIeser Welse 
"Schauen wir uns doch die Elin an ! Meine 

Damen und Herren der sozialistischen Frak­
tion ! Ich möchte nicht klar volkswirtschaft­
lich und finanziell hier zum Ausdruck bringen, 
in welcher Verfassung sich die Elin befindet."  
- An dieser Stelle verzeichnet das stenogra­
phische Protokoll : Zwischenrufe bei den Sozia­
listen . - Abgeordneter Peter fuhr fort : "Das 
möchte ich im Hinblick auf das Ansehen dieses 
verstaatlichten Betriebes nicht tun." 

Im weiteren Verlauf seiner Rede sagte 
Abgeordneter Peter dann : "Was hier an Mil­
lionen an Steuergeldern verwirtschaftet wurde, 

auslegt. Wir werden uns veranlaßt 
sehen, den Betriebsräten der Elin 
diese Aufklärung zugehen zu lassen. Ich 
möchte hier nur sagen, daß es während der 
Koalitionszeit ganz andere Reden in diesem 
Hause gegeben hat. Wir haben uns als frei­
heitliche Opposition stets aus staatspolitischen, 
aber auch aus Gründen der Fairneß immer von 
solchen Methoden ferngehalten. Ich würde 
sehr bitten, daß bei aller Schärfe der partei­
politischen Auseinandersetzung doch derartige 
Töne bei volkswirtschaftlichen Erörterungen 
nicht angeschlagen werden. 
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Ich darf nochmals feststellen, daß wir frei­
heitlichen Abgeordneten der Vorlage unsere 
Zustimmung geben werden. (Beifall bei der 
FP(J.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m mung. 
Es ist namentliche Abstimmung verlangt. 

Ich habe eine solche durchzuführen, wenn 
dies mindestens 25 Abgeordnete verlangen. 
Da dies der Fall ist, werde ich eine namentliche 
Abstimmung vornehmen. 

Ich bitte die Abgeordneten, ihre Plätze 
einzunehmen. 

Ich bitte, jene Stimmzettel zu verwenden, 
die den Namen des Abgeordneten und die 
Bezeichnung "ja" oder "nein" tragen : Ja­
Stimmzettel, wenn dem Gesetzentwurf zuge­
stimmt wird, Nein-Stimmzettel, wenn der 
Gesetzentwurf abgelehnt wird. Die Beamten 
des Hauses ersuche ich, in den ihnen zugewie­
senen Bankreihen die Stimmzettel einzusam­
meln. (Beamte des Hauses sammeln die Stimm­
zettel ein.) 

Ich ersuche die Beamten, so wie dies im 
§ 64 Abs . 4 Geschäftsordnungsgesetz vorgese­
hen ist, jeder für sich die Stimmenzählung vor­
zunehmen und mir das Ergebnis mitzuteilen, 
damit ich das Gesamtergebnis verkünden kann. 

Ich unterbreche die Sitzung auf wenige 
Minuten zum Zwecke der Stimmenzählung. 

Die Sitzung wir'd um 12 Uhr 57 Minuten 
unterbro ch e n und um 13 Uhr 1 Minute wiede 1'-

Solar, Soronics, Spindelegger , Staudinger , Stei­
ner, Stoks, Suppan, Titze, Tödling, van Tongel, 
T8chida, Vollmann, Wallner, Weidinger, 
Wiesinger, Withalm, Zeillinger, Zittmayr ; 

mit "Nein" 8timmten die Abgeordneten Baba­
nitz, Benya, Braunei8, Broda, Ozernetz, Ozerny, 
Ozettel, Eberhard, Exler, Firnberg, Frühhauer, 
Gratz, Haas, Haberl, Häuser, Heinz, Hell­
'Wagner, Hof.�tetter Erich, Horeis, Horr, Jung­
'Wirth, Kleiner, Klein-Löw, Konir, Kostroun, 
Kreisky, Kun8t, Lanc, Libal, Liwanec, Lukas, 
Lupto'Wit8, Mondl, Moser, Müller, Pans-i, Pfef­
fer, Pfeifer, Pichler Adam, Pittermann, Pölz, 
P1·eußler, Pmbst, Robak, Scheibengraf, Schla­
ger Josef, Schmidl, Sekanina, Skritek, Spiel­
büchler, Steininger, Steinmaßl, Ströer, Thal­
hammer, Tmll, Tull, Ulbrich, Waldbrunnm·, 
Weber, Weihs, Weikhart, Wielandner, Winkler, 
W odiea, W ondmck, Zankl, Zingler. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean­
tragt die sofortige Vornahme der d I' i t t e n 
Lesung. - Ein Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in drittel' Lesung angenomm en. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget 
ausschusses über die Regierungsvorlage (292 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem von den 
Niederlanden zur Verfügung gestellte Mittel 
verteilt werden (Verteilungsgesetz Niederlande) 

(431 der Beilagen) 

aufgenommen. Präsident : Wir gelangen zum 3 .  Punkt der 
Präsident : Ich nehme die unterbrochene Tagesordnung : Verteilungsgesetz Niederla.nde. 

Sitzung wieder auf und gebe das Abstim- Berichterstatter ist der Abgeordnete Gabriele. 
mungsergebnis bekannt : Für den Gesetzent- Ich bitte ihn um seinen Bericht. 
wurf stimmten 88 Abgeordnete, gegen den Berichterstatter Gabriele : Hohes Haus ! Vor 
Gesetzentwurf 67 Abgeordnete. Der Antrag dem Ende des zweiten Weltkrieges ist Ver­
ist somit ange n o m men. mögen österreichischer physischer und juri-

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten Alten- stischer Personen in die Verwaltung der 
burger, BasseUi, Bayer, Breiteneder, Deutsch- niederländischen Stelle für Feindvermögen 
mann, Fachleutner, Fiedler; Fink, Fritz, Frodl, gekommen. Gemäß einer Erklärung der nie­
Gabriele, Geißler, Glase1', Gorbach, Graf Robert, derländischen Regierung vom 31 .  August 1951 
Graf Rudolf, Gram, G1'ießner, Gruber, Grunde- sind die beschlagnahmten österreichischen Ver­
mann, Guggenberger, Haider, Halder, Häm- mögenswerte vielfach wieder in die Verfügungs­
merle, Hartl, Harwalik, Hauser, Helbich, Het- gewalt der österreichischen Berechtigten über­
zenauer, Hofstetter Karl, Kabesch, Kern, Kinzl, tragen, zum Teil aber auch nicht freigegeben 
Klaus, Kotzina, Kranebitter, Kranzlmayr, worden. Durch Verhandlungen zwischen Öster­
Krempl, Krottend01jer, Kulhanek, Kummer, reich und den Niederlanden konnte erreicht 
Landmann, Leimböck, Leisser, Leitner, Ma- werden, daß von der niederländischen Regie­
chunze, Marberger, Marwan-Schlosser, Mayr, rung für die von Österreich vertretenen Fälle, 
Meißl, Melter, Minkowitsch, Mitterer, jWu8sil, I die überhaupt nicht oder nicht entsprechend 
Neumann, Nimme1'voll, Ofenböck, Piffl-Perle- geregelt wurden, eine Globalsumme von 
vii, Prader, Prinke, Regensburger, Rehor, 1 1 ,750.000 Hollandgulden zur Verfügung ge­
Reich, Ballinger, Sandmeier, Bcheibenreif, Scher- , stellt wurde. Dies ergibt einen Gegenwert 
l·et·, Schlauer Anton, Schleinzer, Schrotter, I von 1 l ,953.964,1 l  S. Dieser Betrag hat sich 
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Gabriele 
du:ch zeitweilige zinsenbringende Anlage eines Der von der Bundesregierung vorgelegte 
TeIles des Gegenwertes um 302.956,69 S auf Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtiaung 
i�sgesam� 12,256.920,8� S erhöht. Zu Lasten der vom Unterausschuß vorgeschlagenen � Ab­
dIeser MIttel wurden bIsher Zahlungen in der I änderungen, die dem Ausschußbericht bei­
Höhe von 6,727.586,83 S geleistet, sodaß gedruckt sind, mit Stimmenmehrheit ange­
derzeit restliche Mittel von 5,529.333,97 S zur nommen. 
Verfügung stehen. Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 

Zur Regelung der Verteilung dieser rest- somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
lichen Mittel hat die Bundesregierung am dem von der Bundesregierung vorgelegten 
30. November 1966 den Entwurf eines Ver- Gesetzentwurf (292 der Beilagen) mit den 
teilungsgesetzes Niederlande im Nationalrat dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
eingebracht. änderungen die verfassungsmäßige Zustimmung 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in Gegenwart des Bundes­
ministers für Finanzen Dr. Schmitz erstmals 
am 6. Feber 1967 der Vorberatung unterzogen. 
Es wurde ein Unterausschuß eingesetzt, dem 
dIe Abgeordneten Gabriele, Grundemann-Fal­
kenberg, Jungwirth, Lanc, Machunze, lng. 
Scheibengraf, Dr. van Tongel, Dipl.-Ing. Tschida 
und Dr. Tull angehörten. (Präsident Dipl.­
Ing. Waldbrun ner  übernimmt den Vorsitz.) 

Der Unterausschuß hat dem Finanz- und 
Budgetausschuß in der Sitzung am 5. April 1967 
Bericht erstattet. Dieser Sitzung wohnte auch 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz 
bei . Der Berichterstatter des Unterausschusses 
hob vor allem hervor, daß in den Beratungen 
des Unterausschusses von den Vertretern des 
Bundesministeriums für Finanzen darauf hin­
gewiesen wurde, daß die Bestimmungen des 
Entwurfes über die Ermittlung der Entschä­
digung infolge Klarstellungen gewisser Ergeb­
nisse der zwischenstaatlichen Verhandlungen 
eine günstigere Entschädigung vorsehen, als es 
der Praxis der bisherigen Verteilung entsprach . 
Es kann daher nur vorkommen, daß der ent­
fertigte Entschädigungswerber weniger oder 
gleich vieJ, niemals aber mehr erhalten hat 
als einem noch zu berücksichtigenden Antrag� 
steiler zukommen wird. Um dem entfertigten, 
allenfalls ungünstiger behandelten Entschädi­
gungswer ber zu ermöglichen, die gleiche günstige 
Entschädigung wie der erst auf Grund der 
Bestimmungen des Entwurfes auftretende Ent­
schädigungswerber zu erlangen, sieht § 4 Abs. 2 
ausdrücklich vor, daß die abschließend ge­
regelten Fälle nochmals aufgerollt werden 
können. Einer Ungleichheit der Entschädi­
gung zwischen Entfertigten oder erst zu be­
rücksich tigenden En tschädigungswer bern ist 
daher vorgebeugt. 

Außerdem hat der Unterausschuß vor­
geschlagen, im § 16 und im § 23 des Gesetz­
entwurfes sprachliche Vereinfachungen vor­
zunehmen. An der Debatte im Finanz- und 
Budgetausschuß beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Tull, 
Peter und Ing. Scheibengraf sowie Bundes­
minister Dr. Schmitz .  

erteilen. 
Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 

bitte ich, Spezial- und Generaldebatte unter 
einem durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Widerspruch 
wird nicht erhoben. Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Tull. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Wir haben in den 
letzten Jahren bereits mehrere Vermögensver­
träge und Verteilungsgesetze behandelt. Es 
gab dabei nie besondere Schwierigkeiten, die 
Vorlagen gingen daher reibungslos über die 
Bühne und wurden einstimmig verabschiedet. 
Dieses Mal verhält es sich allerdings etwas 
anders, dieses Mal gibt es Schwierigkeiten, 
wobei ich aber gleich hinzufügen möchte : 
nicht Schwierigkeiten wegen des Pauschal­
betrages, der Österreich zur Verfügung gestellt 
worden ist, also nicht wegen der 12 Millionen 
Schilling, auch nicht wegen der Verteilungs­
modalitäten. Mittelpunkt der Diskussionen 
im Finanz- und Budgetausschuß und in dem 
vom Finanz- und Budgetausschuß eingesetzten 
Unterausschuß waren vielmehr ausschließlich 
formalrechtliche Überlegungen und Erwägun­
gen. Die Geschädigten sollen - und darüber 
sind wir uns alle einig - möglichst schnell 
und entsprechend gut entschädigt werden. 

Uns geht es aber im gegenständlichen Falle 
um eine prinzipielle Angelegenheit. Der Vertrag 
mit den Niederlanden wurde, wie der Herr Be­
richterstatter ausgeführt hat, am 30. Septem­
ber 1959 abgeschlossen. Diesem Abkommen 
wurde eine Pauschalsumme von 1 1 ,9 Millionen 
Schilling zugrunde gelegt. 

In einem Ministerratsvortrag des Bundes­
ministeriums für Finanzen vom 15. Dezember 
1960 stellte der damalige Ressortchef, Bundes­
minister Dr. Heilingsetzer, einen Antrag mit 
folgendem Wortlaut : 

"Ich stelle daher den Antrag, der Ministerrat 
wolle dem Bundesminister für Finanzen die 

287 
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Ermächtigung zur Verteilung des von der eingesehen, daß es eines Gesetzes bedarf� 
niederländischen Regierung zur Verfügung weil es sich dabei um einen Akt der Hoheits· 
gestellten Betrages von hfi, 1 ,750,000 be- ver"waltung handelt, 
ziehungsweise des Schillinggegenwertes an die Meine Damen und Herren ! Herr Bundes­
österreichischen Anspl'1lchsbel'echtigten im minister !  Sie dürfen nicht ungehalten sein : 
Sinne des vor liegenden Vortrages erteilen," ich bin der Auffassung, daß Ihre Verantwor-

Meine Damen und Herren ! Es begann die tung im Unterausschuß und Ihr Hinweis, das 
wäre noch in der Koalitionszeit gewesen, Verteilung, es wurden, wie der Herr Bericht- die damalige Regierung habe das ja zur Kennt­erstatter heute ausgeführt hat und wie wir 

11 ' F' d B d t h ß "b  nis genommen, nicht stichhältig waren, Denn a e Im Inanz- un u ge aussc u u er- " ' 1 h d I ' h b ' , , 
ht f hr 6 7 M'll' S 1 'lI' eI stens elnma an e t es SIC e11n SelnerZel-rase er u en I IOnen c U lng vel'- , Mi '  . V . . : '  , hgen l: lllsterratsvortrag um emen ortrag teIlt. DIe Regierungsvorlage, dIe heute zur i Ih '�Jr" t '  f" d d h d' F' D' . . " i • res .l.f.i.lnlS el'lums, ur en a er Ie Inanz-IskussIOn steht, wurde lungegen erst am i b" k t' d' V t t t h t 30. November 1966 eingebracht. uro ra I� Ie eran wO

,
r ung zu �agen a ,  

und zweItens - das 1st entscheIdend - :  
Der Finanz- und Budgetausschuß hat - wie Zumindest seit dem Jahre 1963, seit der erste 

bereits bemerkt - einen Unterausschuß ein- Vermögensvertrag beziehungsweise das erste 
gesetzt, der sich mit diesem Gesetz in zwei 
Sitzungen beschäftigt hat. Allerdings mußte 
die erste Sitzung bereits nach einigen Minuten 
ergebnisloser Beratungen unterbrochen werden, 
weil der Herr Finanzminister einen Gesandten 
geschickt hat, der nicht sehr geschickt operierte, 
weil er einfach nichts wußte und keinerlei 
Aufklärungen geben konnte . Dieser Beamte 
war in der äußerst peinlichen Situation, ein­
bekennen zu müssen : Ich weiß von allen 
diesen Dingen nichts, ich bin daher nicht in 
der Lage, den Abgeordneten eine entsprechend 
fundierte Auskunft zu erteilen. Das ist sicher­
lich ein etwas ungewöhnlicher Vorgang, Herr 
Bundesminister, und man kann darin, wenn 
man empfindlich ist, sogar eine gewisse Brüskie­
rung der Abgeordneten erblicken. 

In der zweiten Sitzung des Unterausschusses 
war der Herr Finanzminister selbst anwesend. 
Er brachte auch noch einen anderen Beamten 
mit, der seinerzeit mit dieser Materie beschäftigt 
war. Wir konnten uns daher nun etwas aus­
führlicher und eingehender mit dieser Materie 
auseinandersetzen. Man hat versucht, eine 
Rechtfertigung zu konstruieren, man hat 
nämlich erklärt : Wir wissen, daß das nicht 
ganz richtig ist, aber Sie müssen bedenken, 
im Jahre 1960 bestand im Bundesministerium 
für Finanzen eben eine andere Rechtsauf­
fassung als heute. Der damalige Finanzmini­
ster und heutige Sektionschef Dr . Heilingsetzer 
hat damals offenbar den Standpunkt ver­
treten - zumindest hat uns das der Herr 
Finanzminister im Unterausschuß erklärt -, 
daß es sich dabei um eine privatwirtschaftliche 
Tätigkeit handelt, daß hier die Bundes-
regierung eine Treuhänderaufgabe übernom­
men habe, daß ein Treuhandabkommen vor­
läge und daher ein Gesetz nicht erforderlich 
gewesen sei. 

Heute vertritt die Bundesregierung be­
ziehungsweise der Herr Bundesminister einen 
anderen Standpunkt. Man hat offenbar doch 

Verteilungsgesetz, nämlich das für Bulgarien, 
hier in diesem Hause verhandelt wurde, mußten 
Ihre Beamten, mußten Ihre Amtsvorgänger 
wissen, daß diese Angelegenheit eines eigenen 
Gesetzes bedarf. 

Das, was hier vorgefallen ist., muß man daher 
entweder, sehr geehrter Herr Minister, als 
Sorglosigkeit ,  als Schlamperei oder als Ignoranz 
beziehungsweise Brüskierung der V olksver­
tretung bezeichnen. Einen anderen Ausdruck 
finde ich dafür nicht, denn, meine Damen und 
Herren, im Ministerium gibt es doch genügend 
rechtskundige Beamte, Sektionschefs, Ministe­
rialräte und so weiter. Hat denn, zumindest 
seit dem Jahre 1963 - heute schreiben wir 
1967 - niemand gewußt, daß hier Millionen­
beträge ohne gesetzliche Grundlage und damit 
ohne ein Mitbestimmungsrecht des National­
rates verteilt worden sind � 

Darüber hinaus hat man sich damit zu 
verantworten versucht, daß man erklärt hat, 
man konnte die Vorlage nicht ausarbeiten, 
weil die Beamten mit anderen Vermögens­
verhandlungen, mit anderen Vermögensver­
trägen beschäftigt seien. Sichellich, Sie haben 
recht, die Vermögensverhandlungen mit Un­
garn, mit der Tschechoslowakei und mit Polen 
sind sehr zeitraubend, äußerst diffizil und 
kompliziert. Das sind aber für uns nur billige 
Ausreden, denn, Herr Finanzminister und 
meine Herren des Bundesministeriums für 
Finanzen, über folgendes müssen wir uns im 
klaren sein : Die Gesetzmäßigkeit der Verwal­
tung genießt unbedingten Vorrang ! 

Meine Damen und Herren ! In den letzten 
Monaten, besonders aber vor dem 6. März, 
wurde so viel von der Aufwertung des Parla­
mentE! gesprochen. Wie sieht es nun in der 
Praxis mit der Aufwertung des Parlaments 
aus ? Im Jahre 1959 wird ein Vermögens­
vertrag beziehungsweise dieses Abkommen 
bezüglich dieser 1 ,7  Millionen holländischer 
Gulden abgeschlossen, im Jahre 1960 beginnt 
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man auf Grund eines einfachen Ministerrats- Abgeordneter Machunze (OVP) : Hohes 
vortrages ohne jede gesetzliche Grundlage Haus ! Meine Damen und Herren ! Der Herr 
Gelder zu verteilen. Man verabschiedet zwi- Abgeordnete Dr. Tull hat mehrmals den Aus­
schenzeitig Vermögensverträge mit Bulgarien druck "Schlamperei" gebraucht. Es ist nicht 
und Rumänien und kommt erst jetzt plötzlich meine Aufgabe, Ihre Parteikollegen, die früher 
darauf, daß man eigentlich bisher ohne Gesetz einmal in der Bundesregierung saßen, in 
Gelder verteilt hat. Schutz zu nehmen. Wenn Sie aber, Herr Ab-

Die politische und moralische Verantwortung geordneter Tull, von Schlamperei reden, dann 
müssen wir uns einmal die Gesetzblätter an­für diese Vorgangsweise lastet meines Erachtens 

ausschließlich auf dem zuständigen Bundes- sehen, wer im Jahre 1960 die Gesetze unter-
minister. Oder aber, Herr Minister, wollen schrieben hat. Da finden wir zum Beispiel 

unter den damals beschlossenen Bundes­Sie vielleicht etwa behaupten, daß Sie von all 
dem, was hier vorgefallen ist, nichts gewußt gesetzen die Unterschrift eines unbestrittenen 
haben ? Wissen Sie nicht, was in Ihrem Juristen, Rechtskundigen, de.s Herrn Abge­
BUlldesministerium vor sich geht ? ordneten Dr. Broda . Er war also im Jahre 

1960 Bundesminister für Justiz. (Abg. Doktor 
Schöne Redenim Rundfunkund im Fernsehen, B roda : Aber nicht für Finanzen !) Im lVIi­

bombastische Bekenntnisse zur Rechtsstaat- nü;terrat gibt es nur einstimmige Beschlüsse. 
lichkeit und zur Gesetzmäßigkeit der Verwal- Soweit ich informiert bin, war das seit 1945 
tung wirken angesichts solcher Tatsachen der Fall. Es konnte also keine Regierungs­
absolut unglaubwürdig ! Seit Jahren - und vorlage, aber auch kein Antrag eines Ressort­
das ist eine nackte und harte Tatsache - ministers den Ministerrat passieren, ohne die 
wurden Millionenbeträge ohne gesetzliche allgemeine Zustimmung zu finden. (Abg. 
Grundlage verteilt. Und die rechtspolitische Dr. Broda : Es konnte auch kein Antrag 
Forderung der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung das Parlament passieren, ohne daß Sie mit­
findet doch vor allem darin ihren Ausdruck, gestimmt haben !) Herr Abgeordneter Broda, 
daß ein Schutz vor der Allmacht der voll- daß Ihnen und Herrn Dr. Pittermann -
ziehenden Gewalt, Schutz gegen Willkür der ich weiß jetzt nicht, wer aller damals von 
Bürokratie gewährleistet sein soll. der Sozialistischen Partei noch im Minister-

Im Artikel 18  der Bundesverfassung heißt rat saß - im Jahr 1967 von Ihrem Partei­
es - ich darf das nur in Erinnerung rufen -, kollegen �ull eine so schlechte Zensur aus­
daß die gesamte staatliche Verwaltung nur gestellt �rd,. da

.
s, H�rr Abgeo�dneter Br�da, 

auf Grund der Gesetze ausgeübt werden darf. . ha?en SIe �rkhch. mcht. verdIent ! (Hezter­
Das, was hier vorgefallen ist, Herr Bundes- I kezt und Beifall bez der Ö VP.j 
minister, ist kein Ruhmesblatt für Sie be- 'Vie kam denn diese ganze Geschichte zu­
ziehungsweise für die Finanzbürokratie. Mußte stande, Herr Abgeordneter Tull � Wir sollten 
denn wirklich erst der Rechnungshof feststellen, doch einmal auf die Dinge eingehen, wie 
daß hier etwas nicht in Ordnung ist ? Mußten sie wirklich waren. Das war die erste Ver­
wirklich Jahre vergehen, ehe der Rechnungshof einbarung, die Österreich geschlossen hat. 
aufgezeigt hat, daß hier ein Mißstand vor- Die Bundesregierung war der Meinung, sie 
handen ist ? ist Treuhänderin, sie bekommt das Geld 

Keine Ausreden und keine Entschuldi- und gibt es an die Betroffenen weiter. Ich kann 
gungen, meine Damen und Herren ! Hier gibt mich gut in die Absichten, Ansichten und 
es meines Erachtens nur eines, ein klares und Auffassungen der Bundesregierung hinein­
offenes Eingeständnis : entweder eine Schlampe- denken. Man hat gemeint, hier bekommt 
rei oder der Versuch, den Nationalrat auszu- man etwas, der Kreis, der es zu erhalten hat, 
schalten beziehungsweise die parlamentarischen , steht fest, und man gibt es weiter. Daher 
Rechte, von denen heute hier schon am Rande : ist man wahrscheinlich damals zur über­
gesprochen worden ist, zu beschneiden. legung gekommen, ein Beschluß des Minister­

rates genügt. Dann hat sich herausgestellt, 
daß man doch besser ein Verteilungsgesetz 
macht. 

Die Sozialistische Partei Österreichs wird 
das, was hier vorgefallen ist, keinesfalls gut­
heißen. Wir werden solche Vorgangsweisen 
nicht dulden. Wir sind nicht bereit, Extra­
touren der Finanzverwaltung nachträglich 
zu sanktionieren, und sind daher nicht in 
der Lage, der gegenständlichen Vorlage unsere 
Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Tull ! Man muß den 
Dingen Gerechtigkeit widerfahren lassen. Fra­
gen Sie doch einmal den Herrn Außenminister 
Dr. Kreisky, wie viele Wochen und Monate 
die zuständigen Herren seines Ressorts und 
die zuständigen Herren der Abteilung 16  des 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch- Fillanzministeriums im Jahre 1960 verhandelt 
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord- I haben, um den Kreuznacher Vertrag zustande 
neten Machunze das Wort. I zu bringen. Sie wissen, wie schwierig die 
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Verhandlungen waren. Kaum ist man mit Sprecher unterscheide ich mich in einem Punkt 
Bonn zu einem Ergebnis gekommen, gingen von meinen beiden Vorrednern, und zwar stehe 
die Verhandlungen mit Bulgarien los. Man ich der Ihnen gemeinsamen Koalitionsver­
mußte das Verhandlungsergebnis immer wieder gangenheit etwas objektiver gegenüber. Ich 
in klare Formen fassen. Dann gingen die Ver- glaube, daß der Streit" wer für die Vergangen­
handlungen mit Rumänien los, und schließ- heit die größere Verantwortung zu tragen hat, 
lieh kamen die Verhandlungen mit Ungarn. bei der Beratung dieses Gesetzes nicht die 
Da reihte sich eines an das andere. Überlegung sein Holl. 

Herr Abgeordneter Tull ! Von Schlamperei Herr Kollege TlIll, ü:h muß Sie in einem 
oder von bösem 'Villen zu reden, den National- Punkt berichtigen. Sie sagten, die bisherigen 
rat ausschalten zu wollen, das ist demagogisch. Verteiluugsgesetze ;:leien. einstimmig ange­
Seien Sie nicht böse, ich sage Ihnen das so nommen worden. Das stimmt nicht ; wir Frei­
offen : Heute haben Sie sich keinen guten heitJichen haben dann gegen die Verteilungs­
Dienst erwiesen, Sie haben Ihren Partei- gesetze gestimmt, wenn uns die Argumente für 
freunden, die in der Regierung saßen und eine Ablehnu,ng zu überwiegen schienen. 
seinerzeit im Ministerrat zugestimmt haben, Die Tatsache, die von beiden Rednern, nur 
nachträglich ein schlechtes Zeugnis ausge- mit verschiedenen Standpunkten, bereits 
stellt, und Sie haben sich keinen guten Dienst herausgef;tellt wurde, ist, daß im Jahre 1959 
erwiesen, wenn Sie auf die Beamten, die ein Vertrag abgeschlosßen worden ist. Es ist 
nichts anderes tun, als ihre Pfiicht zu er- li Geld gekommen, fast 12 Millionen Schilling, 
füllen, in der Form losgehen, daß Sie ihnen und erst. jetz.t, acht Jahre später, wird das 
Schlamperei vorwerfen. (AbU· Dr. T u l l :  I Parlament damit befaßt. 
/lerr Kollege ,  seit dem Jahre 1963 hätte man Herr Kollege Machunze ! Ohne den soziali­
das rnachen �'önnen !) Natürlich, Herr Ab- I Ktisehen Standpunkt, dem ich in einem anderen 
geordneter Dr. Tull, kann man alles machen Punkt noch ellt,gegentreten werde, unterstützen 
(AbU. Dr. Tull : Na sehen Sie !) , aber man zu wollen, muß ich Ihrem Argument eines ent­
kann auch von einem Beamten nicht mehr ver- gegenhalten . Nehmen wir an, daß die gesamte 
langen, als er physisch zu leisten imstande ist. Regierung guten Glaubens gewesen ist - ich 

Wenn Sie mir einen Österreicher sagen bezweifle es -, nach dem Gesetze vorzugehen, 

können, der deshalb einen Schaden auch daß sie mit gutem Gewissen angenommen hat, 
nur von einem Schilling erleidet, weil das mau brauche kein Verteilungsgesetz. Dieses 

Parlament das Verteilungsgesetz erst 1 967 Argument konnte doch allenfalls nur bis zum 
beschließt, dann sage ich Ihnen, Sie haben ersten Verteilungsgesetz gelten, denn da hat 
recht mit Ihren Angriffen und Vorwürfen ! man eingesehen, daß man ein Verteilungs­
(AbU. Dr. Tull : Sechs Millionen ohne Gesetz gesetz braucht. Von dem Moment an hat der 
v€1·teilt !) Es handelt sich um einen legal Finanzminister bewußt contra legem gearbeitet.  
zustande gekommenen Beschluß des Minister- Ich möchte noch einmal betonen - ich glaube, 
rates, dem auch Ihre Parteifreunde zuge- das ist juristisch unbestritten -: Den Irrtum 
stimmt haben ! Ich sage Ihnen nochmals, könnte man ihm nur so lange zubilligen, bis er 
es tut mir leid, daß Sie Ihren ehemaligen zum erstenmal daraufgekommen ist, daß es so, 
Ministern heute so schlechte Zensuren er- wie es sich der Finanzminister vorstellt, nicht 
teilen. Das bedaure ich, sie haben es nicht geht. Von dem Augenblick, wo Sie zum 
verdient. erstenmal in dieses Haus gegangen sind und die 

Herr Abgeordneter Tull ! 'Vir beschließen Zustimmung zu einem Verteilungflgesetz ver­
das Verteilungsgesetz, und Sie können mir laugt haben, Herr Bundesminister, von dem 
nicht nachweisen, daß auch nur ein einziger Augenblick an haben Sie wider besseres Wissen 
österreichischer Staatsbürger um einen ein- weiterhin Geld verteilt ! 
zigen Schilling verkürzt oder geschädigt wo!'- Nun kommt die zweite Frage, Herr Kollege 
den ist, weil wir das Gesetz erst 1 967 be- Machunze ! Sie haben sehr vorsichtig formu­
schließen. (A bU. Dr. Tull : Habe ich auch liert. Sie haben immer gesagt - das war für 
nicht behauptet !) Wir bekennen uns zu dem mich der Hauptgrund, warum ich mich zum 
Gesetz, und wir bekennen uns auch dazu, Wort gemeldet habe - :  Nennen Sie einen 
daß unsere Minister in der ReO'ierung mit Österreicher, der einen Schilling weniger be­
besten Absichten gehandelt haben. (Bei- kommen hat, weil jetzt erst das Gesetz be­
fall bei der tJ V  P.) schlossen wird ! Herr Kollege, das ist ja nicht 

die Frage. Die Frage ist : Gibt es Österreicher, 
die zu Unrecht mehr bekommen haben ? 
(Abg. Machun ze  schüttelt den Kopf.) Da 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Zeillinger das Wort. sagen Sie nein, Herr Kollege, man redet aber 

Hohes Haus ! offen davon. Diese Frage muß vom Finanz­
freiheitlicher I minister heute beantwortet werden, er soll vor 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : 
�Ieine Damen und Herren ! Als 
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Zeillinger 

man in diesem Falle SO lange gezögert hat 1 
Das bestärkt ja die Verdächtigungen. 

Ich möchte noch einmal feststellen : Ich will 
mi('h gar nicht damit beschäftigen, ob dieRer 
oder jener Minister zugest.immt hat, denn ein 
Recht sirrtum kann jedem unterlaufen. Das 
gilt aber nur bip, zu dem Moment, in dem der 
Irrtum ZUlU erst enrnal aufgeklärt worden ist.. 
Von da ab kann man sich iücht mehr auf den 
guten Glauben berufen, VOll da ab ist das Gesetz 
dem Hause bewußt nicht vorgelegt worden. 
�}; wäre interessant , zu erfahren, welche über­
legungtm dafür maßgebend waren. Tatsache 
ist, daß all die Jahre die Verte ilu ng dieser 
Mittel dem Hause nicht zur gesetzlichen 
Regelung vorgelegt worden ist. 

dem Hause die perflönliche Haftung übernehmen ; 
dann werden wir ihm sagen, ob es Personen 
gibt, die kein Geld bekommen hätten, wenn eH 
das Gesetz vorher gegeben hätte. Das soll er 
aber mit seinem Wort verbinden - und 
zurücktreten, wenn er uns anlügt. Sie werden 
sehen, daß er das nicht tun wird. Das ist die 
Frage, Herr Kollege. Daß keiner von den 
Freunderln weniger bekommen hat, das be­
zweifle ich nicht, aber daß gewisse Freunderln 
zu Unrecht mehr bekommen haben, dieser 
Verdacht besteht. Dieser Verdacht ist auch 
durch Ihre Ausführungen, Herr Kollege 
Machunze, nicht entkräftet worden. Herr 
Bundesminister, Sie sind diesem Hause eine 
Erklärung schuldig, denn in der Öffentlich­
keit wird darüber gesprochen, daß in den 
letzten Jahren gewissen Leuten durch Ihre Ich yerstehe eine gewisse Enttäuschung auf 
Vorgangsweise Vorteile verschafft worden der sozialifltischen Seite, meine Herren ! Denn 
r.;ind. Jetzt, nachdem diese Aktion abge"lchlos- praktisch Rind hier 12 Millionen vorhanden 
sen ist, geht lllan her und macht ein Gesetz. gewest·tl,  die sich letzten Endes offensichtlich 

k . 1 t der Mini"ter yorbehalten hat,  so zu verteilen, 'Vegnehmen kann mau ja elllem me lr e was. 
daß Sie keine Kontrollmöglichkeit bekommen. 

Ihre FormuÜerung,  Herr Kollege , nemlE'l1 Und jetzt erst entdecken Sie, da,ß Sie die Mög­
Sie mir einen Österreieher, der auch nur einen lichkeit gehabt häHen , seiue Möglichkeiten 
Schilling weniger bekommen hat, war sehr durch ein Gesetz einzuengen. Auf der anderen 
vorsichtig. Die Frage ist aber, wie gesagt : Seit.e könnten Sie allerdings sagen, es wäre 
Haben bisher gewisse einer Regierungspartei hesRer gewesen - und Sie hätten damals 
nahestehende Leute Geld bekommen, auf das sieher unsere Zustimmung gefunden, wo wir 
sie nach dem jetzt vorgelegten Gesetz keinen auch schon gegen mangelhafte Verteilungs­
Anspruch haben � Diese Frage ist bis zur gesetze gestimmt haben -, wenn Sie seinerzeit, 
Stunde nicht beantwortet worden . 'Vir Frei- bereit gewesen wären, auch zur Zeit der Koali­
heitlichen bitten den Herrn Bundesminister tion, diesen durch die RechtRIage gedeckten 
um eine klare Entscheidu.ng, für die er dem I Standpunkt gemeinsam mit uni'! Freiheitlichen 
Hause sein Wort gibt. Wenn der Herr Bundes- zu vertreten. Am Recht selbst hat sich 
minister sein Wort gibt, dann hin ich der nichts geändert. Das Recht ist unverändert 
erste, de.r �rklärt, : hh glaube dem Mü�i;'\ter so 11 geblieben, nur am Rechtsstandpunkt hat sic� 
lange, bIS Jemand kommt und naC'hwPlst , daß et was geändert. Vom Standpunkt der frel­
die Unwahrheit gesproC'hen worden ist . (Abg. heit.licheu Opposition billige ich dem Minister 
j11 a chu nze  : Haben Sie einen konheten Ver- von vornherein zu : Es ist möglich, daß er in 
ducht ?) Herr Kollege, darf ieh noch einmal einem Rechtsirrtum war. 
erklären :  Ich erwarte vom Minister diese 

D' 't k kr t F i t t · W I h ., .. . . 
W Je zwel e on e e rage au e .  e c e Erklarung und erklare memerseIts : enn er U .. d ß b d d ß S ' hd m diese Erklärung abgiht, glaube ich es ihm so 1 mst
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Herr Kollege, einem Juristen und Parla- sprechenden Rechtszustand hergestellt haben ? 

mentarier muß eines klar sein : Der gute Das ü;t der Vorwurf, den wir in diesem Fall 
Glaube, man brauche kein VerteilungsgeRetz , dem Finanzminister mac

h
en. 

kann von dem Augenblick an nicht mehr Ehe diese beiden Fragen nicht geklärt sind, 
geltend gemacht. werden, in dem das erste werden die Freiheitlichen diesem Verteilungs­
Verteilungsgesetz im Hause beschlossen worden gesetz die Zustimmung verweigern. ( Beifall 
ist.. Daher meine zweite Frage, Herr Bundes- bei der F PO.) 
mini8ter : Welche überlegungen haben S ie p .. , ' d t D' I I g Waldbrunner " Ein veranlaßt, dieses Verteilungsge'let.z bis zum �tas.l ;;1 }' IP W'-
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f Herr Al)geordnete Dr. TuB . Ich erteile es seIt a en wu en, a auc lese zwo 'h 

niederländischen Millionen im Hause durch I 111 . 
ein Verteilungsgesetz gedeckt wenlen müsRen 1 AbgeOl'dlleter Dr. Tull (SPÖ ) : Hohes Haus ! 
Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Herr 
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Dr. Tull 

Abgeordneter Machunze hat mich bewußt zugestimmt haben !) Aber, Herr Kollege, seit 
falsch ausgelegt (Heiterkeit bei der () V  P) dem Jahre 1963 wußte man doch, daß es eines 
beziehungsweise mir Behauptungen unterstellt, Gesetzes bedarf. Was wir hier nicht gutheißen 
die ich nicht gemacht habe. können, ist die Tatsache; daß man vier Jahre 

Ich habe festgestellt _ und dabei bleibe verstreichen ließ, ehe man dieses Gesetz -
ieh - : Im Jahre 1960 wurde ein Ministerrats- über die Notwendigkeit bestand kein Zweifel ­
vortrag seitens des Bundesministeriums für hi�r �m. H�u�� eing�b��cht t;�. Das �ön��n 
Finanzen dem Ministerrat vorgelegt und in der WIr eme� a S .gu� .

ei en. ur . uns. 1st as 

Annahme angenommen _ ich habe ausdrück- �enaus? eme :prlI�zIple le Frage WIe dIe .Frage, 

lieh gesagt : damals herrt3chte diese Rechts- ' uber �Ie v�rhm Im Zusam�enhang mIt d�m 
auffassung vor -, daß ef! sich um ein Treu- I Energle�nlelhegesetz. abgestImmt worden I�t. 
handabkommen handle und somit ein solcher Auch hIer deuten SIe (der .Redner wendet 8�ch 

MinisterrahlVortra enü e.  I zu den . Abgeordn�ten der
. 

O v  P) all.es ander�, g g g I auch hIer unterstellen SIe uns A.bslChten, (he 
Im Unterausschuß und im Finanzausschuß, unsererseits nicht bestehen ! Uns geht es dort 

Herr Abgeordneter Machunze, hat man uns um die Verfassungsmäßigkeit, und hier geht es 
erklärt, daß sich zwi::;ehenzeitlich, und zwar um die Gesetzmäßigkeit . Das sind für uns 
seit dem Abschluß des Vermögensvertrages prinzipielle Fragen ; da sind wir nicht bereit , 
m�t �ulg�rien, .�ie �echtsauffa�sung im BundeS- I auch nur ein Jota von der Verfassung und von 
mmIstermm fur Fmanzen geandert . und man ' der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung zu weichen. 
erkannt hat, daß auch hier im Falle Nieder- (Beifall be·i der SPÖ.) 
lande ein Verteilungsgesetz notwendig sei. 

Dann habe ich weiter gesagt - und das ist 
eine Tatsache, und dabei bleibe ich auch - :  
Somit wußte man zumindest seit dem Jahre 
1963 - seitdem sind immerhin vier Jahre 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Finanzen Dr. Schmitz. Ich erteile 
es ihm. 

veratrichen -, daß ein solches Gesetz not- Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 

wendig ist und daß man es sich im Grunde Hohes Haus ! Ich möchte die zwei Fragen, die 
genommen hier schon leichter machen konnte, präzise an mich gestellt worden sind, beant­
weil ja ein Vorbild da ist, ein Modellfall vor- worten. 
handen war, nämlich das Verteilungsgesetz Erstens wurde gefragt, warum vier Jahre 
Bulgarien und in der Folge Rumänien. Eben ungenützt verstrichen sind und erst nunmehr 
deswegen hat man ja - und darüber haben das Hohe Haus Gelegenheit hat, ein Vertei­
wir uns ja im Ausschuß und im Unterausschuß IUl1gsgesetz Niederlande zu beschließen. Ich 
sehr lange unterhalten - im § 16 folgenden darf, meine sehr geehrten Da.men und Herren, 
\Vortlaut aufgenommen : "Zur Verteilung der darauf hinweisen, daß diese vier Jahre nicht 
im § 5 genannten Mittel ist die ' gemäß dem ungenützt verstrichen sind, sondern daß , wie 
Bundesgesetz vom 18. März 1964 (Verteilungs- Sie wissen, .bis ein Regierungsentwurf im 
gesetz Bulgarien), errichtete Bundesvertei- Plenum abstimmungsreif ist , eine Reihe 
lungsko:mlllis�ion beru�en. " Absatz 2 :  , ,1?ie I von langen Vorbereitungsarbeiten notwendig 
§§ 18 bIS 24 des VerteIlungsgesetzes BulgarIen ist, die ihn erst möglich machen. Ich darf 
sind sinngemäß anzuwenden. "  Das heißt, darauf hinweisen, daß dieses Gesetz nicht ein­
man hätte den Betroffenen sogar zugemutet, fach war. Es konnte nicht einfach eine Kopie 
das Bulgariengesetz zur Hand zu nehmen, um der Gesetze für Bulgarien und Rumänien sein, 
zu sehen, was dort beschlossen worden ist, um und z,var deswegen, weil die gesamte damalige 
es hier auf den Fall Niederlande anwenden zu BundeBregierung zunächst einen Ministerrats­
können. vortrag für ausreichend gefunden hat. Es ging 

Ich stelle ausdrücklich fest - das habe ich darum, ein Gesetz zu schaffen, das die recht­
am Beginn meiner Ausführungen klargestellt- : liehe Grundlage sowohl für die Fälle, die bereits 
Es geht uns nicht um den Pauschalbetrag. Wir in der Vergangenheit auf Grund eines Minister­
sprechen keinerlei Verdachtsmomente aus, ob ratsvortrages abgewickelt worden sind, sowie 
jemand mehr oder weniger bekommen hat. auch für Fälle bilden sollte, die nachher auf 
Ich habe ausdrücklich erklärt : Uns geht es Grund dieses Gesetzes abgewickelt werden 
dabei um eine prinzipielle Angelegenheit. Man sollten. Ein Gesetz zu flchaffen, in das alle 
hat hier ohne gesetzliche Grundlage, und Fälle hineinpassen, die bisher schon erledigt 
zwar seit dem Jahre 1963 - bis dahin mag worden sind, das waren die Schwierigkeiten des 
entweder der gute Glaube oder ein entschuld- Holland-Gesetzes, die es zugleieh auch erklären 
barer Irrtum vorgeherrscht haben -, Mittel lassen, daß ein zweimaliges Begutachtungs­
verteilt, aber seither gibt es das nicht mehr. verfahren durchgeführt werden mußte . Wenn 
(Abg. M ach ·lt'n z e :  Nein ! Ein Mini8t�r�at8- I Sie, meine sehr geehrten DalJ:en u�d Herren, 
beschZ'uß w(�r vo·rhanden, dem Ihre M �m8ter : auf das Datum der Vorlage nu Fmanz- und 
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Bundesminister Dr. Schmitz 

Budgetausschuß sehen , werden Sie feststellen , [ Entfertigten oder en;t zu berück8ichtigellClen 
daß diese Vorlage das Datum November 1 966 EntHchädigungswerbern it:lt daher durch diese 
trägt. 'ViI' haben heute Mitte April 1967. Gesetzesbest.immung vorgebeugt . (Bei/aU bei 
Sie sehen darau�, wie - ohne irgendein Dazu- der (j V P.) 
tun - die Zeit rasch verstreicht, bis solche 
Vorlagen begutachtungsreif, millisterratsreif 
und schließlich parlamentsreif ·werden . 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort hat sich ni0mand mehr gemeldet. Die 
Dehatte ist geschlossen. Der Herr Bericht­
ersta.tter verzichtet auf ein Schlußwort,. Wir 
kommen zur Ahstimmung. 

Bei der A b8 timm-ung wird der Gesetzentwurl 
mit den vom A u880huß besohlossenen Abände­
rungen in z w e i te r  und d r i t ter  Lesung mit 
Mehrheit zum Beschl -u ß erhobe11 . 

Ich darf \Tj0] k·i,·ht noch hinzufügen, daß der 
Ministerrats\'ortrag in der Zwischenzeit nicht 
gehandhabt wunien ist , mit einigen Ein­
schränkungen albrdings, das muß ich auch 
erklären,  wo bei einer Handvoll }'älle, bei denen 
wegen Alters ein Dringlichkeitsgrund vorhanden 
war, doch eint' Au:;zahlung erfolgte. Aher von 
diesen Fällen ahgei'lehen ist der Ministerrats-
vortrag wähl,tmd der Zeit nicht gehandhabt 4. Punkt : Bericht des Ausschusses für Land­

worden , bis ehen jetzt dieses Gesetz im Haus und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
besehlossen wird. .  lage (358 der Beilagen) : Bundesgesetz über 

Ich möehte nicht noch einmal - ich habe es die Einführung von Qualitätsklassen für land­
bereits im Fillunz- und Budgetaussehuß getan wirtschaftliche Erzeugnisse (Qualitätsklassen-
- darauf hill'weisen, daß gerade diese Abtei.- gesetz) (440 der Beilagen) 
lung , die in meinem Haus mit diesen Fragen Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : 'Vir kom-
befaßt ist, auf.; erstklassigen Juristen besteht , men zum 4. Punkt der Tagesordnung : Quali­
daß es nur sehr wenige sind und daß Rie in der tätsklassengesetz . 
Z,:ischenzeit a1.1<;h ausgelastet war�n d

.�rch sehr Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
zeItraubende "' erhandlungen, WIe uber das Dipl. -Ing . Tschida. Ich b itte um den Bericht. 
Kreuznacher Abkommen und die übrigen . . . 
Vermögens verträge. Aber ich lege großen Wert BerH'hterstatter DIpl . -Ing , Tschida : Herr 

auf die FCRt.f:ltellullg, daß der Terminkalender Präsident ! 
.. 

Hohes Haus ! Im Na�nen des Aus­

vom ersten Ent wurf des Referenten bis zur I i'!chusses fur Land- und ForstWIrtschaft hahe 
heutigen Bel'whlußfassung ein geschlossener i�.h über d �e Eillfü.�rung von Qn�litätflkla8sen 

Terminkalender gewe8en ist , der eine größere f�r landwIrtschaftlIche Erzeugmsse zu be-

:B:H,ehleunigung nicht yertragen hat . rIchten . 

.:;rnu wurde konkret, an mich die �"'rage ge - Der vorliegende Gesetzentwurf knüpft an 

l'idltct . ob CR möglich gewesen ist, daß je- die Bezeichnungi-lvorschriften des H. Abschllit ­
m a . d l lach dem :;\iIinlsterratsvortrag mehr tes des derzeit geltenden Bundesgesetzes gegen 

l :dwnu w l l hn t .  als ihm nunmehr nach diesem den unlauteren 1Vettbewerb, kurz UWG. 
G0�:eLz 7.u::;tehell würde . Ich möchte diese genannt, an ; im Falle �eines Gesetzwerdens 

Antwort ge1 Jauso präzise geben , wie an mich würde er zum UWG. als Sonderregelung auf 

die Frage gerichtet worden ist, und darf dem dem Gebiete des unlauteren Wettbewerbes 

Hoh'.��l Ha,use folgendes erklären :  hinzutreten. Die Ausgestaltung der materiellen 
Die Bestimmungen des Entwurfes über d ie Grundsätze dieses Abschnittes, diese ange­

Ermit � lung der Entschädigung sehen infolge wandt nunmehr auf bestimmte Formen des 
Klarstellullgen gewisser Ergebnisse der zwi- Warenverkehrs mit landwirtschaftlichen Er­

schenstaatlichen Verhandlungen eine günstigere zeugnissen , ist aUA folgenden Gründen notwen­

Entschädigung vor, als es der Praxis des bis- dig geworden : 
herigen Verteilungslllodus entsprach. Es kann 1 . Das Gesetz. gilt ohne Zweifel auch jetzt 
daher nur vorkommen ,  daß der entfertigte schon für land- und forst wirtschaftliche Er­
Entschädigungswerber bisher weniger oder zeugnisse und Leistungen. Die eingetretene 
gleich v iel, niemals aber mehr erhalten hat , Entwicklung der Landwirtschaft hat jedoch 
als einem noch zu berück'lichtigenden Antrag- zur Folge, daß die landwirtschaftliche Erzeu­
steIler zukommen wird. Um dem entfertigten, gung heute mit einer unvergleichlich größeren 
allenfall:; ungünstiger behandelten Entschädi- Mannigfaltigkeit von Waren auf dem Markt 
gungswerber zu ermöglichen, die gleiche günsti- in Erscheinung tritt . Auch der Konsument 
ge Entschädigung wie der erst auf Grund der stellt differenziertere und höhere Anforderun­
Bestimmungen dieses Gesetzentwurfes auf- gen, sodaß innerhalb der "Angaben" über die 
tretende Entschädigungswerber zu erlangen , wesentlichen Eigenschaften der Erzeugnisse 
sieht § 4 AbR . 2 dieses Entwurfes ausdrücklich in der Bezeichnung eine Spezialisierung er­
vor, daß die ab�chließend geregelten Fälle forderlich ist, die wieder, um die Übersicht 
nochmals aufgerollt werden können. Einer über das Angebot zu erleichtern, zur Aufstel­
Ungleichheit der Ent"lchädigung zwischen I lung VOll "Warentypen" , "Handelsklassen" 
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Dipl.-Ing. Tsehida 
und ähnlichem drängt . Es bedürfen daher die 
Vorschriften des U'VG. in dieser Hinsicht einer 
Ergänzung. 

2. Auch der Umstand, daß viele der land­
wirt·schaftliehen Erzeugnisse in frischem Zu­
stand auf den Markt gebracht werden müssen 
und leichtem Verderb ausgesetzt sind, erleich­
tert keinesfalls diese Kontrolle. Auch für den 
Aufbau oder die Ausgestaltung einer Kontrolle 
reichen die Verordnungsermächtigungen des 
UWG. nicht mehr aus. 

3. Die Internationalisierung des Warenver­
kehrs und fortschreitende Integration auch 
auf dem Agrarmarkt zwingt ebenfalls dazu, 
Vorschriften vorzusehen, die für die Durch­
führung der Kontrolle anläßlich der Ein­
und Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
verfahrensmäßig und organisatorisch größere 
Bewegungsfreiheit gestatten, als sie derzeit 
das UWG. bietet. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 6. April 1967 in Verhandlung 
gezogen. An der Debatte beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Tödling, Pansi, Grießner, Dr. Mussil, MeißI 
und Dipl.-Ing. Dr. Leitner sowie der Bundes­
minister für Land- und Forßtwirtschaft Dipl . ­
Ing. Dr. Schleinzel'. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung eines von den 
Abgeordneten Tödling, Pausi und Meißl ge­
stellten Abäl1del'Ul1gsantrage<; mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
AUf'�F!chuß für Land- und ForRtwirtschaft somit 
den Ant r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf samt Anlage (358 der Beilagen) 
mit den dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Abänderungen in den §§ 4, 5, 8, 9, 10, 12 und 21 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls eine Debatte erwünscht ist, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl . -Illg. Waldbrunner :  Danke. 
Es ist beantragt" General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Einwand. 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abgeord­
nete Herta \Vinkler. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Herta Winkler (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Sie brauchen nicht zu befürchten, 
daß ich mir eine ",regzehrung für eine lang­
andauernde Rede mitgenommen habe. (Die 
Rednerin wei8t auf ein Säckchen mit Karotten, 
auf ei'ne Kon8ervendo8e und auf ein Glas mit 
kon8er·viet·fem Gemü8e.) Es sind nur Beispiele , 

die bezeugen, was man mit gesetzlichen 
Vorschriften zum Schutze der Konsumenten 
erreichen kann. 

Ich möchte vom Standpunkt der Kom3U­
menten aus sagen, daß die uns heute vor­
liegende Regierungsvorlage 358 der Beilagen 
in Verbindung mit den dem Bericht ange­
schlossenen Abänderungen einen wenn auch 
zögernden, aber immerhin erfreulichen Schritt 
zu einem Verbraucherschutz darstellt. Aus 
der leidvollen Erkenntnis der Konsumenten, 
daß nicht alles, was teuer ist, auch gut ist, 
fordern die Sprecher der Konsumenten .,eit 
Jahren in diesem Hohen Hause, gesetzliche 
Maßnahmen und Vorschriften zu erlassen, 
die einerseits geeignet sind, dem Konsumenten 
in der Vielfältigkeit des Marktangebotes 
eine wertgerechte Übersicht zu erleichtern, 
und andererseits ihn vor falschen Anpreisungen 
und Täuschungen durch eine dem überhöhten 
Gewinnstreben dienende Reklame zu flchützen. 

Nie sind mir persönlich die Möglichkeiten 
und der Erfolg der Qualitätsbezeiehnungen 
so sehr bewußt geworden wie zu einem Zeit­
punkt, da ich als Teilnehmerin einer Gruppe 
von Abgeordneten dieses Hohen Hauses an­
läßlich eines Besuches in Brüssel bei der Hohen 
Behörde einen Marktbesuch vorgenommen 
und festgestellt habe, daß die dortigen Preise, 
umgerechnet auf österreichische Verhältnisse , 
ziemlich gleich mit den österreichischen Prei­
sen sind, daß aber die Qualität de� "Markt­
angebotes bei uns weit nachhinkt. Für mich 
war dieser Vergleich der offensichtliche Beweis 
dafür, daß infolge des Fehlens VOll geRetzliehen 
Regelungen bezüglich der Qualitätsklassen 
in Österreich besonders bei der Einfuhr von 
Obst und Gemüse der österreichische Konsu­
ment das aufgehall't bekommt, Wa,f; den 
Qualitätsnormen der EWG-Länder nicht mehr 
entspricht ; leider aber, wie gesagt, zum seIhen 
Preis wie dort für die ausgesuchte, hochwertige 
Ware. 

Die heutige Regierungsvorlage hat viele 
Forderungen der Konsumentenvertreter auf­
genommen, obwohl sie im ursprünglichen Ent­
wurf nicht vorgeßehen waren. Obwohl ich 
dem Ausßchuß für Land- und Forstwirtschaft 
nicht angehöre - oder vielleicht gerade des­
wegen -, möchte ich' feststellen, daß es 
einen echten Verhandlungs- und Beratungs­
erfolg eUeReR Ausschusses darstellt, wenn es 
bei den Verhandlungen im letzten Augenblick 
gelungen iRt - wie aus dem beigeschlossenen 
Bericht zu ersehen ist -, weiche und dehn­
bare Formulierungen im Regierung8€>ntwurf 
durch exakte Vorschriften zu ersetzen. 

Für den Konsumenten tl.nd seinen echten 
Schutz ist es nun einmal von Bedeutung, 
daß wahrheitswidrige Anpreisungen, die sieh 
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Rerta Winlder 
auf die Beschaffenheit eines Produktes be- stand, der einen guten Boden blockiert hat, 
ziehen, gesetzlich verhindert werden sollen, radikal ausgerottet haben, weil sich die 
statt daß sie, wie es ursprünglich in der Re- Geschmacksrichtung der Konsumenten ge­
gierungsvorlage geheißen hat, nur "wesent- ändert hat und andererseits infolge der Kon­
lieh erschwert" werden. Es ist sicher ein kurrenz des Auslandes minderwertigere Apfel­
höherer Schutz, WeIlll das dllrc-h das Gesetz oder Birnensorten einfach nicht mehr anzu­
verhindert werden soll. bringen waTen. Sie haben den Mut gehabt 

Das gleiche ist auc-h für den § 8 zu sagen, und sind heute vielfach Besitzer ertragreicher 
in dem nun konkret geboten wird, daß die Plantagen, die hochwertige Obstsorten liefern 
Normen für die Verpackung einer Ware und in dieser Wirtschaft eigentlich die Haupt­
so festzusetzen sind, daß dadurch eine Täu- einnahmsquelle darstellen. Ich möchte sagen 

Bchung der Konsumenten verhindert wird. - ich stamme aus der Weststeiermark und 

Auch dies bedeutet einen wesentlich höheren kenne persönlich einen solchen Musterhof -, 
Schutz des Konsumenten vor Übervorteilung, daß das Obst, das auf diesen Musterhöfen 
als wenn durch das Gesetz die Täuschung unter sorgfältigster Pflege erzeugt wird, jeder 
nur "tunlichst erschwert" werden soll. Der ausländischen Konkurrenz standhalten kann. 
Konsument hat ein Recht darauf, zu wissen, Es ist nur für uns Konsumenten immer wie­
welche Katze er im Sack kaufen soll .  "Vir der empörend, wenn man sieht, daß der Bauer 
glauben, daß die schönste und hygienischeBte , für diesen Qualitätsapfel vom Handel 3 bis 
Verpackung die Qualität nicht erBetzen, son- höchstens 4 S angeboten bekommt - das 
dem bestenfalls erhalten kann. habe ich voriges Jahr im Herbst erlebt -, 

Unverständlich und etwas verdächtig war während man als Käufer derselben Apfelsorte 

die Stellungnahme der Bundeswirtschafts- auf dem Markt mit einem Preis von 14 S 
kammer zu diesem Gesetzentwurf ; sie ver- konfrontiert wird. Wir sind schon der Mei­
langt, daß die Verabschiedung des Qualität'!- nung, �aß mit d

.
er 

.Einführung diese� Gesetzes 
klassengesetzes noch weiter zurückgestellt wer- I a�ch fur den hemllschen Erzeuger dl�. bere�h­
den soll. Sie meint, solange wir kein Arrange- tlgte Hoffnung besteht, daß er fur seme 

ment mit der EWG haben, bestehe für uns 1- oder A-Ware oder wie das späterhin de­
keine Verpflichtung, solche Vorschriften zu klariert wird, denselben Preis erhält, der für 
erlassen. Dieser Meinung können wir uns die Ware aus dem Ausland bezahlt werden 
als Vertreter der KOllAumenten absolut nicht muß. 
anschließen, denn das Parlament ist wohl Das gleiche gilt auch für Fleisch. Der Kon. 
in er'3ter Linie zum Schutze der österreichi- sument zahlt auf dem Markt durchwegs 
schen Konsumenten verpflichtet, und es wäre ! l A-Preise, also die höchsten Qualitäts­
nicht einzusehen, warum diese längst fälligen : preise. Ich frage Sie : 'Vas bekommt der 
Vorschriften zum Schutz der Konsumenten Bauer für seine verantwortungsvolle und red­
nur den Konsumenten des hetüigen großen liehe Arbeit 1 So dürfen wir heute bei der Ver­
Marktes zugute kommen sollten. abschiedung dieses Gesetzes mit Recht hoffen, 

IEs ist uns heute bewußt, daß durch ein Ge­
setz allein sich die Qualität des österreichischen 
Produzentenangebotes nicht schlagartig stei­
gern oder plötzlich ändern kann. Aber es 
ist ein Anreiz, sich mehr auf die Erzeugung 
von Qualitätswaren einzustellen. Als öster­
reichische Hausfrau weiß ich, daß die öster­
reichische Landwirtschaft bei vielen Produk­
t.en die Einführung der QuaJitätsklassen absolut 
nicht zu fürchten hat. Ein steirisches Poulard, 
das natürlich gefüttert wurde, wird in seiner 
Qualität immer höher zu werten sein als alles, 
was bisher vom Ausland zu uns hereinge­
kommen ist. Das gleiche kann man auch von 
den Eiern sagen, die vom Bauernhof kommen. 
Alle Einfuhreier sind in ihrem Nährwert, 
in ihrer Qualität, sicher nicht vergleichbar 
mit den Eiern, die heut.e vom Bauernhof 
an die Konsumenten geliefert werden. 

Ich möchte im Zusammenhang mit diesen 
Qualitätsklassenvorschriftell sagen, daß icb 
::M:usterhöfe kenne, die einen alten Baumbe-

daß es sich für die Erzeuger, aber auch für die 
Letztverbraucher vorteilhaft amnvirken wird. 

Es besteht im Zusammenhang mit der 
Einführung von Qualitätsklassen nur eine 
echte Befürchtung : daß für den Letztver­
braucher durch die im Gesetz vorgesehenen 
Kontrollgebühren eine neue preisliche Be­
lastung bevorsteht. Wenn auch im § 20-
festgelegt ist , wie und von wem die Kontroll­
gebühren einzuheben sind, so wissen wir doch, 
daß sie immer im Endpreis ihren Niederschlag 
finden. Dies m üBte in erster Linie bei der Verord­
nung des Gebührentarifes bedacht werden" 
um damit eine weitere Auswirkung auf die 
Kostenrechnung zu vermeiden. Denjenigen, 
die an diesem neuen Gesetz Interesse haben, 
wäre ein wahrhaft schlechter Dienst erwiesen, 
wenn das Gesetz als erste Al:ndrkung in einer 
Zeit ständig steigender Preise nur eine Preiß­
erhöhung sichtbar werden ließe. 

Das vorliegende Gesetz ist ein RahmellgeEietz, 
und der wirkliche Erfolg wird wesentlich 
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von den Durchführungsverordnungen ab- nach Meinung der Konsumenten in das Ge­
hängen. Wir bedauern daher, daß für die setz hineingehörte, denn die Erläuternden 

. Erlassung der Verordnung nicht, vde vom Bemerkungen haben ja keine Gesetzeskraft. 
Österreichischen Arbeiterkammertag vorge- Zum Beispiel ist in den Erläuternden Be­
scplagen, ein Beirat vorgesehen wurde, der merkungen der Hinweis enthalten, daß bei 
die Vorschläge für die Durehführungsverord- Eiern neben der Qualitätsklasse eine Angabe 
nung zu erarbeiten hätte, in der die Auffas- über das Alter der Eier vorzusehen sei, was 
sungen der einzelnen Interessengruppen be- vor allem für die Hausfrau, aber auch vom 
reits koordiniert sind. Damit hätten die Be- Standpunkt der Volksgesundheitaus wichtig ist. 
dürfnisse aller Gruppen meiner Meinung nach Gerade die Hausfrauen wissen, daß Eier bei 
besser erfaßt werden können. Ich ersuche unrichtiger Lagerung in wenigen Wochen 
daher nochmals den Herrn Buu,lcsminister, verdorben oder völlig wertlos sein können. 
für die Erarbeitung der DUl'chführ-ungsver- Es wäre daher sicher vorteilhafter, diesen Hin­
ordnung doch einen Beirat ei nzurichten . weis nicht in die Erläu.ternden Bemerkungen, 

end UUH noch kurz zu eillzcln�n Paragra- sondern in den Gesetzestext selber einzubauen. 
phen : Nicht zufrieden sind wir mit, dem § 9, Im Zusammenhang mit den einzelnen Be­
betreffend die Kennzeichnung der Waren. stimmungen möchte ich auch sagen, daß es 
Die im Absatz 3 vorgesehene Kanu-Bestilll- vom Standpunkt der Konsumenten nicht ein­
mung sollte unserer Meinung nach in eine zUßehen ist, warum das tiefgekühlte Gemüse 
zwingende Bestimmung umgeändert werden. von der Qualitätsklasseneinteilung ausgenom­
In vielen Nachbarländern ist diese Kennzeich- men ist. Das tiefgekühlte Gemüse stellt heute 
nung der Waren selbstverständlich, und der bereits einen beachtlichen Anteil am J ahres­
Konsument erhält durch Aufdruck Bescheid gesamtverbrauch an Gemüse dar. Es müßte 
über d.ie Beschaffellheitsnwrkmale , Menge , daher genauso in diese Normbestimmungen 
HaItbarkeitRdaner, Herkunft und so weiter. einbezogen werden wie das frische Obst und 
Ich habe Beispiele mit.gebracht : ein Karotten- Gemüse. Auch beim Geflügel ist die tiefge­
paket amI der Ciociaria, das ist das Sockelland kühlte Ware in das Gesetz einbezogen. 'Vir 
im südlichen Italien. Wer die dortigen Kul- sind daher der Meinung, daß auch das tiefge­
turen kennt und weiß ,  ,,,ie mühselig die Leute kühlte Gemüi'lc in diese Qualitätsklassenbe­
dort unten noch produzieren und auf der stimmung einbezogen werden müßte. 
anderen Seite doch den Beweis l iefern, daß Eines ist mir bei der Durch'5icht dieser sie imstande sind, marktgerechte und kon- Regierung.:-ivorlage völlig unverständlich, und 
sumentengerechte Warell anzubieten? der w�1'fl zwar die . Formulierung des § 24, wonach der sagen : Das mü (',t e doch auch in Osterrcwh Leiter e iner Untersuchungsanstalt dann nicht möglich sein. (DI:e Redne'rin zeigt eine Packltng mehr ah Sachverständiger herangezogen wer­
Karotten vor.) Hier finden Sie das Herkunfts- den darf, wenn ein Kontrollorgan seiner An­land , den Bauern, der die Ware liefert,  und stalt mit, der Untersuchung oder Begutachtung 
den Händler. - Ich habe hier eine KOllficrve irgendeines Vorfalles betraut war. Schließt 
(die Rednerin zeigt eine Konserve v

.
or) , �as man hier nicht mit einer gewissen Absicht 

ist Kraut ; ich weiß schOll ,  daß daR eIgentlIch auf eine bestimmte Person ? Gerade die das Sozia:lministeriu� "?etrifft: Ab�� �beran Leiter der Untersuchungsanstalten sind durch finden WIr zum BeIspIel bel auslandisch.en i ihre Praxis und ihre Kenntnisse dazu berufen, P�odukte
.� die Z:usa�menset.zung d

.
e:<; !I�halt�s: \ in Streitfr

.
agen als Sachve:stän�ige objektiv 

dIe Gewurze, dIe langste . HaltbaIl, .. clt�dall c:r ,  I zu entscheIden. Ihnen quasI Voremgenommen­es ist überall angegeben, bIS zu welchen� Zel�- . heit unterschieben zu wollen, ist meiner punkt di� Ware noch ohne Schaden fur dIe Meinung nach ein schlechter Dank für ihre GesundheIt verwendet werden kann. segensreiche Tätigkeit im Dienste der Volks-
'Wir glauben, daß eben eine solche llament- gesundheit . Ich glaube, das muß immer 

lieh gekennzeichnete Qualitätsware die beste wieder ausgesprochen werden. Ich jedenfalls 
Werbung für einen Produzenten, aber auch für bin überzeugt, daß man mit solchen Hinter­
einen Händler ist, der die'5e zufriedenstellende gedanken einer Sache, an der wir alle gleich­
Qualitätsware anbieten kann. Entsprechen m ä ß ig interessiert sein müßten, keinen guten 
diese Angaben jedoch nicht der Wahrheit, Dienst erweist. 
so kann der Hersteller auf diese Weise jeder- Aber trotz allem betrachten wir das heute 
zeit belangt werden und kann nicht mehr, vorliegende Gesetz aIR einen ersten Schritt wie es heute der Fall ist , einfach in der zu dem immer notwendiger werdenden Schutz 
Anonymität untertauchen. des Verbrauehers, und wir geben daher gerne 

In den Erläutenlden Bemerkungen steht unsere Zustimmung . 
hinsichtlich des § 9 Abs. 5, der die Kennzeich- Abschließend möchte ich zum Ausdruck 
nung der Eier behandelt, das, was eigentlich bringen, daß es unser dringender Wunsch 
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Herta Winkler 

ist, daß im Bereich def\ Sozialministeriums 
ein ähnlicher Entwurf über die seit Jahren 
geforderte Dekl aril,tion von Konserven und 
übrigen Lehemnnitteln ausgearbeitet werden 
möge. Die hier mitgebradüen Beispiele sind 
ein lle'clerlicher H ill weis darauf, daß es möglich 
Ült, diese Ford enmg zu verwirKli('hen, und wie 
wir uus die Verwirkl i(' hung dieser Forde­
flmg vorstellen. (Be1'fall bei der SPO.) 

Präsident Dipl. -Ing . Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile jeh dem Herrn Abgeordne­
ten Tödling dafl Wort. (Abg. T ö d l i ng br'ingt 
zwei Apfel mü, einen blanken und einen in 
Papif:,f gewickelten, die er vor sich auf 
das Redner1J'ult legt. - A bg. Dr. P i t te r m a n n : 
Der Adam mit dem A pfel!) 

Abgeordneter Tödling ( ÖVP) : Herr Abge­
ordneter Dr. Pittermann, ich fürchte vielmehr , 
daß die "Arbeiter-Zeitung" das als die lleuen 
Reichsinsignien bezeichnen wird ; das könnte 
auch sein. (Abg. S t e 'i n i n g e r :  Tödling, ist 
das stet:rische Q1talitätsware ?) Ja - einer davon ! 

ganz beinhalten und wir damit das Auslangen 
finden. 

Der Absatz 3 sagt lediglich, daß angeordnet 
werden kann, daß darüber hinaus noch eine 
weitere Deklarierung anzuführen ist. Das 
gilt besonders dann, wenn ein zum Beispiel 
kleines Produktionsgebiet hervorgehoben wer­
den soll und so weiter. Aber bezüglich der 
Qualitätsbezeichnung finden wir hier voll 
unser Auslangen. 

Meine Damen und Herren ! Darf ich mich 
dem Gesetz zuwenden und sagen, daß es ein 
Rahmengesetz ist und im Verordnungswege 
die entsprechenden Erlässe herausgegeben wer­
den sollen. Das Gesetz sieht in der Anlage 
zwölf Positionen vor, und wir sind der Meinung, 
daß mit diesem Qualitätsklassengesetz Ordnung 
auf unseren Märkten geschaffen werden kann. 
Ich bitte, das nicht mit einer Marktordnung 
zu verwechseln, sondern ich meine hier Ordnung 
auf unseren Märkten. Als Vergleichsobjekt 
möchte ich das Obst nehmen, weil auf diesem 
Gebiete die Vorarbeiten am weitesten gediehen 
sind. Herr Präsident ! Sehr geehrte Damen und 

Herren ! Ich könnte es mir jetzt eigentlich 
Die treibenden Kräfte für dieses Gesetz waren leicht machen und sagen : Ich schließe mich 

ganz den Ausführungen der Kollegin 'Vinkler nicht, wie man fürs erste meinen sollte, die 
an, und meine Fraktion sti mmt auch dieser Konsumenten, sondern die Bauern selber. 
Regierungsvorlage zu. (A bg. D1·. P i t t e r  E s  waren die Obsterzeuger, die obstwirtschaft­
m a nn :  Das wäre ein land8tnännisches Ver- lichen Organisationen und vor allem der Bun­
halte n !) Herr Abgeordneter Dr. Pittermann, desobstbauverband, dem als Obmann vorzu­
ich bin durchaus damit einverstanden, aber stehen ich die Ehre habe. Wir haben die 
ich bin doch (leI' Meinung, daß dazu noch einiges Dinge deshalb vorangetrieben, weil wir der 
zu sagen ist. Meinung sind, diese Ordnung auf dem Markt 

endlich herbeiführen zu müssen, obwohl wir 
Ich darf vorweg glei ch zu den Vorschlägen, wissen, daß uns al s Erzeuger eine Reihe von 

wie sie auch vom Herrn Kollegen Pansi Belastungen treffen wird. 
bezüglich eines Beirates im Ausschuß vertreten Meine persönlichen Bemühungen um dieses 
wurden, etwas sagen. Hohes Haus ! Ich bin Gesetz dauern nun schon neun Jahre an. e
L
ler 

d
Me!nun
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daß . e� vollauf gen�gt, w
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l
e r So gesehen, möchte ich sagen : Der heutige 

a:n Wl�tsc a tsmll1lster von seIner og lC 1- Tag ist eine Art Feiertag für mich. Als wir kelt, ' eror�nung�n z� erlassen,
. 

Gebrauch . yor zehn Jahren darangingen, zielbewußt 
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d
ng, daß I einen Erwerbsobstbau aufzubauen - Frau e�ne . eI or nun,g Zle u re?- . Sel� WIr , wenn i Kollegin Winkler hat ja auch schon eine An­

SIe
, 

1m .Landwutschaftsmllllstermm am�gear- deutung in dieser Richtung gemacht -, haben beltet wlrd. wir sofort erkannt, daß der Ramsch von den 
Frau Kollegin Winkler ! Bezüglich des tief- Märkten verschwinden muß ,  um auf der einen 

gekühlten Gemüses, das hier ausgenommen Seite den Tafelobstproduzenten nicht Konkur­
ist, möchte ich folgendes sagen : Es wäre ein renz zu machen und auf der anderen Seite 
kommerzieller Unsinn, würde eine Tiefkühl- den Konsumenten für ihr gut.es Geld auch die 
firma oder ein Unternehmen minderwertiges entsprechende Ware anbieten und verkaufen 
Gemüse einfrieren. Ich glaube, schon allein zu können. 
diese überlegung spricht dafür, daß minder- Im Jahre 1958 haben wir - damit komme 
wertiges Gemüse von Haus aus nicht eingefroren ich ein wenig zu der geschichtlichen Entwick­
wird. lung - ein Obstverkehrsgesetz gefordert. 

Die Frau Kollegin Winkler hat zu § 9 Damals war von einer Marktordnung für Obst 
hinsichtlich einer Kann-Bestimmung eine An- und Gemüse im EWG-Raum auf Grund gesetz­
merlrung gemacht und gemeint, hier müßte es licher Normen noch nicht die Rede. Ein 
"muß" und nicht "kann" heißen. Aber dazu Gesetzentwurf vom 25. März 1961 hat jedoch 
möchte ich doch sagen, daß die Absätze 1 und 2 auf die europäische Entwicklung bereits Rück­
das, was in ganz Europa üblich ist, voll und sicht genommen. Wir machten unseren Ent-
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wurf damals analog dem deutschen Gesetz 
über die Handelsklassen und haben unseren 
Entwurf auch als "Handelsklassengesetz" be­
zeichnet. Auch die dazugehörige Verordnung 
vom 16. Mai 1961 , zumindest für Äpfel, 
war fertig. Das Gesetz über den unlauteren 
Wettbewerb aus 1 923 hat uns damals als 
Basis gedient. Wir haben aber dann festge­
stellt, daß diese Basis doch zu schmal ist, 
um ein solches umfassendes Gesetz darauf 
aufbauen zu können. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist, 
daß wir damals ohne Rücksicht auf die EWG­
Normierung bezüglich der Größensortierung 
einen viel strengeren Maßstab - gegen uns 
selbst also - angelegt haben, als ihn die EWG­
Sortiervorschriften heute beinhalten. Unser 
damaliger Verordnungsentwurf sah für groß­
früchtige Apfelsorten für die Klasse Extra 
80 mm, für die Klasse I 75 mm und für die 
Klasse n 70 mm Durchmesser vor. Die dem 
heutigen Gesetz folgende Verordnung wird sich 
natürlich an die EWG-Normen anpassen. 
Es gelten vergleichsweise dort für die Klasse 
Extra heute 65 mm, für die Klasse I 60 mm 
und für die Klasse II 55 mm Durchmesser. 

Mit diesem Vergleich will ich sagen, daß 
wir Erzeuger von allem Anfang an die Mei­
nung vertreten haben, daß wir qualitativ 
keine Konkurrenz zu fürchten haben. Zu 
Anfang unserer Bemühungen um gesetzliche 
Handelsnormen hat man uns entgegnet : Ihr 
braucht doch keine gesetzlichen Regelungen, 
ihr habt doch keine Qualitätsproduktion ! 
Wie schon eingangs gesagt : Seit zehn 
Jahren haben sich die Dinge gewandelt. In 
der Produktion ist eine radikale Umstellung 
erfolgt. Die Ursachen liegen allein schon 
im Erkennen der materiellen und finanziellen 
Möglichkeiten, sofern · wir marktkonform er­
zeugen. Wir haben auch erkannt, daß wir 
Versorgungslücken zu schließen haben und 
daß daher Platz für eine vermehrte Inlands­
produktion ist. Zum anderen war die Tat­
sache maßgebend, daß sich viele klimatisch 
günstig gelegene bäuerliche Klein- und Mittel­
betriebe mittels dieser Spezialkulturen in 
der Zukunft werden halten können. 

Die Förderungsmaßnahmen, vor allem des 
Landwirtschaftsministeriums und der Land­
wirtschaftskammern, haben uns bei dieser 
Umstellung sehr, sehr geholfen. Unsere Er­
folge spiegeln sich in den sinkenden Import­
ziffern wider. Wir haben durch Jahre hin­
durch fast konstant 300 Millionen Schilling 
und darüber für Obstimporte ausgegeben, 
die Zitrusfrüchte selbstverständlich ausgenom­
men. Wir stellen ab 1 963 ein ständiges Sin­
ken dieser Importziffern fest. 1 963 betrugen 
die Importe für Äpfel und Birnen wertmäßig 
182 Millionen Schilling, 1964 1 77 Millionen, 

1 965 307 Millionen Schilling - das war wit· 
terungsbedingt, wir hatten 1965 eine schlechte 
Inlandsernte -, 1966 betrugen die Importe 
254 Millionen Schilling, und das war bei einer 
österreichischen Mittelernte. Wenn die in 
den letzten Jahren geschaffenen rund 4000 ha 
großen modernen Junganlagen in den Ertrag 
kommen - die Steiermark steht mit rund 
3000 ha weitaus an der Spitze -, werden wir 
nicht nur importunabhängig, sondern dürfen 
uns mit unseren hervorragenden Qualitäten 
auch auf die Auslandsmärkte wagen . 

Unsere Anstrengungen finden begreiflicher­
weise nicht überall bei unseren ausländischen 
Konkurrenten Zustimmung. Ich darf hier 
berichten, daß mir anläßlich eines internationa­
len Kongresses in London im vorigen Jahr 
der Vorwurf gemacht wurde : \Vir rechnen mit 
euch Österreichern, daß ihr fül' uns Verbraucher, 
also Konsumenten seid. Was bemüht ihr euch 
um eine eigene Produktion 1 Ich habe dort so 
argumentiert, daß ich gesagt habe : Für uns 
in Österreich ist das ein agrarpolitisches 
Problem. Wir wollen mit dieser Spezial­
produktion einer Reihe kleiner bäuerlicher 
Besitzer eine Chance für die Zukunft geben. 

Meine Damen und Herren ! Wir als Erzeuger 
sind uns selbstverständlich auch im klaren 
darüber, daß wir nicht nur produzieren können, 
sondern daß wir für die heranwachsenden 
Ernten auch die erforderlichen Vermarktungs­
einrichtungen schaffen müssen, wie Lager­
häuser, Kühllager, Lager mit kontrollierter 
Atmosphäre, durch welche es möglich ist, 
etwa im Mai noch baumfrische Ware auf den 
Markt zu bringen. Wir werden bis zum Jahre 
1972 rund 150 Millionen Schilling aufwenden 
müssen, um diese Lagermöglichkeiten zu 
bauen. Unseren Bauern ist es klar, daß sie 
den weitaus größten Anteil an dieser Summe 
selbst aufbringen werden müssen. Wir glauben 
aber auch, daß aus Gründen der Existenz· 
sicherung und strukturpolitischer Überlegungen 
der Ruf nach weiterer Förderung durch die 
öffentliche Hand berechtigt ist. Wir können 
an Hand steirischer Beispiele nachweisen, 
daß es für die öffentliche Hand billiger ist, 
durch Förderung über Spezialkulturen einen 
Kleinbesitzer abzusichern, als für ihn irgend­
wo einen Industriearbeitsplatz neu zu 
schaffen. 

Unsere Bemühungen um das heute zu be­
schließende Gesetz hatten ein sehr wechsel­
volles Schicksal. Einmal waren es verfas­
sungsmäßige Bedenken, dann waren sich wie­
der einmal die Kammern nicht einig, zwischen­
zeitlich waren wir so weit, mittels einer Ver. 
ordnung, die der Landwirtschaftsminister hätte 
erlassen können, einen Ordnungsversuch �u 
unternehmen. Es existiert auch ein Entwurf 
aus dem Jahr 1965, und es waren in dieser 
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Tödling 
Verordnung die EWG-Normen bereits über- I weis dafür. Hier, Frau Kollegin \Vinkler, 
nommen. Die Auseinandersetzungen um die gehen wir wieder konform. 
Kartoffelverordnung haben uns aber VOll Ein zweiter Hinweis, meine Damen und Her­
unserem B�ginnen . wi.ederum abgehalten. ren! Ich hahe im Zuge einer Besichtigungs­
Außerdem hatte� WI� mIt der geplanten Ver- fahrt einen Exporteur in Verona besucht. 
ordnung wohl ehe Emfuhr und Ausfuhr kon- Ich habe gesehen, wie er gerade verpackt 
trollieren können, jedoch auf die Inlands- hat, und habe ihn O"efraO't, wohin denn diese 
produktion keinen Einfluß nehmen können . Ware gehe. Es hat sich um kleinfrüchtige 

Mit dem heutigen Gesetz ist das Landwirt- Äpfel gehandelt. Er hat gemeint : Zu Ihnen 
schaftsministerium - ich mu ß das betonen - nach Österreich ! Hinzugefügt hat er : Ich 
um mehr als einen Schritt über die Wünsche, schäme mich, diese Ware verschicken zu 
die von mir vertreten wurden, hinausgegangen, müssen. 
indem eine Reihe anderer agrarischer Pro- In Zeiten, wo wir nicht kraft der Kontin­
dukte miteinbezogeIl wurde. Der Bogen gentierung vorschreiben können, ,,'elche Quali­
wurde weiter gespannt, denn sonst müßten wir täten zu uns hereinkommen, haben die aus­
über kurz oder lang ein ähnliches Gesetz für ländischen Lieferanten die Möglichkeit, alles, 
Eier GeflüO'el Hülsenfrüchte und so weiter was sie dort nicht an den Mann bringen, in 
sepa�at bes;hließen. So aber soll das im Ver- Österreich abzuladen, ,:�il man überall Han­
ordnungswege gelöst werden. Ich möchte die I deisnormen hat, nur Osterreich hat keine. 
gewählte Vorgangsweise als eine Art parIa- Nun zurück zum Gesetz . Mit wenigen Worten 
mentarische Rationalisierung bezeichnen. ausgedrückt, schreibt das Gm�etz vor, daß 

Meine Damen und Herren! Was will das sortiert, deklari�rt werden muß. Daß und ob 
Gesetz nun wirklich 1 Darf ich kürz dazu etwas das gemacht WIrd, muß daher auch kontrol­
sagen. Ich möchte als Beispiel und um ein liert werden. 
Vergleichsobjekt zu haben, wie gesagt, beim Im Zuge der Verhandlungen hat es lange 
Obst bleiben. Ich habe zwei Äpfel mitge- Ausein.andersetzu�gen über die Fra�e gegeben, 
bracht. (Der Redner entfernt das Papier von wer dl�se Verpfll.chtung des SortIer�na und 
dem eingewickelten Apfel und hält ihn in die Deklanerens auf SICh nehmen muß. WIr haben 
Höhe.) Dieser eine Apfel, schön in Papier die M?inung vertreten : immer der, de; die 
gewickelt, war bereits in München. Das Ware m den Verkehr setzt. Das kann emmal 
Münchner Kontrollorgan hat auf Grund des der Handel sein, das können die Genossen­
deutschen Handelsklassengesetzes diese Ware sc�aften sein, aber da� �ann auch der Bauer 
beanstandet. Im Befund des Münchner Kon- sem. Wenn zum BeIspIel der Erzeuger an 
troll organs heißt es - übrigens darf ich seine Genossenschaft oder an seinen Händler 
sagen, daß es sich um die Sorte Golden Delicious anliefert, so ist das kein In-den-Verkehr­
handelt - :  Setzen; er liefert ja a n  seine Vermarktungs-

, , 1 .  Die Ware ist grün und daher nicht einrichtungen baumfallend, also unsortiert, an. 
sortentypisch. Das Lagerhaus aber oder der Händler 

2. Teilweise sind die Äpfel zu 100 Prozent, bringt letzten Endes die Ware, die vorher 
aber in keinem Fall unter 50 Prozent berostet. sortiert wurde, auf den Markt und muß sie 

daher auch deklarieren. Wenn aber ein Er. 
3. Bei einem Großteil der Sendung wurden zeuger selbst vermarktet, also wie § 3 Aba. 2 

schwere Hagelschäden festgestellt. Es han- des Gesetzes sagt : im Umherziehen, oder 
delt sich daher um Industrieware. wenn er auf Erzeugermärkte fährt, dann 

4. Die Aufmachung und Verpackung der hat natürlich auch er als Bauer zu sortieren 
Ware entspricht einer hochwertigen Qualitäts- und zu deklarieren. 
ware, die geeignet ist, den Konsumenten zu Zur Sortierung wäre grundsätzlich zu be-
täuschen.' , merken, daß jedenfalls Industrieware vom 

Die Ware hätte in München entweder in Frischmarkt ferngehalten werden muß .  Es 
den V �rnichtung�wolf gehen �.üssen, oder s�e I wi.�d nac� wie v?r, auch �ach Erlassung - hi�r 
muß m das LIeferland zuruckge�en. D�e mochte ICh SIe beruhIgen, Frau Kollegm 
Ware wurde zurückgeschickt, in Österreich Winkler - der Sortiervorschriften billige 
umgeleitet und ist auf dem 'Viener Markt ge- Ware auf dem Markt geben. 
l�ndet. Hier zeig� �ch Ihnen ver�leic.hsweise Ohne Rücksicht auf die gesetzliche Erlas­
emen Golden �ehclOus, der tatsachhch der sung von Qualitätsnormen haben unsere Obst­
Klasse II entsprIcht. bauorganisationen den erfolgreichen Versuch 

So gesehen hat es wirklich viel für sich, unternommen - allerdings auf freiwilliger 
wenn man da oder dort hört : Ihr in Österreich Basis -, die entsprechenden Qualitäten zu 
seid praktisch der Abladeplatz, der Sturzplatz bezeichnen, um den Konsumenten das Orien­
für minderwertige Qualitäten. Hier der Be- tieren zu erleichtern. 
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§ 9 des Qualitätsklassengesetzes schreibt I Ist die Ware als Klasse 11 deklariert und 
vor, daß die Ware gekennzeichnet sein muß . ' entspricht sie nicht den Sortiervorschriften, 
Es ist in diesem Paragraphen von einem Zettel so muß das Kontrollorgan diese Ware zur 
die Rede, welcher, auf den Kisten sichtbar Industrieware erklären, und sie muß der 
angebracht, die erforderlichen Hinweise auf industriellen Verwertung zugeführt werden. 
die Qualität der Ware zu enthalten hat. I M ·  D 1 H r I h .. ht eIne amen une erren . c moc e 

Wie schon eingangs ausgeführt, haben wir zur Vereinheitlichung der Kontrolle einige 
auch hier auf freiwilliger Basis Vorarbeit Worte sagen und damit meinen im Ausschuß 
geleiBtet. Vor zwei Jahren wurde der Schutz- eingebrachten El'gänzungsantrag erläutern. Auf 
ring für Qualitätsobst gegründet. Dieser Grund dieses Antrages wurden dem § 21 die 
Schutzring hat sich ein geschütztes Qualitäts- Absätze 4 und 5 angefügt. Zweck dieser Ergän­
zeichen zurechtgelegt, das an Mitglieder ver· zung ist, die Erzeuger in allen Bundesländern 
liehen wird, an Erzeuger, Händler und Genos· zur einheitlichen Beurteilung und einwand· 
sensehaften, die sich verpflichtet haben, ihre freien Sortierung ihrer Ware zu erziehen 
dem Markt zuzuführende Ware nach den vom und andererseits die Kontrollorgane der Län· 
Schutzring empfohlenen Normen zu sortieren. der die Beurteilung der Ware nach vollkom-

Diese Normativbestimmungen sind keine men gleichen Gesichtspunkten .vornehmen zu 
Zweigeleisigkeit weil die durch d Schutzring lassen. Nur dann hat der, der m den Verkehr­

aufgestellten N�rmen denen des ��G.Raumes setzt, die Gewißheit�. 
daß. er vor willkürlicher 

entsprechen und die zu erlassende Verordnung Beanstandung geschutzt Ist. 
natürlich auch die gleichen Be�timmungen Meine Damen und Herren ! Wir müssen 
hinsichtlich der Größen, Toleranzen und so darauf bestehen, daß die Kontrolle streng 
weiter enthalten wird. gehandhabt wird, um im beiderseitigen Inter-

Das Schutzzeichen mit dem "Ö" und dem esse, also im Interesse sowohl der Erzeuger als 

Eindruck "Edelobst" hat natürlich Werbe. auch der Verbraucher, vor allem unseren 

charakter. Die Farben sind die Landes. Obst· und Gemüsemarkt in Ordnung zu brin­

farben und weisen auf das jeweilige Erzeuger. gen, hier Übervorteilungen etwa des Konsu-
menten zu vermeiden und auf der anderen land, also auf das entsprechende Bundesland, 

hin. Ich habe einige solche Streifen mit und Seite eine Diskriminierung der Erzeuger von 

darf Ihnen diese zeigen. Diese Streifen ent- Tafelqualität zu verhindern. 
halten 8011 das, was auch das Gesetz vorschreibt . Die zu erlassende Verordnung wird selbst­
Sie enthalten den Namen des Erzeugers be- verständlich hinsichtlich der äußeren Be­
ziehungsweise desjenigen, der in den Verkehr schaffenheit der Waren gewisse Toleranzen 
setzt, die Sorte, etwa Golden Delicious Klasse II, beinhalten� Auch die Meinungen hiezu sind 
Größe 60 mm. Hier haben wir echte Vorarbeit bereits beim Landwirtschaftsministerium de­
im Sinne einer Ordnung auf dem Markt poniert. 
schon geleistet. Abschließend, meine Damen und Herren� 

Ich möchte auch nicht verhehlen, daß uns . möchte ich nochmals auf die jahrelangen 
die Z�itschrift "K�nsument" sehr ge�olfen ! Bemühungen um dieses Qualitätsklassengesetz 
hat, dIeses SchutzzeIchen dadurch publik zu hinweisen. Allen mit der Vorbereitung Be· 
machen, daß in einer Nummer dieser Zeitschrift schäftjgten möchte ich ein Wort des Dankes 
von diesem Schutz zeichen die Rede ist . sagen. Im besonderen war es Herr Bundes-

Meine Damen und Herren ! Hinsichtlich des minister Dr . Schleinzer , der im richtigen 
Kontrollapparates stellen wir uns vor, daß wir Erkennen der Notwendigkeiten sehr zur Be· 
eine ähnliche Einrichtung schaffen wie die schleunigung der Sache beigetragen hat. Wir 
Kellereiinspektoren. Als Organe können na- können nur hoffen, daß mit diesem Gesetz für 
türlieh nur fachlich geschulte Personen Ver- eine Reihe von agrarischen Erzeugnissen nicht 
wendung finden. nur Ordnung auf dem Markt geschaffen wird, 

sondern daß auch speziell Qualitätserzeugnisse 
die entsprechende Würdigung finden. Wie die Kontrolle vor sich gehen soll 

beziehungsweise ihre Auswirkungen sind, möchte 
ich an einem Beispiel erläutern. Stellt ein 
Kontrollorgan beim Import oder auf einem 
Inlandsmarkt fest, daß der Inhalt eine8 
Behältnisses, einer Kiste, oder auch eine ganze 
Ladung mit dem auf dem Gebinde angebrach­
ten Deklarationszettel nicht übereinstimmt, 
also qualitativ tiefer liegt, so kann dieses 
Kontrollorgan eine Herabdeklarierung auf die 
nächstniedrigere Stufe vornehmen. 

Nicht übersehen dürfen wir, daß ",ir bei 
allen künftigen Gesprächen mit den EWG­
Ländern hinsichtlich der Marktregelung nicht 
mehr mit leeren Händen dastehen. Mit dem 
Qualitätsklassengesetz haben wir gegenüber 
unseren Nachbarländern nach· und gleich­
gezogen. 

Ich möchte zum Schluß meiner überzeugung 
Ausdruck verleihen, daß sich dieses Gesetz 
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Tödling 

sowohl für den Verbraucher als auch für den 
Erzeuger günstig auswirken wird. ( Beifall 
bei der Ö V  P.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 
MeißI das Wort. 

Abgeordneter MeißI (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Wir Freiheitlichen 
werden dem heute in Verhandlung stehenden 
Gesetz über die Einführung der Qualitätsklas­
sen von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
kurz Qualitätsklassengesetz, gerne die Zustim­
mung geben. Als landwirtschaftlicher Sprecher 
meiner Fraktion habe ich die Ehre, dies auch 
im einzelnen und kurz zu begründen. 

Ich möchte zuerst die Gesetzwerdung dieses 
heute zur Verhamllung stehenden Gesetzes 
als ein gutes Omen dafür bezeichnen, daß hier 
wirklich ausreichend gut begutachtet wurde. 
Ist doch dieses Gesetz oder der erste Entwurf 
dieses Gesetzes am 22. Dezember 1965 zur 
Begutachtung ausgesendet worden und in den 
zuständigen Institutionen mit den Ministerien, 
mit den Kammern, mit den Landesregierungen 
und anderen zuständigen Gremien ausreichend 
begutachtet worden. Wir können feststellen, 
daß sowohl Form wie Inhalt der heute zur 
Verhandlung stehenden Gesetzesnovelle sich 
wesentlich von dem seinerzeitigen Entwurf 
unterscheiden. Damit soll gesagt werden, 
daß hier eine Form für eine Gesetzwerdung 
gewahrt wurde, die man im allgemeinen in 
diesem Hohen Haus sonst nicht beobachten 
kann, leider meistens zum Nachteil der Betrof­
fenen . 

Ich möchte aus den einzelnen Stellungnah­
men auch einige herausgreifen. Es war durch­
aus nicht so, daß von Haus aus alle zur Begut­
achtung aufgeforderten Stellen positiv einge­
stellt waren. Den Mitgliedern des Ausschusses 
und auch den anderen Abgeordneten ist ja 
sicherlich zum Teil bekannt, daß beispiels­
weise die Handelskammer, die Bundeswirt­
schaftskammer , zuerst eine ausgesprochen ab­
lehnende Stellungnahme eingenommen hat, 
sie hat sogar den Antrag gestellt, dieses 
Qualitätsklassengesetz vorläufig, weil noch 
kein Bedarf besteht, zurückzustellen, und daß 
andererseits auch eine ähnliche Stellungnahme 
des Handelsministeriums vorgelegen ist oder 
daß beispielsweise die Vorarlberger Landes­
regierung d0n Gesetzentwurf abgelehnt hat. 
Andere Landesregierungen haben nur bedingt 
die Zustimmung gegeben. Das Sozialmilliste­
rium hat beispielsweise gefordert, darüber 
müsse neuerlich gesprochen werdl':n, und es 
ist auch wiederholt darüber gesprochen worden. 

Wir Freiheitlichen können daher feststellen : 
DjeseR Gesetz ist ausreichend begutachtet, 

wiederholt von den zuständigen Gremien 
durchberaten worden, und auch im Ausschuß 
- das wurde von meinen heiden Vorrednern 
schon betont - ,vurde df'.nn neuerlich daran 
- allerdings wahrscheinlich nur mehr in 
kleinerem Ausmaß - gearbeitet, und das 
Geset.z ist dann einstimmig im Ausschuß ver­
abschiedet worden mit den dort beschlossenen 
Abänderungen. 

Man kann deshalb sagen, es ist ein notwen­
diges Gesetz, ein längst fälliges Gesetz und, 
wie wir hoffen können, auch ein legistisch 
einigermaßen gutes Gesetz. 

Nun wurde von meinen Vorrednern schon 
gesagt, daß das Gesetz verschiedenen Grup­
pen Vorteile bringen soll . Von der Kollegin 
Winkler wurde gesagt; daß die Konsumenten 
davon bei richtiger Handhabung sicherlich 
auch Vorteile zu erwarten haben. Kollege 
Tödling hat ausgeführt, daß es sicherlich 
- und das ist ja wahrscheinlich zum Teil 
der Sinn des Gesetzes - für die Landwirt­
schaft Vorteile bringen soll und muß, und ich 
möchte sagen, daß der Handel, dem damit 
sicherlich gewisse Belastungen auferlegt wer­
den, in der Endkonsequenz auch davon profi­
tieren müßte. Ein Gesetz also, das nicht nur 
einer Gruppe Vorteile bringt, sondern mehreren ; 
und wenn es nur der Landwirtschaft Vorteile 
gebracht hätte - ich habe das im Ausschuß 
gesagt - und anderen keine Nachteile, wäre 
das allein schon Grund genug gewesen, es zu 
verabschieden. Dem ist aber nicht HO . Es 
geht nur der Streit darüber, wer unter Umstän­
den davon mehr profitiert. 

Es wurde schon gesagt, daß diese neue 
gesetzliche Regelung, dieses Qualitätsklassen­
gesetz, einen gewisf::ien Nachholbedarf, eine 
Anpassung an bereits bestehende Gesetze und 
Verordnungen unserer Nachbarländer bedeu­
tet. Wir Freiheitlichen sind dabei der Mei­
nung, daß man es sicherlich schon früher 
hätte machen müssen . Ich möchte auch hier 
sagen, daß Bestrebungen im Gange waren. 
es schon früher zu verabschieden, aber es ist 
halt, wie so viele Dinge in diesem Hause, an 
der Koalition gescheitert . Jedenfalls soll es 
uns heute freuen, wenn wir so weit sind. 

Es wurde auch schon davon gesprochen, 
daß wir ja ein Gesetz gehabt hahen, das bis 
zu einem gewissen Grad die Aufgaben dieses 
neu zu beschließenden Gesetzes wahrgenom­
men hat. Das ist das aus dem Jahre 1923 
stammende Gesetz gegen den unlauteren Wett­
bewerb, das aber nie hätte verwirklichen 
können, was durch das heutige Gesetz vor­
gesehen ist. 

Wenn man zusammenfaßt, meine Damen und 
Herren, so kann man sagen, daß für den Kon­
sumenten sicherlich die Möglichkeit einer bes­
seren 'Varenübersicht und ein größtmöglicher 
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Schutz gegen Täuschung gegeben ist. Es ist Belastungen für den Produzenten, für den 
- nnn das erscheint mir sehr wesentlich - Bauern, wie auch für den Handel ergeben. 
eine Kontrolle des Importes. Auch das wurde Nun lassen Sie mich noch einmal als stei'ri­
schon angeführt, und ich darf f:lagcn, daß es scher Abgeordneter, der ebenfalls in dieser 
wirklich höchste Z(-'it ist, wenn wir nicht .  Obstgegend sitzt, nicht so "wie die Kollegin 
- "nie es schon Koliegp Tödling gesagt h at - i WinkleI' in der Weststeiermark, sondern in 
zum Abladeplatz für Hllndt: rwertigc Produkte I der Oststeiermark, ein paar Worte zur lokalen 
unserer Nachbarländer, in diesem Falle in Situation sagen. Ich möchte dabei das südliche 
erster Linie von Italien, soweit es das Obst Burgenland mit einbeziehen, denn es ist ja 
betrifft, werden ,,'ol lel \ .  Hie r hat rl ie;:;e � houte mit der Steiermark, der Ost- und West- und 
zu beschließende Gcöutz eine gl'O ßtl Aufgabe der heutigen Untersteiermark, das Zentrum 
zu erfüllen. Aber auch für den hoffentlich des Obstbaues, eines an und für sich sehr 
- ich sage ausdrücklich : hoffentlich - zu erfolgversprechenden Erwerbszweiges in der 
organisierenden Export wird dieses Gesetz Landwirtschaft, wie er jetzt angelaufen ist. 
nicht ohne Bedeutung, ja vielleicht sogar von Ich möchte an die Worte des Abgeordneten 
ausschlaggebender Bedeutung sein. Als stel- ! Tödling anknüpfen, der hier ein Beispiel für 
rischer Abgeordneter - und es ist ja heute : f' ine flchlechte Qualität gebracht hat, das 
h ier ein steirisches Treffen - spreche ich in unseren Apfel diskriminieren kann. Ich möchte 
erster Linie immer vom Obst und meine im in Erinnerung bringen, daß im Zusammen­
besonderen unseren steirischen Apfel. Als hang mit der Affäre Agrarskandal beispiels­
wichtigstes erscheint mir Sicherlich, daß damit weise der Herr Sektionschef Dr. Pultar geant­
die landwirtschaftliche Produktion überhaupt, wortet haben soll, es komme wiederholt 
aber im besonderen die Produktion

" 
auf dem vor, da f.j man Äpfel anders deklariert, bei­

O bstsektor eine gewisse Sicherung und, wie wir spielsweiHe Südtiroler als steirische oder umge­
hofTen, auch preislich eine Garantie erfährt. kehrt. Nichts gegen die Südtiroler Äpfel, 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich sage das nur als Beispiel, aber hier ist es 
ich hier einen Appell an den zuständigen Herrn wirklich höchste Zeit, daß klare Verhältnisse 
Minister richten. Wir wissen alle, es ist ein geschaffen werden, weil auch ich glaube, daß 
Rahmengesetz, ein Grundsatzgesetz, dem er unser steirisches Obst und vor allem unser 
dann erst im Verordnungsweg Inhalt und Leben steirischer Apfel die Konkurrenz nicht zu 
zu geben hat. Er wird das nicht allein tun scheuen hat. Ja im Gegenteil, ich bin der 
können, das haben wir schon gehört. Wir Meinung, er ist nicht nur gleichwertig, sondern 
Freiheitlichen sind der Meinung, daß es keines in den Qualitätssorten, wenn sie entsprechend 
neuen Beirates bedarf - die anderen Ministe- adjustiert werden - und darauf wird es 
rien sind sowieso dabei zu befragen - und ankommen -, auch besser. Ich werde gerne 
daß der Herr Minister hier diese Möglichkeit in ein paar Jahren, oder wenn es so weit ist, 
und diese Vollmachten, die er in die Hände auch einmal eine Kiste, adjustiert mit steiri­
bekommt, auch wirklich weise und zielführend schen Äpfeln, vielleicht auch gewickelt - denn 
anwenden soll. davon hängt sehr viel ab -, mitbringen. Hier 

Es wurde schon gesagt, daß es ein sehr, wird die Handhabung des Gesetzes eine rich­
sehr weites Feld ist . Es ist nicht mehr das Obst ti ge Auslegung notwendig machen, damit wir 
allein, wie das seinerzeit vorgesehen war, hier den Qualitätsbegriff, den der steirische 
also ein Obstklassengesetz, das nur das Obst Apfel einmal gehabt hat, auch in Zukunft 
betroffen hat. Wenn ich Ihnen vielleicht kurz wiederherstellen können. Ich kann Ihnen 
die Liste zur Kenntnis bringe - sie ist j a  eines sagen : Ich habe noch aus meiner Jugend­
durch das Gesetz bekannt - :  Neben Gemüse, zeit die Erinnerung. Mein Vater hatte eine 
Hülsenfrüchten, Zitrusfrüchten, Weintrauben Bahnhofsrestauration in Hartberg, und dort 
und Schalenfrüchten, Äpfeln, Birnen, Quitten, war ein verhältnismäßig großer Umladeplatz 
Steinobst, Beeren und anderen Früchten gibt für Obst. Damals in der Ersten Republik 
es auf Grund der Begutachtung noch zusätz- sind noch die deutschen Aufkäufer gekommen. 
lieh auf dem Viehsektor Pferde,  Rinder, Die Leute, die sich damit befaßt haben, wer­
Schweine, Geflügel und Eier. Das wurde den sich daran noch erinnern können und wie­
ebenfalls heute schon gesagt. Es ist also ein sen, wie schlagartig sich die Situation bezüg­
sehr, sehr breiter Rahmen, und wie wir glau- lieh Abnahme und Preis geändert hat. Ich 
ben, wird ihn der Herr Minister natürlich in möchte das deshalb sagen, weil ich gewisse 
erster Linie sicherlich auf dem Obstsektor Sorgen habe, daß, wenn die Neuanlagen, die 
zur Anwendung bringen. Wir wissen auch, wir mit großer Freude heute überall feststellen 
daß damit manches Althergebrachte gerade können, einmal voll zum Tragen kommen, 
beim Obst und beim Handel reformiert wer- diese dann unter Umständen vor einer ver­
den wird und daß man rechtzeitig wird umden- schlossenen Zollmauer stehen. Hier wird man 
keil müssen. Es werden sich sogar gewisse rechtzeitig Vorsorge treffen müssen. Die Quali-
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Heiß) 
tät ist zweifelsohne vorhanden. Es wird Sache 
der zuständigen Stellen sein, Vorsorge zu tref­
fen, um diesen möglichen Export zu erschlie­
ßen. Das wurde hier schon früher angeführt. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Worte gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft Dok­
tor Schleinzel'. Ich erteile es ihm. 

Ich möchte noch ein Wort zu der Affäre Bundesminister Dipl.-Ing. Dr . Schleinzer: 
Agrarskandal sagen. Er spielt nicht unmittel- Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! 
bar in das heute zur Verhandlung stehende Die Frau Abgeordnete Winkler - sie ist im 
Gesetz hinein, aber, meine Damen und Her- Augenblick nicht anwesend - hat beklagt,. 
ren, hier wird man i-\ehr, sehr aufpassen müs- daß es sich im § 9 Abs. 3 um eine Kann­
sen, daß nicht durch diese illegalen Kanäle Bestimmung und nicht um eine zwingende 
Waren nach Österreich kommen. Es wurde Vorschrift handelt. Ich darf daran erinnern,. 
gerade früher vom Abgeordneten Tödling daß bei den Beratungen im Landwirtschafts­
gesagt, daß der minderwertige Apfel , den er ausschuß dieser § 9 Abs. 3 überhaupt nicht 
hier vorgezeigt hat, wieder na.ch Öi'!terreich Gegenstand der Diskussion gewesen ist. Es 
hereingelangt ist, und das wird wahrscheinlich wäre auch nicht sinnvoll, aus dieser Kann­
mit dem Salat, der in der Öffentlichkeit viel Bestimmung eine zwingende Vorschrift zu 
diskutiert wurde, auch richtig sein, da ß er machen. Man sollte ja auch bei der Qualitäts­
von München nach Salzburg hereingeführt kennzeichnung die Bezeichnungen nicht über­
wird. Hier muß von den zuständigen Stellen laden. Wenn eine Klassenbezeichnung ge­
- und ich möchte an den Herrn Minister den nügend Auskunft gibt, soll man auf weitere 
Appell richten - wirklich dm'auf geachtet Kennzeichnungen verzichten. Die Frage wird 
werden, daß nicht im Rahmen dieser Dinge von Fall zu Fall zu beurteilen sein. Das 
und vor allem des Accordinos wieder zur I Gesetz selbst sollte flexibel gehalten werden ; 
ungeeigneten Zeit schwere Benachteiligungen im Einzelfall ist es dann eine Frage der Ver­
für unsere Produkte - in erster Linie ist hier I ordnungen, die zu erlassen sein werden. 
natürlich ans Obst gedacht - eintreten. I Was die Frage eines Beirates im Zusammen­
Hier wird Vorsicht am Platze sein. Und es hang mit den Verordnungen betrifft di6 
wird sicherlich auch noch darüber zu diskutie- auf Grund dieses Rahmengesetzes eriassen 
ren sein, ob dieser Vortrag, den der Herr werden müssen, so ist das in der Ver­
Doktor Rüdiger Führing in Feldbach gehalten waltungspraxis weder üblich noch in der 
hat, nun wirklich zu Recht besteht oder nicht. technischen Handhabung erwünscht. Meine Wir wissen aus der Fragestunde, daß das alles D d H ' w  
b '  . I 

amen un erren . ir haben doch in 
est�Itt�n WIrd. Er hat es d?rt . gesagt. �h dem Gesetz die eindeutige Bestimmung, daß 

personhch glaube, daß damIt Insofern em l erstens vor der Erlassung einer solchen Ver-
E ti I . lt ·d I d' D ' k . " b  .1' 0 g erzI� WUI • e, a. s Ie IS USSlOn u er I ordnung die Kammern zu hören sind und 
dIese Praktiken, dIe beIm sogenannten Agrar- I daß außerdem Verordnungen auf der Grund­
skandal, wie er in der P�esse genannt �urd�, I lage dieses Rahmengesetzes vom Landwirt­
zum

. 
Ausdruc� kamen, In der ÖffentlIchkeIt schaftsministerium im Einvernehmen mit dem 

zumindest eroffnet wurde. Sozialministerium und dem Handelsministe-
Was mit dem Herrn Dr. Führing passiert rium zu erlassen sind. Ich glaube, damit ist 

ist, entzieht sich meiner Kenntnis. Hat man hinreichend Gewähr dafür geboten, daß bei 
ihn zurückgepfiffen oder hat man ihn einer einer solchen Verordnung alle Gesichtspunkte 
Gehirnwäsche unterzogen, ich weiß es nicht. gebührend berücksichtigt werden können. 
Jedenfalls wird diese Frage auch noch zu 
klären sein. 

Ich möchte deshalb im Namen meines Klubs 
hier sagen, daß wir dieser gesetzlichen Rege­
lung für ein Qualitätsklassengesetz gerne die 
Zustimmung geben werden und daß wir nur 
hoffen, daß bei anderen zur Beratung stehen­
den Gesetzen eine ähnliche Vorgangsweise 
durchgeführt wird. Hoffen wir, daß mit 
diesem Gesetz und bei entsprechender Hand­
habung - darauf wird es ankommen, Herr 
Minister - wirklich in erster Linie im Interesse 
der Landwirtschaft, aber auch der Verbraucher 
und leider Gottes, muß ich sagen, in letzter 
Linie sicherlich des Hahdels ein frucht- und 

Es ist in der Diskussion, sowohl im Aus­
schuß als auch hier, die Frage gewesen, wem 
denn dieses Qualitätsklassengesetz in erster 
Linie wohl dient. Ich glaube sagen zu dürfen : 
allen Beteiligten. Es ist im Interesse der 
Produzenten, wenngleich sie in diesem Zu­
sammenhang auch manche Belastungen auf 
sich nehmen, aber wir sind dafür, die Qualitäts­
produktion zu fördern und auch die Qualitäten 
auf dem Markt zu schützen. Dazu wird das 
Qualitätsklassengesetz seinen Beitrag leisten_ 
Ich glaube, daß es letzten Endes auch dem 
Handel Vorteile bringen wird, weil auf diese 
Weise der "Varenverkehr zwischen den ein­
zelnen Handelsstufen doch erheblich erleichtert 

erfolgbringendes Gesetz geschaffen wird. (Bei- wird, weil es ja unvergleichlich einfacher ist, 
Jall bei der F pO.) wenn unter Umständen telephonisch auf Abruf 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

auf Grund bestimmter Qualitätsmerkmale Be­
stellungen vorgenommen · werden können, ohne 
daß die Ware vorher gesehen werden muß .  
Und nicht zuletzt liegt e s  im Interesse des 
Verbrauchers, der ja objektive Qualitätsver­
gleiche bekommt und auf dieser Grundlage 
auch in der Lage ist, das preisgünstigste 
Angebot, das er bekommt, auszuwählen. 

Meine Damen und Herren ! Zum Schlusse 
noch eine Bemerkung. Das ganze Gesetz 
liegt im Zuge der Zeit. Es sind erstens einmal 
heute die Verbraucheransprüche ganz allge­
mein gestiegen. Die Erzeugung und auch der 
Handel müssen sich auf diese zunehmenden 
Qualitätsansprüche einstellen. Wir stehen ferner 
vor der Tatsache, daß wir heute auf dem 
Markt in zunehmendem Maße eine konzen­
trierte Nachfrage haben. Es werden große 
Mengen einheitlicher Qualität am Markte 

mitgeteilt hat, daß sie keinen Anlaß gefunden 
ha t einzuschreiten. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 
Bei der A bst immung wird de1' Ge8etz­

entwurf samt Anlage mit 
den vom Ausschuß beschlossenen Abänderungen 
in zwei t er  und drit te r  Lesung e inst immig 
zum Beschluß erhoben. 

5. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (367 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Berggesetz ab­
geändert wird (Berggesetznovelle 1967) (446 der 

Beilagen) 

begehrt, und es muß sich schließlich auch die Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
Produktion auf diese veränderte Nachfrage langen zum 5. Punkt der Tagesordnung : 
einstellen. Auch hier wird das Qualitäts- Berggesetznovelle 1967. 
k�as8engesetz in mancher Beziehung eine Hilfe I Herr Berichterstatter, Abgeordneter Kulha-
bIeten. nek, ich bitte.  

'ViI' folgen mit diesem Gesetz einer Ent- Berichterstatter Kulhanek : Hohes Haus ! 
wicklung, wie wir sie auf dem größeren Das Berggesetz vom 10. März 1954 regelt 
europäischen Markt zu verzeichnen haben. die Aufsuchung und Gewinnung der berg­
Wir richten uns damit auf Europanormen aus , freien, grundeigenen und bundeseigenen Mine­
und ich glaube, da ß wir damit auch einen ralien. Zu den letzteren ist auch seit 1938 
S chritt in Richtung auf die Verbesserung Bitumen zu zählen, dessen Aufsuchung und 
unserer internationalen \Vettbewerbsfähigkeit Gewinnung zurzeit durch das Bitumengesetz 
tun. . geregelt wird . 

Sch ließlich wird durch dieses Gesetz nicht Im Interesse der Klarheit und Einheitlich­
nur die inländische Produktion erfaßt, sondern keit erscheint es geboten, das vorgenannte 
wir w('!'Clen mit diesem Gesetz die Mögliehkeit ehemals reichsdeutsche Gesetz aufzuheben und 
erhalten, auch die ausländische \Vare unter I dessen Bestimmungen in das Berggesetz ein­
Qualitätskontrolle zu bekommen. Sie erinl1ern zubauen. 
sich aus früheren Diskussionen, daß solche 
Möglichkeiten bisher nicht gegeben waren, 
daß wir bisher vielmehr nur Kontrollmöglich­
keiten im Sinne einer phytosanitären Kontrolle 
gehabt haben und daß damit eine Qualitä.ts­
kontrolle nicht möglich war, die aber auf 
der Grundlage dieses Gesetzes nunmehr ge­
geben sein wird. 

Was die Bemerkungen des Abgeordneten 
MeißI im Zusammenhang mit dem soge­
nannten Agrarskandal und ähnlichen Reak­
tionen in der Öffentlichkeit auf Grund einer 
Pressemeldung anlangt, so habe ich darauf 
in einer Fragestunde schon einmal ausführlich 
geantwortet. Ich kann Ihnen, weil Sie die 
Frage hier angeschnitten haben, in Erinnerung 
rufen, daß ioh damals erklärte, daß wir auf 
Grund dieser Zeitungsmeldung die Staats­
anwaltschaft Wien mit dem ganzen Fragen­
komplex befaßten. Ich kann Ihnen in diesem 
Zusammenhang mitteilen, daß die Staats­
.anwaltschaft Wien mit Sohreiben vom 4. April 

Der Handelsausschuß stellt somit den 
An t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls \Vortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General· und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Es ist kein 
Einwand. 

Dann gehen wir in die Debatte ein. Zum 
'Vort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Skritek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Skritek (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Die vorliegende 
Berggesetznovelle hat den Einbau des reichs­
deutschen Bitumengesetzes in das österrei­
chische Berggesetz zum Inhalt, somit eine 
Vereinheitlichung des Bergrechtes, und ist 
von dieser Seite her selbstverständlich nur zu 
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begrüßen. Zu fragen wäre lediglich : Warum : Sehen wir uns aber die Folgen, die Auswir­
kommt diese Berggesetznovelle so spät � Sie kungen dieses § 131 a an. Dann werden wir 
kommt wirklich sehr spät. Selbst wenn wir vielleicht leichter verstehen, warum die Novelle 
berücksichtigen, daß his zum Jahre 1955, also so spät gekommen ist und warum hier vermie­
bis zum Ende der Besatzungszeit, eine Berechti- den wird, die Systematik des österreichischen 
gung für diese Trennung bestanden hat, so I Berggesetzes einzuführen. Mit der in der 
sind immerhin seit diesem Zeitpunkt zwölf I, Regierungsvorlage vorgeschlagenen Regelung 
Jahre vergangen. Schauen wir uns das Gesetz . würde es beim alten Zustand bleiben : Das 
mit den wenigen Paragraphen ganz einfacher 11 Ministerium verhandelt mit Interessenten, 
Art an, so können es sicher nicht legistische entscheidet allein darüber , und denen, die 
Schwierigkeiten gewesen sein, die die Vorlage , abgelehnt werden, steht überhaupt kein Rechts­
dieser Novelle so lange verzögert haben. Ich 1I mittel zur Verfügung, diejenigen, die nicht 
glaube, daß wir vielleicht dann bei § 131 a, zum Zuge kommen, haben das einfach zur 
der hier verlangt wurde, doch irgendwie auf Kenntnis zu nehmen. 
die Gründe stoßen werden . Jedenfalls ist . Das bedeutet praktisch, daß der Österrei­
vom Handelslllinisterium keinerlei Grund ange- I chischen Mineralölverwaltung, wenn das Mini­
geben worden, warum diese Verzögerung ein- sterium Schurfrechte - wie wir im Ausschu ß 
getreten ist . I gehört haben, sind nur mehr wenige Hoff-

nungsgebiete frei, die zu vergeben sind - nicht 
Nun, meine Damen und Herren, ein paar an sie vergibt, wenn die Österreichische Mine­Bemerkungen legistischer Art zu diesem Ge- ralö!verwaltung also übergangen wird, setz ; wir haben das bereits im Ausschuß vor- gar keine Möglichkeit zusteht, auf dem Rechts­gebracht. Es gibt hier einige Formulierungen, weg gegen eine solche Entscheidung Einspruch die leicht wesentlich besser und übersichtlicher zu erheben, sich auf rechtlicher Grundlage hätten gestaltet werden können. So wird entsprechend mit zu bewerben. Würde da im Artikel I Ziffer 2 festgestellt, daß im § 2 die Regelung nach dem Berggesetz gelten, dann Abs . 1 lit. c der Punkt durch einen Strichpunkt hätte _ das wissen wir ganz genau - auch zu ersetzen ist und so weiter, während man die ÖMV das Recht der Bewerbung, das Recht, in der folgenden Ziffer 3 klar festgelegt hat, an den Verwaltungsgerichtshof zu rekurrieren, wie der neue Paragraph lauten soll. Das die Säumnisbeschwerde zu erheben ; sie hätte hätte man auch im anderen Fall tun können. . . . . .  alle Rechte, die ihr im österreichischen Ver-Dasselbe sehen WIr m ZIf!cr 8 :  HIer WIrd waltungsverfahren zustehen. (Abg. Dr. Hau-eine .längere Erklä�ung der Änderung gegeben, 1 s e r :  Die ÖM Y legt Wert darauf, daß die Auf­a�� eme Neuformuh�rung des �bsa�zes ergebpl1 . suchunfJs- und Gewinn'ungsrechte auf zivil1·echt­hatte. Da�selbe �flfft al�f dIe ZIffer 12 �u. I lichem Wege vergeben werden ! Bitte das zu Aber das smd klemere Emwendungen, me�ne i bedenken ! Das ist die Stellungnahme der Damen und Herren. Ich glaube, daß das vlel- : Ö.M V I) Das weiß ich nicht Herr Abgeord­

leicht bei 
.
einer Wiederverlautbarung des Geset- neter Hauser. Diese Stellung�ahme liegt nicht zes reparIert werden kann. 1 vor. Ich stelle nur fest, was nach dieser 

Der wichtigste Einwand seitens der sozia- G.esetzesvorlage möglich ist, .wel�he Gefahren 
listischen Abgeordneten kommt jedoch zu hIer bestehen und warum WIr dIeser Novelle 
Ziffer 7 des Artikels I womit ein neuer Para- ' nicht zu�timmen. - Ich kann mir schwer 
graph 131 a in das B�rggesetz eingefügt wer- vorstellen, daß die ÖMV nach den Erfahrun­
den soll. Diese Aufnahme bedeutet, daß damit gen, die man mit Schurfrechtserteilungen 
die Bestimmungen des deutschen Bitumen- schon gemacht hat, geradezu Wert darauf 
gesetzes in das österreichische Berggesetz legen sollte, (ten alten Zustand zu erhalten 
übernommen werden. Das heißt : Schurf- und nicht für sich einen besseren Zustand zu 
rechtserteilung durch Zivilrechtsvertrag. Damit, erreichen. 
meine Damen und Herren, steht dieser Punkt Meine Damen und Herren t Wir haben im 
genau im Gegensatz zu den gesamten Bestim- Ausschuß einen entsprechenden Antrag gestellt, 
mungen des österreichischen Berggesetzes. Im diese Novelle so zu fassen, daß sie der Syste­
österreich ischen Berggesetz ist nämlich vor- matik des österreichischen Berggesetzes ent­
gesehen, daß Schurfrechtserteilungen durch spricht. Dieser Antrag wurde leider abgelehnt. 
einen Hoheitsakt, durch Bescheid vorgenom- Wenn man an die Begründungen denkt, die 
men werden. Leider fehlt in der Vorlage jede für die Ablehnung herangezogen wurden, dann 
Begründung, warum hier seitens des Handels- müßte man ja sagen, daß sie zum Teil erst 
ministeriums so vorgegangen wird, warum recht Bedenken gegen diese Fassung des 
hier nicht die normale Systematik des Berg- § 131 a erwecken. Es wurde nämlich unter 
gesetzes zur Anwendung kommt, warum hier anderem eingewendet, das sei Bundeseigentum 
eine Sonderregelung aufgenommen wurde. und darum müsse es anders gemacht werden. 
(Präsident Wallner  übernimmt den Vorsitz.) Wenn das Bundeseigentum ist, dann ist diese 
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Fassung auf keinen Fall verfassungsrechtlich 
geeignet, eine Grundlage für eine Handlung 
des Handelsministeriums zu setzen. 

Ich darf nur feststellen, Herr Abgeordneter 
Hauser, daß eine einstimmige Stellungnahme 
des Arbeiterkammertages vorliegt, die das 
verlangt, Was wir in unserem Antrag zum Aus­
druck gebracht haben, eben mit dem Hinweis, 
daß die Rechte der ÖMV entsprechend gewahrt 
werden sollen. Wenn wir uns an das ansehen, 
was jetzt auf dem Sektor der Erdölindustrie 
vorliegt das Pipelinegesetz und alles 
andere -, dann stellen wir fest : All das ist 
durchaus nicht dazu angetan, daß man sagen 
könnte, die ÖMV könne selbstverständlich 
erwarten, daß hier ihre Interessen hundert­
prozentig gewahrt werden. 

Meine Damen und Herren ! Aus den von 
mir vorgebrachten Gründen und weil wir der 
Meinung sind, daß die Österreichische Mineral­
ölverwaltung als österreichische Gesellschaft 
auf diesem Gebiet nicht schlechter gestellt 
werden kann, daß sie nicht benachteiligt 
werden soll, und weil wir der Ansicht sind, 
daß das eine Grundlage für die österreichische 
Mineralölwirtschaft sein soll, sind wir nicht 
in der Lage, dieser Novelle unsere Zustim­
mung zu erteilen. (Beifall bei der 8 pO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Vizekanzler Dr. Bock. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Vizekanzler Dr. Bock : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Zunächst zur Frage, 
warum dieRe Novelle erst jetzt dem Hohen 
Haus vorgelegt wird. Die Antwort ist sehr 
einfach :  weil der Handelsminister in früheren 
Regierungen trotz wiederholten Versuchen 
niemals Einstimmigkeit über den von ihm 
vorgelegten Entwurf im Ministerrat erzielen 
konnte. Daher war er nicht in der Lage, einen 
solchen Gesetzentwurf dem Hohen Hause 
vorzulegen. Nun ist aber die übereinstimmung 
herge!:itellt. 

Ich möchte auf das vom Hernl Abgeordneten 
Skritek monierte Verlangen wegen der angeb­
lichen Nichtgleichstellung oder Nichtbewah­
rung der Interessen der ÖMV und der verschie­
denen Behandlungen nach den berggesetzlichen 
Vorschriften einiges erwidern . 

Die vorliegende Novelle ist eine Austri­
fizierung des bisher geltenden gesetzlichen 
Zustande8. Eine Abänderung, die im wesent­
lichen darauf hinauslaufen würde, eine Gleich­
stellung von Bitumen mit bergfreien Mineralien, 
also mit Kohle und Erz, herzustellen, ist des­
halb nicht z,veckrnäßig, weil die Eigentums­

vorkommen, von Haus aus Eigentum der 
Republik, was bei Kohle und Erz sowie den 
übrigen Mineralien nicht der Fall ist. Die Re­
publik schließt also mit den entsprechenden 
Interessenten, die nach den bestehenden Vor­
schriften hiefilr in Frage kommen, das heißt, 
geeignet sind, Schurfrechte auch tatsächlich 
auszuüben, einen privatrechtlichen Vertrag 
über einen Bestandteil ihres Eigentums. 

Anders ist es bei den anderen Bergsehätzell, 
wo dieses Eigentum des Bundes an den Berg­
schätzen nicht gegeben ist. Dort muß und 
kann daher nur mit einem Be�cheid vorge­
gangen werden. 

Es wäre aber auch, abgesehen von dieser 
juristischen Differenz, absolut unzweckmäßig, 
jetzt, zu einem Zeitpunkt , da fast alle Schurf­
rechte vergeben sind, für diesen allenfalls 
noch zur Vergebung kommenden RestteiJ 
eine andere Rechtslage einzuführen als die, 
die bisher gehandhabt wurde und sieh ohne 
Zweifel auch bewährt hat. 

Es gibt heute von den geologisch in Frage 
kommenden Hoffnungsgebieten eine Fläche 
von rund 5000 km2, für die überhaupt noch 
Schurfrechte gegeben werden können. Davon 
befinden sich 3600 km2 im Burgenland, der 
Rest befindet sich in Oberösterreich und in 
Salzburg. Was die Vergabe des Schurfrechtes 
im Burgenland betrifft, so wird dort gleicher­
maßen vorgegangen werden wie in allen ande­
ren Fällen, nämlich daß bei dieser Vergabe 
die Interessen des zuständigen Bundeslandes 
gewahrt werden, das heißt, daß im Einver­
nehmen mit den Wünschen des betreffenden 
Bundeslandes vorgegangen wird . Ich habe 
daher schon vor langer Zeit -- ich glaube, 
das liegt schon einige Jahre zurück - die bur­
genländische Landesregierung eingeladen, uns 
einen Vorschlag zu machen, wie diese noch allen­
falls zur Vergabe gelangenden Schurfrechte 
verwertet werden sollen. Ich habe erl"t jüng­
sten Datums den Herrn Landeshauptmann 
des Burgenlandes eingeladen, sich mit der 
ÖMV ins Einvernehmen zu setzen, damit eine 
Lösung gefunden werden kann, die es ermög­
licht, daß die ÖMV einen entsprechenden An­
trag stellt. So wie die Dinge jetzt liegen, 
ist zu erwarten, daß dieser Antrag kommen 
wird. 

Von einer Benachteiligung der ÖMV kann 
weder hier noch in irgendeinem anderen Fall 
die Rede sein, was Ihnen die Betriebsleitung 
der ÖMV auf Anfrage sieherlich gern bestätigen 
wird. Das geht auch schon aus den Zahlen 
hervor : Von den vergebenen Schurfrechten 
besitzt die ÖMV AG allein 60 Prozent .. 

verhältnisse bei diesen verschiedenen Gruppen Aus diesen Gründen hat sich also, wie ich 
von Bergschätzen unterschiedlich sind. Bi- vorhin schon sagte, das "Ministerium entschlos­
turnen sind, ohne Rücksicht darauf, wo sie ! sen, den gegenwärtigen gesetzlichen , aber nicht 
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Vizekanzler Dr. Bock 
austrifizierten Zustand in Form eines ö:-lter­
reichisehen Gesetzes weiterhin zu verlängern, 
was praktisch nur mehr für diesen Rest 
ein('� S" hurfbereiehes von iusgci'amt 5000 k1ll2 
in Frage kommen wird. Ich da.nke. (Beifall 
bei der () V P.) 

Präsident Wallner : Zum 'Vort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debn tte ist geschloR­
sen.  'Wünscht der Herr Bel'iehterstatter da:-: 
Sc hlußwort � - Dal-l ;:,;t nicht. der Fall. 

'ViI' kommen zur AbKtimnumg. 

Bei der A b .<; t 'i m ul, u ny wird (b:e Regierungs­
vorlage in z UJe i t e r  'Und d r i t t e r  Lesung mit 
Mehrh.eit zum Bes ch luß erhoben. 

6. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (260 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Türkischen Republik über 

Soziale Sicherheit (441 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Abkommen m it 
der Türkei über Soziale Sicherheit . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Reich . Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten . 

Berichterstatter Reich : Hohes Haus ! Im 
Zusammenhang mit der zunehmenden Be­
schäftigung t.ürkischer Arheit.skräfte in Öster­
reich ist. auch das Bedürfnis nach einer ent­
sprechenden zwischenst.aatlichen Regelung über 
Soziale Sicherheit entst.anden. Das gegen­
ständliche Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Türkischen Republik trägt 
dieRem Wunsche Rechnung. Es entspricht 
seinem Aufbau und Inhalt nach im allgemeinen 
den bisher von Öst.erreich abgeRchlossenen 
SozialversicherungsabkoDunen. Diese Ab­
kommen haben die Bestimmungen der Ver­
ordnungen Nr. 3 beziehungsweise 4 der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft zum Vorbild. 
Im besonderen werden durch das Abkommen 
Regelungen für den Bereich der Kranken-, 
Pensions- und Unfallversicherung sowie auf 
dem Gebiete der Fam ilienbeihilfen getroffen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom 
7. April 1967 in Verhandlung gezogen. Als 
Berichterstatter habe ich auf zwei Druckfehler 
im Abkommen beziehungsweiEle Schlußproto­
koH aufmerksam gemacht. . Danach hat erst.ens 
die Zitierung im Artikel 36 Abs. 5 sowohl im 
deutschen als auch im türkischen Text "Arti­
kel 35 Absatz 2" zu lauten und ist zweitem; 
im Schlußprotokoll im türkischen Text der 
Schlußsatz der Z. 12 lit. 1 irrtümlich der 
Z. 12 lit. m angefügt worden. Zu folge der im 
Au��chuß abgegebenen Erklärung des zustän­
digen Ressortvertreters wurde eine Berichti-

gung dieser Druckfehler, die auch in deH Ori­
ginaldokumenten enthalten waren, auf di­
plomati schem Wege hereit s rlnrchgeführt. 

Nach der Debatte, an <bI' sieh d ie Ahge­
Oldneten Pansi, Dr. Kummer und Stoh;.; 
sowie die Frau Bnndesmini�ter für Roziale 
Verwaltung Grete Rehol' beteiligten, wurde 
einstimmig bef:chlossen, dem Hohen Haus 
die Genehmigung deR Abkomm�lls zu el'npfeh­
len. 

Der Ausf:;(;huß ist ferner cler Meinung, daß 
die Erlassung eineR besonderen Bundesgeset­
zes zur Überführung des Inhalt s  des Abkom­
mens in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Namens des Ausschuf\seB für �oziale Ver­
waltung stelle ich somit den Ant r a g, der 
Nationalrat wolle dem Abkommen zwi!';chen 
der Republik Österreieh und der Türkischen 
Republik über Soziale Sicherhe it samt Schluß­
protokoll (260 der Beilagen) unter Berücksich­
tigung der angeführten Drm:kfehlerbericht i ­
gungen die verfassunggmäßige Genehmigung 
erteilen und, falls \Vortmeldungen vorliegen, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abwickeln. 

Präsident Wallner : Es ü;t beantragt, Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem durchzu­
führen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Pansi. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Pans; (SPÖ) : Hohes Haus ! 
:Meine Damen und Herren ! 'Venn wir heute 
das SozialversicherungRahkommen mit der 
Türkei beschließen, so begrüßen wir das. 
Wir vertreten die AuffaRslmg, daß grundsätz­
lich alle Arbeitskräfte, die bei uns beschäftigt 
sind, in den Genuß unserer Sozialgesetze 
kommen sollen. Wir vertreten aber auch die 
Auffassung, daß es unsere Aufgabe ist, dafür 
Sorge zu tragen, daß auch auf Österreicher 
im Ausland die sozialen Gesetze der jeweiligen 
Länder Anwendung finden und daß diesen 
Österreichern die in Österreich erworbenen 
Ansprüche gewahrt bleiben. 

Leider müssen wir die Feststellung treffen, 
daß flieh unsere Regierung nicht von den 
gleichen Gedanken leiten läßt. 'Vir haben 
wohl mit einer Reihe von Staaten Sozial ver­
sicherungsabkommen, von denen verhältnis­
mäßig viele Fremda.rbeiter in unser Land 
kommen. Wir haben aber mit einer · ganzen 
Reihe von Staaten, in welche überwiegend 
Österreicher zur Arbeitsaufnahme gehen, keine 
Sozialversicherungsübereinkommen. So haben 
wir Sozialversicherungsübereillkommen mit 
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Pansi 
Spanien, Jugoslawien und der Türkei, die in ! nehmen, daß Sie das nicht genau wissen. 
allerletzter Zeit abgeschlossen worden sind. I' (Abg. A l te nburge r : Der Bericht der Kammer t 
Aus Spanien waren im vergallgellen Jahr Sie waren nicht als Delegierter, sondern Sie 
rund 700 Personen in Österreich beschäftigt ; waren im Namen der Kammer draußen I) 
aus Jugosl�wie� - Jugoslawien. ist jenes Land , ';Varum bestehen nun mit diesen ,.,;estlichen aus dem dIe melf'lten Fre:n:darbe�ter kommen - Staaten keine Sozialversic-herungsübereinkom­w�ren . n:nd 34.000 ArbeIter .bel u.ns .. Aus �er I men 1 Das Sozialministerium hat Vcrhandlun­Turk�� s�nd 6000 Personen �eI uns �n ÖsterreIch I gen mit diesen Staaten zum Abschluß von b�schaftIgt .ge�vesen. D�rube� hma:us haben , Sozialversicherungsübereinkommen aufge­WIr schon SeIt �angerer ZeIt SozIalversICherung�- nommen. Es haben vorbereitende Verhand­abkomm�n nut 'Vestdeutschland, der SchWeIZ lungen stattgefunden. Diese vorbereitenden und Itahen. Verhandlungen mußten aber wegen des Ein-

Es darf aber gleich festgestellt werden, spruches des Handelsministeriums abgebrochen 
daß die Übereinkommen mit Spanien , Jugo- werden, und deswegen gibt es keine diesbezüg­
slawien u.nd der Türkei dem gegenwärtigen lichen Sozialversicherungsübereinkommen. 
Stand unserer Sozialversicherungsgesetzgebung Dieser Standpunkt wurde auch schon damals 
entsprechen, daß das aber bei den drei übrigen vom Handelsministerium vertreten, als Proksch 
Staaten gegenwärtig nicht der Fall ist . Diese Sozialminister war. Er war daher nicht in 
Übereinkommen sind revisionsbedürftig. Re- der Lage, zu Sozialversicherungsübereinkom­
visionsverhandlungen sind derzeit mit der men mit diesen Staaten zu gelangen. (Zwi­
Bundesrepublik Deutschland im Gange be- schenruf des Abg. 4 l t.e nburger.) . Kollege 
ziehungsweise sie stehen unmittelbar vor dem I Al�enburger ! Wenn Sie m . d.er L.age sllld:. 

den 
Abschluß. Die Revisionsverhandlungen mit I WIderstand des Handelsmmlstermms zu uber­
der Schweiz und Italien werden derzeit durch winden, so werden wir das sehr begrüßen i 
das Handelsministeriul11 blockiert. Sie haben zweifellos unsere Unterstützung 

dabei. 
Mit den \vest.lichen Staaten Frankreich, \Varum sollen Sozialversicherungsüberein-Belgien, Luxemburg, Großbritannien und kommen mit diesen Staaten angestrebt wer­Liechtenstein bestehen überhaupt keine So- den ? Es gehen den österreichischen Arbeits­zialversicherungsübereinkommen, obwohl in kräften, die ja zuvor in Österreich Versiche­diesen Staaten mehrere tausend österreichische rungszeiten erworben haben, später, wenn sie Staatsbürger beschäftigt sind. (Abg. A lten- zurückkommen oder wenn sie als Pensionisten 

burger : Wie lange war denn Proksch Minister ? zurückkommen, die österreichischen Sozial­
Warum hat er denn das nicht gemacht ? Das versicherungszeiten verloren. Das gleiche gilt, 
ist nicht erst seit heute ! Ihr seid komische wenn sie in Österreich keine Pension bekommen, 
Leute !) Herr Kollege Altenburger ! Ich werde weil ihnen die Zeiten mangels eines entspre­Ihnen gleich eine Antwort geben. Wir haben chenden Sozialversicherungsübereinkommens also keine Übereinkommen mit diesen Staa- verlorengegangen sind, sodaß sie dann als ten, obwohl für diese Staaten Sozialversiche- Pensionisten in Österreich überhaupt keine rungsübereinkommen dringend notwendig Krankenversicherung haben, ja daß sie auch w�ren u�d s�e auch �ie Be�eitschaft .. hab�n, nicht in der Lage sind, eine freiwillige Kranken­mit Ös ,erreIch . SozlalversIChe�ungsub;rem- versicherung einzugehen, weil die Vorausset­ko�men abz,?schheßen. Ich dar d�rau ver- zungen für die Fortsetzung der freiwilligen welsen, daß �m �ergangenen. Jahr eme ParIa- I Krankenversicherung fehlen. melltsdelegatlOn m FrankreIch war, und au- . . .. 

. 

läßlich einer Arbeitssitzung mit französischen Ich .. glaub�, daß . 'VIr n�cht sehr anstand�g 
Parlamentariern wurde von den Franzosen gegenuber dIesen Österreichern handeln, dIe 
die Bitte erhoben, wir mögen in Österreich ins Ausland g�hen, um d�rt Arbeit aufz�­
dafür sorgen, daß es endlich zwischen Österreich nehm�n, und 

.�
Ie dann . zu emem . große� Te.Il 

und Frankreich zu einem Sozialversicherungs- zu . emem spaterell ZeItpunkt WIeder In dIe 
abkommen kommt. (Abg. A l ten b ut' g e r :  Die H�Imat. zur�ckkehren. (A.bg. A l�enbu:ger .. 

haben was andere8 auch noch gesagt, nicht nur Fur dte, dle tn Osterrewh blelben, '/,St es 
das 1 Der Bericht der Kammer sagt noch andere gerecht ?) 
Dinge, nicht nur das ! - Präsident Wal lner  Warum nun diese ablehnende Haltung des 
gibt da8 Glockenzeichen.) Herr Kollege Alten- Handelsministeriums ? Man will damit er­
burger ! Ich war bei der Delegation dabei, reichen, daß österreichische Arbeitskräfte nicht 
kann mich aber nicht erinnern, daß auch in das Ausland gehen. Man will sie bewußt 
Sie dabei gewesen wären. (Abg. A l t enb urger : benachteiligen, um eben die Abwanderung 
Aber ich habe den Bericht der Kammer mit ins Ausland zu verhindern. Wir können aller­
Ihrer Unterschrift I) Ich weiß daher genau, dings diese Auffassung, die das Handels­
was gesprochen worden ist, ich darf aber an- ministerium vertritt, nicht teilen. Wir halten 
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Pansi 
es für unsere Pflicht und Schuldigkeit, daß wir zugute kommen. Es scheint mir rechts­
unseren Staatsbürgern im Ausland den gleichen polith:;ch nicht vertretbar, diese Begünsti­
sozialen Schutz gewähren, den wir bereit gungen auch den Staatsangehörigen jener 
sind, Arbeitern, die vom Ausla.nd nach Öster- Staaten einzuräumen, in denen die öster­
reich kommen, zu gewähren. Ich glaube, reichischen Staatsbürger nicht im Genuß 
daß das nicht allzuviel verlangt ist.. derselben Rechte wären." 

Wir erwarten vom Sozialministerium be- Wenn wir nun die zur Verhandlung stehende 
ziehullgsweilie yon unserer Regierung, daß Vorlage durchblättern, so entnehmen wir 
sie den Widerr-:tand des Handelsministeriums dem Artikel 25, daß dort Leistungen für 
überwindet und daß wir in absehbarer Zeit Kinder vorgesehen sind, und zwar gibt es· 
auch mit diesen westlichen Staaten zu Sozial- diese Leistungen nur in Österreich für Türken. 
versicherullgsabkommen gelangen. Wir müs- nicht jedoch in der Türkei für Österreicher. 
Ben wieder einmal die Feststellung treffen, Es handelt sich um die schon wiederholt be­
daß in der heutigen Regierung anscheinend sprochenen Kinderbeihilfen. Wenn man in 
überwiegend das geschieht , was den Unter- der Türkei selbst derartige Leistungen nicht 
nehmenl nützt, und daß die Bela.nge der gewährt, so muß man annehmen, daß dort 
übrigen BevölkerungRgruppen vielfach zu kurz andere Verhältnisse vorliegen, die die Zah­
kommen . Um die Abwanderung österreichi- lung derartiger Leistungen entweder nicht 
scher Arbeitskräfte na.ch dem 'Vesten zu ver- rechtfertigen oder nicht in diesem Ausmaß 
hindern, gibt es einen besseren W(,g, als sie begründet erscheinen lassen. Es sind also 
auf sozialpoliti�chem Gübiet zu benaechteiligen . hier in Österreich bestimmte Aufwendungen 
Die Verantwortlichen für unsere Wirtschaft für den Unterhalt der Kinder notwendig 
sollen sich in erster Linie darüber den Kopf auf Grund eines höheren Sozialniveaus, wahr­
zerbrechen, wie man unsere Wirtschaft lei- scheinlich auch auf Grund höherer Preise 
stung�fähiger u nd ertragreicher gestalten und höherer Ausbildungskosten. Wenn man 
könnte, um in Österreich europäische Löhne also in derartigen internationalen Verträgen 
bezahlen zu können. Wenn wir daß erreichen, Leistungen vorsieht, so sollte auch von öster­
dann werden nur wenige österreichische Ar- reichischer Seite so lange die Zahlung von 
beitskräfte ihre Heimat verlassen, und sie in Österreich vorgesehenen Begünstigungen 
werden ihre Arbeitskraft dann nicht ausländi - ins Ausland nicht vorgesehen werden, als 
schen Staaten zur Verfügung stellen. (BeifaU umgekehrt eine entsprechende Leistung für 
bei der SPÖ.) Österreicher nicht möglich erscheint. 

Präi'!ident Wallner : Zum 'Wort gemeldet Im Artikel 3� is� ein anderer Widerspruch 
hat sich der Herr Abgeordnete Melter. Ieh en.�halten. Es Ist . mteressant, feststel�en zu 
ert i ' ,s ·hm

· 11 mussen, daß es beI Zahlungen an VerSIcherte e .e e. I . 
. . .. . genügt, diese Zahlungen in der Währung des 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Prasldent ! ! zahlungspflichtigen Staates durchzuführen. 
Hohes Haus ! .Ic� �arf Ihnen. kurz den Stand- Hingegen wird den Versicherungseinrichtungen 
punkt des freIheItlIchen NatlOnalratsklubs zu das Recht zuerkannt, die Zahlung in jener 
dieser Vorlage darlegen. Es dürfte bekannt Währung zu verlangen, in welcher sie ihre 
sein, daß wir Freiheitlichen schon seit jeher Verpflichtungen erfüllen müssen. Das heißt 
für einen engeren Zusammenschluß der Völker also, man hat den Versicherungsanstalten 
und . Staaten Europas eintreten. Es ist �r- günstigere Umrechnungsbedingungen einge­
freuhch, daß nun gerade auf dem GebIet räumt als den Zahlungsempfängern selbst. 
der Sozialen Sicherheit Schritte unternommen Das erscheint mir nicht gerechtfertigt zu 
werden, um diesem Ziele näherzukommen. sein, zumal in der Regel wohl die wirtschaft­
Allerdings scheint uns hier einiges nicht ganz liehe und soziale Lage der Versicherungs­
konsequent zu sein, weil grundsätzlich wohl träger wesentlich günstiger sein wird als 
die Gegenseitigkeit Vorau&setzung dafür ist, die LaO"e jener, die auf Grund dieses Ver­
daß man bestimmten Gruppen bestimmte trages Anspruch auf Versicherungsleistungen 
Vorteile zukommen läßt. erheben können. 

In diesem Zusammenhang ist es interessant, Es scheint mir auch eine weitere wesent-
einige Zeilen aus einer Anfragebeantwortung liche Frage in diesem Vertrag nicht geklärt 
des Herrn Bundesministers für Inneres Doktor zu sein. Die Volkspartei verteidigt mit allem 
Hetzenauer vom 6. 4. 1967 in Erinnerung Nachdruck den § 94 ASVG. Nun erscheint 
zu rufen. Dort wird unter anderem ausge- auf Grund dieses Übereinkommens nicht ge­
führt : klärt, wie dieser § 94 gegenüber türkischen 

"Die in diesem Abkommen vorgesehenen Pensionsberechtigten gehandhabt werden 
Begünstigungen sollen - wie bei allen der- könnte. Man hat den Eindruck, daß Türken, 
artigen zwischenstaatlichen Verträgen - nur die einen Pensionsanspruch in Österreich er­
den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten worben haben, die Möglichkeit hätten, in 
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Melter 

der Türkei schließlich die ungekürzte Pen- j S . Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
sion in An8pruch zu nehmen, \vährend anderer- [ Verwaltung über die Regierungsvorlage (376 
seits die l'ensionsversicherungsanstalten kaum I der Beilagen) : Bericht an den Nationalrat 
in d.er Lage sein werden, vollständige und zu- : betreffend das Übereinkommen (Nr. 124) über 
verlässige Auskünfte darüber zu Cl'halten , � die ärztliche Untersuchung Jugendlicher im 
ob tatsächlich c1iü VOl·aus�et.zungen gegeben : Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäftigung 
sind , um auch bei dt'll Türken dieselben ! bei Untertagearbeiten in Bergwerken (443 der 
KÜl'zungsbestimmungen aIl\Yvnden zu kÖHnen, Beilagen) 
die unserer Auffassung nach ungerechtfer-
tigtel'weise in ÖRteel'('ieh den Pensionisten 9. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
gegenüber angewenrLd wente n ,  Verwaltung über die Regierungsvorlage (377 der 

Zum Abschluß noch eine kleine Bemerkung Beilagen) : Bericht an den Nationalrat über die 
zur Frage der türkischen Arbeitnehmer in Empfehlung (Nr. 125) betreffend die Beschäf­
Österreich. Es fällt schon lange auf, daß ,. tigungsb�din�ungen Jugendlicher bei 

.
Unter­

in der Gegend des Südbahnhofes etwas unbe- tagearbelten In Bergwerken (444 der Beilagen) 
friedigende Verhältnisse bestehen. Wenn mnn ! Präsident Wallner : Wir gelangen nunmehr 
sch�n Vel'einb�rungen ü?e!' Sozialleistungen i 7.U den Punkten 7, 8 und 9 der heutigen 
schheßt, sollte m erster LInIe geregelt werden, Tagesordnung, über die beschlossen wurde, 
daß Arbejtnehmer, die nach Österreich ver- die Dpuatte unter einem abzuführen. Es sind 
mittelt werden, also auch türkische Arbeit- dies : 
nehI?er, in Österreich in . ihrem Arbeits- Übereinkommen ü.ber das Mindestalter für 
bereIch ,�n�nfall� durch de� DIenstgeher Unte�- die Zula.�sung zu Untertagearbeiten in Berg­
kunftmoghchke�ten verml�telt

, 
erhalten, dIe werken und die Empfehlung betreffend das ��:,i oaun .ausschheßen, daß SICh dle Betreffenden Mindestalter für die Zulassung zu Untertage­m bestlmmten Gegenden, man muß schon arbeiten in Bergwerken . sagen, herumtreiben müssen und dadurch . . ' 

zu einer Gefahr für die Öffentlichkeit werden BerIcht an den NatIOnalrat betreffend das 
zumindest jedoch zu einer Belästigung fü; übereinkommen . über . die �rzt�iche Un.ter-
viele Passanten und Verkehrsteilnehmer suchung Jugendlicher 1m Hmblick auf Ihre . 

Eignung zur Beschäftigung bei Untertage-
Ich darf zum Abschluß deshalb das Er- arbeiten in Bergwerken und 

suchen stellen, in Zukunft auf die Gegen- Bericht an den Nationalrat über die Empfeh­seitigkeit bei Vertragsabschluß besomleren lung betreffend die Beschäftigungsbedingungen Wert zu legen und auch darauf, daß nicht Jugendlicher bei Untertagearbeiten in Berg­durch Einräumung weitergehender Begünsti- werken. 
gungen, als sie im Heimatland der Arbeit-
nehmer gewährleistet sind, in Österreich Ver- Berichterstatter zu allen drei Punkten ist 
hältnisse geschaffen werden, die, siehe Süd- der Herr Abgeordnete Pfeffer. Ich ersuche ihn 
bahnhof, durchaus nicht wünschenswert sind. um seine drei Berichte. 
(B6ifall bei der F PÖ.) Berichterstatter Pfeffer : Hohes Haus ! Sehr 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich geehrte Damen und Herren ! Namens des 
niemand mehr gemeldet . Die Debatte ist ge- Ausschusses für soziale Verwaltung habe ieh 

schlossen. über die Regierungsvorlagen 373, 376 und 377 

Wünscht der Herr Berichterstatter das der Beilagen zu berichten. Die in den Tages-
ordnungspunkten 7 bis 9 näher bezeichneten 

Schlußwort ? - Er verzichtet. übereinkommen Nr. 123, Empfehlung Nr. 124, 
'Vir gelangen nunmehr zur Abstimmung. übereinkommen NI'. 124 und Empfehlung 
Bei der A bstimmung wird dem A bkommen Nr. 125 wurden auf der 49. Tagung der All-

8amt Schlußpmtokoll unter Berücksichtigung gemeinen Konferenz der Internationalen Ar­
der Druckfehlerberichtigung8n eins ti mmig die beitsorganisation, die am 2. Juni 1965 in 
Genehm igung ertpilt. Genf zusammengetreten ist, angenommen. 

7. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (373der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat betref­
fend das Übereinkommen (Nr. 123) über das 
Mindestalter für die Zulassung zu Untertage­
arbeiten in Bergwerken und die Empfehlung 
(Nr. 124) betreffend das Mindestalter für die 
Zulassung zu Untertagearbeiten in Bergwerken 

(442 der Beilagen) 

Das Übereinkommen NI'. 123 bestimmt im 
wesentlichen, daß Personen unter einem fest­
gesetzten Mindestalter, das nicht unter 16 Jah­
ren liegen darf, in Bergwerken unter Tage 
weder beschäftigt werden noch arbeiten dür­
fen. 

Die Empfehlung Nr. 124 sieht vor; das 
Mindestalter für die Zulassung zur Beschäf­
tigung oder Arbeit unter Tage in Bergwerken 
nach und nach auf 18 Jahre zu erhöhen. 
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Eine Ratifikation dieses Abkommens würde 
eine Anpassung einzelner österreichischer 
Rechtsvorschriften bedingen. Im Hinblick 
auf die zum Teil widersprechenden Stellung­
nahmen der in Betracht kommenden Interes­
senvertretungen hat die Bundesregierung in 
der Sitzung des Ministerrates vom 20. Dezem­
ber 1966 beschlossen, vorerst dem National­
rat den gegenständlichen Bericht zu erstatten. 
Gleichzeitig wurden die zuständigen Regie­
rungsmitglieder aufgefordert, die Möglichkeit 
einer Ratifikation des übereinkommens nach 
Vorliegen von Erfahrungen über die Auswir­
kung des 9. Schuljahres auf die Ausbildung der 
Bergarbeiter zu prüfen und gegebenenfalls 
alle Maßnahmen einzuleiten, die notwendig 
sind, um die Voraussetzungen für eine Rati­
fikation des übereinkommens herzustellen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Bericht der Bundesregierung in seiner 
Sitzung vom 7. April 1967 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Mosel', 
Skritek, Altenburger , Sekanina, Kulhanek, 
Melter, Czettel und Neumann sowie die Frau 
Bundesminister für soziale Verwaltung 
Grete Rehor beteiligten, wurde einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme der Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Über Antrag der Abgeordneten Moser, 
Altenburger, Melter und Genossen, die die 
Meinung vertraten, daß die Voraussetzungen 
für eine Ratifikation des Übereinkommens 
in vollem Umfange gegeben sind und es keinen 
sachlichen Grund gibt, die Ratifikation zu 
verzögern, wurde folgende Entschließung elll­
stimmig angenommen : 

E n t s c h l i e ß u n g  
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

das Übereinkommen Nr. 123 über das 
Mindestalter für die Zulassung zu Unter­
tagearbeiten in Bergwerken dem Nationalrat 
ehestens zur Ratifizierung vorzulegen. 
AlB Ergebnis der Verhandlungen stelle ich 

namens des Ausschusses für soziale Verwaltung 
den A n t r a g, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen : 

l .  Der Bericht der Bundesregierung (373 der 
Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung wird angenommen. 

Das übereinkommen Nr. 124 sieht für 
Personen unter 21 Jahren, die unter Tage in 
Bergwerken beschäftigt werden oder arbeiten 
sollen, eine gründliche ärztliche Eignungsunter­
suchung und deren regelmäßige Wiederholung 
in Zeitabständen von nicht mehr als zwölf 
Monaten vor. 

Die Bundesregierung hat in der Sitzung des 
Ministerrates vom 20. Dezember 1966 be­
schlossen, dem Nationalrat vorerst den gegen­
ständlichen Bericht zu erstatten, und zwar mit 
derselben Begründung und denselben Auflagen 
wie bezüglich des vorhergehenden Tagesord­
nungspunktes. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Bericht der Bundesregierung in seiner 
Sitzung vom 7. April 1967 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Moser, 
Skritek, Altenburger , Sekanina, Kulhanek, 
Melter, Czettel und Neumann sowie die 
Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
Grete Rehor beteiligten, wurde einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme der Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Über Antrag der Abgeordneten Mosel', 
Altenburger, Melter und Genossen, die die 
Meinung vertraten, daß die Voraussetzungen 
für die Ratifikation des übereinkommens 
in vollem Umfange gegeben sind und es keinen 
sachlichen Grund gibt, eine Ratifikation zu 
verzögern, wurde folgende Entschließung ein­
stimmig angenommen :  

E n t s c h l i e ß ung 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

das übereinkommen NI'. 124 über die ärzt­
liche Untersuchung Jugendlicher im Hin­
blick auf ihre Eignung zur Beschäftigung 
bei Untertagearbeiten in Bergwerken dem 
Nationalrat ehestens zur Ratifizierung vor­
zulegen. 
Als Ergebnis der Verhandlungen im Ausschuß 

für soziale Verwaltung stelle ich somit den 
An t r a g, der Na tionalra t wolle beschlie ßen : 

1 .  Der Bericht der Bundesregierung (376 der 
Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung wird angenommen. 

Die Empfehlung Nr. 125 beschäftigt sich mit 
Dienstnehmerschutzvorschriften und arbeits­
rechtlichen Bestimmungen für Jugendliche 
bei Untertagearbeiten in Bergwerken. Die 
in der Empfehlung enthaltenen Grundsätze 
�ind in Österreich bereits zum überwiegenden 
Teil verwirklicht. Soweit dies noch nicht der 
Fall ist, erscheint in Einzelfällen im gegenwärti . 
gen Zeitpunkt eine innerstaatliche Veranke­
rung nicht angebracht. 

Die Bundesregierung hat in der Sitzung des 
Ministerrates vom 20. Dezember 1966 be­
schlossen, dem Nationalrat den gegenständ­
lichen Bericht zu erstatten. Glt>ichzeitig wurden 
die zuständigen Bundesminister aufgefordert, 
unter Bedachtnahme auf die Bedürfnisse des 
österreichischen Bergbaues geeignete Maß­
nahmen einzuleiten, um eine zweckmäßige 
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Anpassung der innerstaatlichen Regelung an 
die Vorschläge und Anregungen der Empfehlung 
zu ermöglichen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Bericht der Bundesregierung in seiner 
Sitzung vom 7 .  April 1967 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, an der sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Moser, Skritek, Altenburger, Sekanina, Kul­
hanek, Melter, Czettel und Neumann sowie 
die Frau Bundesminister für soziale Verwal­
tung Grete Rehor beteiligten, wurde einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause die Kennt­
nisnahme der Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Als Ergebnis der Verhandlungen im Ausschuß 
für soziale Verwaltung stelle ich namens dieses 
Ausschusses auch hier den Antrag,  der 
Nationalrat wolle den gegenständlichen Bericht 
der Bundesregierung (377 der Beilagen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Im übrigen verweise ich auf die ausführ­
lichen Erläuternden Bemerkungen zu den 
drei Regierungsvorlagen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich zu allen drei Tagesordnungs­
punkten, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

arbeiten in Bergwerken gesprochen wird, wenn 
davon die Rede ist, daß geeignete Maßnahmen 
getroffen werdensollen,eine ärztliche Betreuung 
junger Bergarbeiter zu gewährleisten, dann 
vorerst eine grundsätzliche Auffassung unserer 
Fraktion im Zusammenhang mit diesen Re­
gierungsvorlagen : 

Die Internationale Arbeitsorganisation kennt 
in ihrer Verfassung eine Best.immung, die zum 
Ausdruck bringt, daß jedes Mitglied verpflichtet 
ist, innerhalb eines Jahres oder, wenn zwin­
gende Gründe vorliegen, innerhalb eines Zeit­
raumes von 18 Monaten eine Empfehlung oder 
ein übereinkommen zu ratifizieren. Die gegen­
st.ändlichen Regierung;oJvorlagen bringen dem 
Nationalrat diese übereinkommen zur Kennt­
nis. 

Wir sind der Meinung - ich darf das hier 
sehr konkret lUld deutlich zum Ausdruck 
bringen -, daß es keinerlei Gründe geben 
könnte, um diese Ratifizierung der Empfeh­
lung und des Übereinkommens der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation nicht tatsächlich 
durchzuführen. 

Bei der Diskussion und Behandlung der 
Regierungsvorlagen im zuständigen Ausschuß 
wurde seitens der sozialistischen Abgeordneten 
die Frage au.fgeworfen, und auch ich selbst habe 

Präsident Wallner : Es ißt beantragt, General- dies in einer Anfrage an die Frau Bundes-und Spezialdebatte unter einem durchzu- minister zum Ausdruck gebracht, welche führen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht Gründe eigentlich dafür maßgebend sind, erhoben. General- und Spezialdebatte werden
. daß diese Übereinkommen und Empfehlungen daher unter einpm vorgenommen. ' K  I 11 . . i vorerßt znr enntnis genommen were en so en, 

Wir gehen in die Debatte em. Zum und welche Gründe maßgebend sind, daß eine 
Wort. 

. 
gemeldet is� der . Herr Abgeordnete Ratifizieru.ng der Übereinkommen im Augen­

Sekanma. Ich prtelle es Ihm. blick nicht durchgeführt werden kanu. Ich 
Abgeodneter Sekanina (SPÖ) : Hohes Haus ! I habe gefragt, ob nicht die allgemeine Lage 

Meine Damen und Herren ! Die vorliegenden 

I 
im österreichischen Bergbau, speziell im Koh­

und zur Beratung stehenden Regierungsvor- lenb ergb au , dazu beiträgt, daß seitens der 
lagen bieten neuerlich Anlaß, sich nicht nur Bundesregierung vorgeschlagen wurde, daß 
mit den speziellen Problemen, die in diesen : ein entsprechender Zeitraum ablaufen sollte 
übereinkommen und Empfehlungen behandelt : und erst nach Kenntnis der tatsächlichen, 
werden, auseinanderzusetzen, sondern darüber j letztlichen Entwicklungstendenzen im öster­
hinaus auch die konkrete Frage und Proble- . reichischen Kohlenbergbau an eine Ratifizie­
matik �es österreich��chen Kohlenb�.rgbaues ·1' rung geschritten werden sollte. 
noch emmal zu erwahnen und daruber zu Im Zusammenhang mit dieser Diskussion 
reden. Es ist nicht das erste Mal, daß Ab- 'I im Ausschuß für soziale Verwaltung hat sich 
g.�or�nete de�' Sozi��istisc�en. Partei z� diesem Herr Kollege Neumann außerordentlich erstaunt 
fur emen Tell der osterreIChIschen WIrtschaft über meine Ausführungen und vor allem über 
so

. 
entscheidenden Frag�nkomplex . Stellung ! die Schärfe gezeigt - das erklärte er damals 

genommen haben. Es Ist auch mcht das i wörtlich -, mit der ich angeblich diese Aus­
erste Mal, meine Damen und Herren, daß wir ; führuJl(ten den Mitgliedern des Ausschusses 
sozialistischen Abgeordneten gerade im Zu- i für s()�iale Verwaltung vorgelegt habe. Er 
sa�n:'-enhang mit der Entwicklung .�m äster- I hat darüber hinaus auch die Auffassung ver­
relChIschen Kohlenbergbau oder uberhaupt treten, daß es im Bereiche der österreichischen 
im österreichischen Bergbau diesem �ohen Bergarbeiter im allgemeinen und der äster­
Haus konkrete Vorstellungen und AnSIchten reichischen Kohlellbergbauarbeiter im beson­
vorgelegt haben. deren keinerlei Grund zu besonderer Besorgnis 

Wenn in den einzelnen Übereinkommen über gibt, ja daß im Zusammenhang mit der Gewäh­
dasMindestalter für die Zulassung zu Untertage- I rung einer Sonderunterstützung für im Bergbau 
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beschäftigte Arheitnehmer eine außerordent- der wirtschaftlichen Verhältnisse in diesen 
liehe Befriedigung in diesen Dienstnehmer- Betrieben mit ihrem Arbeitflplatz in Schwierig­
kreisen eingetreten sei. keit kommen, entsprechende Errmtzarbeits-

Ich habe hier einen Ausschnitt aus der plät.ze zu schaffen. 
" Weststeirischell Volkszeitung" , die der Herr Wir haben ein konkretes Beispiel ; ich habe 
Abgeordnete Neumann sicherlich in !'!eiller das auch bereits in der Diskussion im Ausschuß 
Funktion als Hauptbezirksparteiobmann sehr für soziale Verwaltung erwähnt. Der Betrieb, 
gut kennen wird. In der Ausgabe vom Samstag, der in der letzten Zeit geschlossen "-"1lrde, 
dem 25. März 1967, wird über eine Veranstal- war das Bergbauunt.ernehmen in Tauchen -
tung seiner politischen Organilmtion berichtet. kein Betrieb der verstaatlichten Industrie. 
Unter anderem heißt es in dieser Bericht- Dieser Bergbaubetrieb Tauchen, der am 
erstattung auf Grund des Referates von Herrn 31 . März 1967 seine Förderung eingestellt hat, 
Kollegen Neumann, daß in der Vorwoche bm;chäftigte in der letzten Zeit 286 Bergarbei­
das Bergarbeiter-Pensioni>gesetz beschlossen tel'. 'ViI' haben uns dagegen gewehrt, daß man 
wurde, welch�s bekanntlic,h vorsieht, daß Berg - der Öffentlichkeit unbewußt oder bewußt 
arbeiter schOll mit 55 Jahren in Pension geh�n aus polit ischen Überlegungen Meldungen und 
können. Berichterstattungen vorlegt, die den Tat-

Auf diese Berichterstattung in der " West- h . ht t h sac en nIe . en spree en . 
steirischen Volkszeitung" hat mein Fraktions-
kollege Michael Pay geantwortet und diese Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
Beantwortung mit dem Titel "Unsachlich- vor allem an Ihre Adresse (ZU?· Ö V  P gewendet) : 

keit oder UllwiHsenheit 1 "  ver�ehen . Im Falle des Bergbaubetriebes Tauchen ist 
Ich darf hier eindeutig den Tatsachen ent - es zwar gelungen, für diese Bergarbeiter neue 

sprechend fe:->t.Rtellen, daß d ieses Hohe Hau s Arbeitsplätze zu finden ; keineswegs aber Er­

nie in den letzten Wochen oder in der letzten satzarbeitsplätze, wie wir sie uns immer wieder 
Zeit ein Bergarbeiter-Pensionsgesetz beschlos- vorgestellt haben. Das heißt : In Summe aus­

sen hat. Zwisehen einem Bergarbeiter-Pen- gedrückt sind die Bergarbeiter von Tauchen 
Riol1f'gesetz unn der Gewährung einer Sonder- zum erheblichen Teil zu Pendlern geworden . 
tUlterstützung für Kohlenbfrgarbeiter im Falle Ein erheblicher Prozentsatz hat Arbeitsplätze 
ihrer ArbeitsloHigkeit heHt.chi. doc h ein erheb- im Wiener Raum gefu�den, .. ein �esti�mter 
lieher Unterschied. Ich habe nicht die Ab- Prozentsatz fand ArbeItsplatze 1m meder­

sicht . . . (A bg. A l t e n b u rg e r :  Wir nehmen ös�erreichisc�en Raum, sie sind in die chemi ­

den Kollegen Pa,nsi auch nicht so tragisch !) I 
sc e IndustrIe, aber auch in die Bauindustrie 

Herr Kollege Altenburger ! Teh möchte sagen, abgewandert . 

daß es in clicRem Z usa.mlllcllhang keinerlei \Vif glauben, wenn die Frage der weiteren 
Bcr.iehu.ng zwi Cjehell Argumentat.ionen auf der Entwicklung im österreichischen Kohlenberg­
einen Seite lind Argumentationen auf der an- bau seitens der Bundesregierung nicht in 
deren St'it.e gibt . (Zu,.c;t·imm1tng bei der SPÖ.) i der Richtung eines generellen Energiekonzepts 

Ich möchte nicht den Eindruck erwecken, behandelt wird, dann werden wir in den 

ich hätte jetzt die Absicht einer persönlichen nächsten '''ochen und Monaten noch erheb­

Auseinanderset.zung mit dem Herrn Abgeord- liehe Schwierigkeiten gerade in diesen Be­

neten Neumann. Der österreichische Kohlen-
trieben vorfinden . 

bergarbeiter hat in den letzten Jahren eine . Ich habe in den letzten Tagen, konkret 
Entwicklung mitgemacht , die mich im jetzigen I vorige Woche, Gelegenheit gehabt, auch mit 
Augenblick und im jetzigen Zeitraum mit der Generaldirektion der "Alpine Montan" 
außerordentlicher Sorge erfüllt. über die Situation der Bergbaubetriebe zu 

Dieses Sonderunterstüt.zungsgesetz ·  wurde reden, die diesem Konzern angehören. Mehr­
für jene Fälle geschaffen - wie im Titel und mals, nicht einmal - das darf ich feststellen -, 
Text des Gesetzes zum Ausdruck gebracht wurde von den Repräsentanten dieses Unter­

wurde -, in denen der Bergarbeiter , sofern er nehmens zum Ausdruck gebracht, daß sie 
das 55.  Lehensjahr erreicht. hat , von der persönlich nicht in der Lage sind, die Exi­
Arbeitslosigkeit betroffen ist. Wie sieht es stenz der Bergarbeiter zu sichern und daß 

im Augenbliek im österreichischen Kohlen- sie der Auffassung sind, daß es eigentlich 
bergbau aus ? Vor einiger Zeit hat Herr Staats- an der Bundesregierung liegen müßte, hier 
sekretär Soronics in einem Referat gesagt : endlich einmal zu zutreffenden, auch für die 
Jetzt ist der Augenblick gekommen, wo die Bergarbeiter akzeptablen Regelungen zu kom· 
Österreichische Volkspartei und die von ihr men. 
repräsentierte Regierung endlich auch für die Meine Damen und Herren ! Ich darf in 
Bergarbeiter zu konkreten Lösungen kommt. diesem Zusammenhang noch einmal auf die 
Jetzt sind wir endlich dabei, daß dafür ge- Ausführungen des Kollegen Neumann zurück­
sorgt. wird, für die Bergarbeiter, die auf Grund kommen. Ich weiß nicht, woher er seine In-
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formationen hat. Ich weiß nicht, wie oft 
er Gelegenheit hat, mit den Bergarbeitern 
zu reden. Ich weiß nicht, wie weit Sie, ver­
ehrter Herr Kollege, darüber informiert sind, 
welche Sorgen die Bergarbeiter im Augen­
blick haben. Bei aller Zurückhaltung darf 
ich Ihnen versichern : Wenn Sie wollen, gebe 
ich Ihnen Gelegenheit, nicht nur mit 200 
oder mit 300, sondern mit allen im öster­
reichischen Kohlenbergbau beschäftigten Ar­
beitnehmern zu reden ! Sie werden feststellen, 
welche Einstellung zu diesen Problemen die 
dort Beschäftigten haben. Allerdings werden 
Sie diese :I!'ragen nicht mit augenblicklichen 
Argumentationen bei der Versammlung einer 
politischen Organisation lösen. 

Ich möchte noch hinzufügen, Herr Kollege 
Neumann : Kontrollieren Sie selbst die 
Situation im Köflacher Revier, kontrollieren 
Sie persönlich, statt irgendwelche allgemeine 
Formulierungen zu treffen, die Verhältnisse 
im österreichischen Kohlenbergbau, und Sie 
werden mit mir der Auffassung sein - wenn 
nicht andere Gründe Sie hindern, diese Auf­
fassung zu teilen -, daß die bisherigen Re­
gelungen im österreichischen Kohlenbergbau 
bei weitem nicht ausreichen, um die Existenz­
sicherung für die dort beschäftigten Arbeit­
nehmer zu gewährleisten. 

Was wir schon mehrmals begehrt haben, 
darf ich hier wieder zum Ausdruck bringen : 
Es geht uns nicht darum, daß nur ein ein­
zelner Betrieb oder ein einzelnes Unternehmen 
eine entsprechende Unterstützung erhält, son­
dern es geht uns darum, daß die verant­
wortliche Bundesregierung im Bereiche des 
Energiesektors endlich zu einer Konzeption 
kommt, die dazu beiträgt, daß die Arbeits­
plätze für die im Bergbau beschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen garantiert sind, 
daß die Reduzierung der vorhandenen Arbeits­
plätze möglichst harmonisch vor sich geht 
und daß konkret dafür Sorge getragen wird, 
entsprechende Ersatzarbeitsplätze zu finden. 
Ich kann mir vorstellen, daß ich in Ihren 
eigenen Reihen, meine Damen und Herren 
der Österreichischen Volkspartei, auf erheb­
lichen Widerspruch stoße, möglicherweise aber 
auch beim Bundesministerium, wenn ich noch 
einmal und deutlich feststelle : Bis dato gibt 
es keine konkrete Maßnahme seitens der 
Bundesregierung, die einer großen Zahl von 
Bergarbeitern entsprechende Ersatzarbeits­
plätze sichern würde. Die Regelung in Tauchen 
hat nichts mit Ersatzarbeitsplätzen zu tun. 

Ich bitte noch etwas zu verstehen - das 
ist für den einzelnen Bergarbeiter , für seine 
Angehörigen und für seine Familie von größter 
Bedeutung - :  Er hat in den letzten Jahren 
ein bestimmtes Einkommensniveau gehabt. 

(Abg. A l tenburge r :  Herr Präsident; gehört 
das zur Tagesordnung ?) Herr Kollege Alten­
burger, ist diese Frage nicht in unmittel­
barem Zusammenhang mit der Tagesordnung 1 
Oder ist die Frage für Sie so unangenehm, 
daß Sie darüber nicht reden wollen 1 (Abg. 
A l t e n b u rg e r :  Ich frage nur, ob es zur Tag68-
ordnung gehört ! Das kann ich doch tun 1) 
Sie haben gefragt, und ich habe mir erlaubt 
zu bemerken, daß es zur Tagesordnung ge­
hört. (Abg. A lt e n burger : Mir ist es nicht 
unangenehm, ich frage nur, ob es dazugehört 1) 
Ich bin nicht Ihrer Auffassung, daß es nicht 
zur Tagesordnung gehört, sondern daß es zur 
Tagesordnung gehört. 

Ich möchte Ihnen nochmalrs sagen : Die 
Einkommensverhältnisl':ie der Bergarbeiter in 
den letzten Jahren haben ein bestimmtes 
Niveau erreicht. Durch den Verlust ihrer 
Arbeitsplätze haben sie derzeit Einkommen, 
die weit unter denen liegen, die sie bisher 
auf Grund ihrer Tätigkeit erhalten haben. 
Sie werden mit mir dieser Auffassung sein, 
Kollege Altenburger , denn gerade für Sie 
als Vizepräsident des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes werden derartige finanzielle und 
sozialpolitische Fragen sicherlich von größter 
Bedeutung sein. (Abg. A l t e n burger :  Ich 
stelle nochmals fest, daß ich nicht ein Des­
interes8e gezeigt, sondern nur gefragt habe, 
ob es zur Tageso1'dnung gehört I - Abg. W e i k­
har t :  Das ist eine provokante Frage, aber 
wir sagen : ja l) Ich habe nicht die Absicht, 
Herr Kollege Altenburger , von hier aus mit 
Ihnen ein persönliches Gespräch zu führen. 
Das können wir dann von Bank zu Bank 
tun, das wird sicherlich leichter sein. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Abschluß. Ich stelle nochmals fest, daß der 
österreichische Bergarbeiter erwartet, daß -
fast in letzter Minute ! - seitens der Bundes­
regierung Maßnahmen gesetzt werden, die 
seinen Arbeitsplatz auch in Zukunft sichern. 
Der Bergarbeiter hat absolut Verständnis 
dafür, daß schwierige Situationen auf wirt­
schaftlichel' Ebene auch an ihm nicht spurlos 
vorbeigehen können. Wenn hier in einzelnen 
übereinkommen und Empfehlungen Maßnah­
men im Zusammenhang mit der beruflichen 
Tätigkeit der Bergarbeiter festgelegt werden, 
so trägt dies nicht nur dazu bei, die Last 
seiner Arbeit etwas zu erleichtern, sondern, 
entsprechend der ärztlichen Betreuung, auch 
die Arbeitskraft des Bergarbeiters möglichst 
lang und uneingeschränkt der österreichischen 
Wirtschaft zu erhalten. 

Die sozialistische Fraktion wird den Empfeh­
lungen, den übereinkommen und auch den 
Entschließungen die Zustimmung geben. Ich 
möchte als letzten Satz sagen : Für den Berg-
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arbeiter in den österreichischen Kohlenbel'g. Um der in der Verfassung der Internationalen 
baubetrieben iAt nicht so sehr die Geschäfts· Arbeitsorganisation verankerten Vorlage. 
ordnung deR Parlaments interessant, nicht so pflicht zn entsprechen, hat die Bundesregierung 
sehr interessant, ob ein einzelner Abge- in der Sitzung des ]\finisterrates vom 20. De­
ordneter der Auffassung ist, daß der augen· zember 1966 beschlossen, dem Nationalrat 
blickliehe Redner tatsächlich zur Tagesordnung den gegenständlichen Bericht zu erstatten. 
spricht oder nicht, für ihn ist interessant ,  Gleichzeitig wurden die beteiligt,en Bundes­
daß die verantwortliche Bundesregierung Maß- minister eingelnden, unter Berücksichtigung 
nahmen setzt, die auch in Zukunft seinen 1 der in Österreich bereits bestehenden Gesetze 
Arbeitsplatz si chern, (Be'i/all bei der' SPÖ.j und Einrichtungen noch weitere zweckmäßige 

Präsident Wallner : Zum 'Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet, Die Debatte ist ge­
schlossen. \rVünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Es ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über jeden der drei Berichte getrennt 
vornehme, 

Maßnahmen einzuleiten, die geeignet sind, 
die Koordinierung der österreichischen Vor­
schriften mit, den Vorschlägen und Anre­
gungen der Empfehlung zu ermöglichen. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeord. 
neten Kabesch und Gertl'ude Wondrack sowie 
die Frau Bundesminister für soziale Verwaltung 
Grete Rehor. Es wurde einstimmig beschlos­
sen, dem Hohen Hause die Kenntnisnahme 
der Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Verhandlungen stellt 
somit der Ausschuß für soziale Verwaltung 

Die beiden A us8chuß e nt s c h l i e ß u n ge n den A n t r a g, der Nationalrat wolle den gegen-
werden e i n8t immig  a n g e n o m me n ,  ständlichen Bericht der Bundesregierung 

Bei de1' get1'ennt durc.hgeführten A bst im­
m u n g  werden die drei Berichte an den National­
mt e i n s t i m m ig zur K e n n t n i s  genommen. 

(375 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vor liegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzu­
führen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
10. Punkt der Tagesordnung : Beschäftigung daher unter einem vorgenommen. 

10. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (375 der 
Beilagen) : Bericht an den Nationalrat über 
die Empfehlung (Nr, 123) betreffend die Be­
schäftigung von Frauen mit Familienptlichten 

(445 der Beilagen) 

von Frauen mit Familienpflichten. Wir gehen in die Debatte ein. Zum Worte 
Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete 

Lola Solar. Ich bitte sie, zum Gegenstand zu Dr . Johanna Bayer, Ich erteile es ihr . 
berichten. 1 Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 

B r 'chte tatt . 
L I Solar ' D A 1 ß (ÖVP) : Hohes Haus ! Meine Damen und Her-e I rs erIn 0 a , er ussc lU . k '  h cl B '  h fu" r soz'al V lt g er m 7 A '1 1967 ren ! Zur DIS USSIOn ste t er erIC t an I e erwa un zoo a . prI 

d N '  1 .. b r . J . 1 965 ' den Bericht der Bundesregierung über die en atIOna rat u e.r ( 1e Im um III 
Empfehlung NI' , 123 in Verhandlung, die von Ge�f von der Allg�memen

.
Ko?-ferenz der Inter-

d 49 T d All . 
K fi natIOnalen ArbmtsorgamsatIOn beschlossene er . agung er gemeInen on erenz . .. . 

d I 
. 1 A b ' . .  Empfehlung betreffend dIe BeschaftIgung von er nternatIOna en r eJtsorgamsatIOn am 

F . F '1 ' H' ht D '  A I 2 J . 
1 965 ' G f d rauen mit ami lenp IC en. lese nge e-. um III en angenommen wur e .  

h "  f" Ö t 
. 

h b d kt 11 gen elt Ist ur S erre10 eson ers a ue , 
In der Empfehlung werden eine Reihe 

von Maßnahmen vorgeschlagen, die geeignet 
sind, Frauen mit Familienpflichten die Aus­
übung einer Berufstätigkeit außer Haus zu 
ermöglichen, ohne sich einer Diskriminierung 
auszusetzen . 

Zur Frage der Durchführung der Empfeh. 
lung wurden Stellungnahmen der in Betracht 
kommenden Stellen eingeholt. Hiebei hat 
die Grundtendenz der Empfehlung die Unter. 
stützung sämtlicher Stellen gefunden. In der 
Frage der Verwirklichung der gemachten An­
regungen und Vorschläge bestehen jedoch zum 
Teil weitgehende Divergenzen . 

denn wie bekannt haben wir in Österreich 
38 Prozent der erwerbstätigen Frauen, die 
verheiratet sind und Familie haben. Es 
ist das ein sehr hoher Prozentsatz im Vergleich 
zu anderen europäischen Staaten. 

Die Ursachen für diese hohe Erwerbstätig­
keit sind vielfacher Art. Vor allen Dingen 
sind es finanzielle Gründe, die Notwendigkeit, 
daß die Frau mitverdient, um einen ange­
messenen oder höheren Lebensstandard zu 
erreichen. Aber dazu kommt vielfach auch das 
berufliche Interesse. Schließlich benötigt die 
Wirtschaft die Arbeit der Frau, sie kann nicht 
auf die Frauen verzichten. 
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Durch die Notwendigkeit, berufliche mit. 
Familienpflichten zu vereinbaren, ergeben sich 
für diese Frauen besondere Probleme. Es 
handelt sich doch um eine zweifache Be.­
anspruchung, es sind größere physische und 
psychische Anforderungen, und leider resul­
tieren daraus manchmal auch gesundheitliche 
Schäden an Organen oder Nerven. Wenn 
eine Frau im Betrieb ist und um ein krankes 
Kind zu Hause Sorge hat, dann wird einerseits 
ihre Mitarbeit im Betrieb leiden und vielleicht 
auch das Betriebsklima dadurch beeinträchtigt, 
und andererseits ist auch das Familienklima 
gefährdet. 

Wir alle kennen das Problem der Schlüssel­
kinder und die Beunruhigung, daß ein Kind, 
welches nicht gut versorgt und umsorgt 
werden kann, schlechte Umwelteinflüsse er­
fährt und dadurch dann vielleicht nicht ein 
so wertvolles Mitglied der menschlichen Ge­
sellschaft werden kann. In der Empfehlung 
steht daher ein Satz, den ich wortwörtlich zitieren 
möchte : "Diese Probleme berühren nicht nur 
die betreffenden Arbeitnehmerinnen, sondern 
auch die Familien und die Gesellschaft in 
ihrer Gesamtheit. Ihnen müsse notwendiger­
weise in einem weiten sozialen, wirtschaft­
lichen und rechtlichen Zusammenhang Be­
achtung geschenkt werden." Ich würde hier 
noch ergänzen : auch in einem kulturellen 
Zusammenhang, denn es handelt sich ja  
darum, daß die Kinder gut lernen, ihre Auf­
gaben machen, in einem ordentlichen Milieu 
aufwachsen, behütet sind, und diese Fragen 
gehen nicht nur die Familie allein, sondern 
die gesamte Gesellschaft an. 

Nach den allgemeinen Feststellungen der 
derzeitigen Lage in dieser Empfehlung der 
Internationalen Arheitskonferenz und nach 
der Feststellung der Problematik für die 
Frau, die Familie und die Gesellschaft folgen 
einige Empfehlungen, die zum Teil in Öster­
reich bereits realisiert sind und zum anderen 
Teil wertvolle Anregungen beinhalten. So ist 
beispielsweise die Sicherung der Allgemein­
bildung, der Berufsberatung und der beruf­
lichen Ausbildung der weiblichen Jug�nd 
sicherlich in einer Art und Weise und in 
einer Form verwirklicht, die uns befriedigen 
kann. Aber auch die Eltern und Erz.ieher 
müssen von der Notwendigkeit dieser allge­
meinen beruflichen Ausbildung überzeugt sein. 
Ich möchte hier auch noch erwähnen, daß 
wir durch gemeinsame Bemühungen den haus­
wirtschaftlichen UnteITicht in den meisten 
Schulen unterbringen und auf dessen besondere 
Bedeutung hinweisen konnten. Die größten 
Probleme · ergeben sich doch, wenn die jungen 
berufstätigen Frauen heiraten und keine 
Ahnung von Haushaltsführung und von der 

Einteilung von Zeit, Geld, Arbeit und Kräften 
hahen. Wenn sie nicht sachgemäß einkaufen 
können und den Wert des Geldes nicht 
richtig abschätzen, dann muß das zwang'1-
läufig irgendwelche Konflikte in der Familie 
hervorrufen. 

In dankenswerter Weise hat die Frau 
Bundesminister für soziale Verwaltung bereits 
Erhebungen über die Teilzeitbeschäftigung 
durchführen lassen, und wir können fest­
stellen, daß eine Förderung der Teilzeit­
beschäftigung gerade in dieser Hinsicht un­
bedingt größten Nutzen hervorbringen könnte . 

Schließlich können wir auch feststellen , daß 
du.rchschnittlich 30.000 Frauen den Karenz­
u rlaub nach der Entbindung in Anspruch 
nehmen und dadurch zumindest im ersten 
Lebensjahr des Kindes die Mögl ichkeit haben, 
für ihr Kind entsprechend zu ::lorgen. 

Weiter wird in der Empfehlung gesagt ,  
daß die Frauen die Möglichkeit haben soUen, 
nach der Entbindung ihren Beruf wieder­
aufzunehmen . Dies ist ja bei uns zum Großteil 
der Fall . Aber ich glaube , daß das auch 
besonders wichtig ist, wenn die Kinder größer 
sind, und hier gibt es doch noch eine ganze 
Reihe von Vorurteilen gegen die Einstellung 
älterer Frauen. Das sind festgefahrene tradi­
tionelle Ansichten, die unbedingt zu über­
winden sind. Gerade die älteren Frauen sind 
oft sehr verläßlich und verantworhmgsbewußt . 
Durch entsprechende Berufsausbildungs- und 
Umschulungseinrichtungen, die ohne Unter­
schied in bezug auf das Alter zugänglich sind, 
sollte ihnen eine Wiedereinstellung in den 
Beruf ermöglicht werden. Das sagt die Emp­
fehlung. Also ohne Unterschied in bezug 
auf das Alter. Wir können nur immer wieder 
feststellen, daß Alter ja wirklich ein relativer 
Begriff ist. Es gibt 40jährige, die schon sehr 
verkalkt sind, und 60jährige, die noch frisch 
und munter einem Beruf nachgehen können. 
Es sind daher wohl andere Kriterien, wie 
Gesundheit, Arbeitsfreude, st.rebendes Be­
mühen und dergleichen mehr, die hier in den 
Vordergrund gebracht werden sollten. 

Es wird in der Empfehlung dann auch 
über die Einrichtungen zur Betreuung der 
Kinder gesprochen. Wir haben in den Städten 
wohl eine ganze Reihe von Kindergärten 
und Kinderhorten, aber auf dem Lande ist 
diesbezüglich doch noch ein Mangel festzu­
stellen. Allerdings gibt es auch nicht überall 
genügend Kindergärtnerinnen, und es wäre 
notwendig, die Zahl der Anstalten für die 
Ausbildung solcher beruflich tätiger Frauen 
noch zu vermehren. Und schließlich müßte 
die Werbung für die Sozial berufe im allge­
meinen noch mehr intensiviert werden, denn 
wir alle wissen ja, daß es sich hier um Mangel-
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berufe handelt und daß wir gerade in diesen 
Sparten unbedingt mehr gut ausgebildete 
Menschen benötigen würden. 

Es wird für die Landgebiete eine flyste­
matische, vor allem in Ortsgemeinden durch­
zuführende Erhebung empfohlen, welche Vor­
kehrungen für die Betreuung der Kinder 
außer halb der Familien benötigt werden. 
Dies ist sicher sehr zu begrüßen, und ich 
würde mich freuen, wenn solche Erhebungen 
systematisch durchgeführt werden könnten. 
Weiters werden ForschlUlgsarbeiten über die 
verschiedenen Aspekte der Beschäftigung von 
Arbeitnehmerinnen mit Familienpfliehten emp­
fohlen. Hier könnte ich mir vorstellen, daß 
man wertvolle Diplomarbeiten und' Disserta­
tionen machen könnte und diese dnrch Stipen­
dien und Preise noch weiter fördern sollte. 

Als zweiter Punkt wird in der Öffentlichkeit 
größeres Verständnis für die Probleme dieser 
Arbeitnehmerinnen gewünscht, um ihnen die 
Erfüllung ihrer Familien- und Berufspflichten 
zu erleichtern. Das wäre ein Appell an Presse, 
Rundfu.nk, Femsehen, Film, also an alle 
Massenkommunikationsmittel, und sicher eine 
dankenswerte Aufgabe, bei welcher alle diese 
Institutionen mitwirken sollten. 

Die Empfehlung, die heute hier besprochen 
wird, bezieht sich nur auf die unselbständigen, 
außer Haus erwerbstätigen Frauen. Ich möchte 
aber doch hinzufügen, daß die Problematik 
der selbständig erwerbstätigen Ehefrauen, der 
Leiterinnen kleiner Gewerbe· und Handels­
betriebe und genauso die Problematik der 
Bäuerinnen nicht außer acht gelassen werden 
darf. Auch sie haben Berufs. und Familien­
pflichten miteinander zu verbinden, sie sind 
doppelt belastet, und ihr Tagewerk währt 
zumeist 12 bis 14 Stunden. 

Ich möchte daher vorschlagen, daß die 
erwähnten Forschungsarbeiten und statisti· 
sehen Erhebungen nicht nur die Arbeit­
nehmerinnen betreffen sollen, sondern daß 
eigene solche Arbeiten auch die anderen 
erwähnten Frauen umfassen müssen, und 
zweitens, daß das erwünsehte Verständnis 
in der Öffentlichkeit, welche� ja in der Familie 
beginnt, besonders auch auf diese Frauen 
ausgedehnt werden müßte. Es ist ihre Leistung 
zu erkennen und anzuerkennen, eine Leistung, 
die oft wenig beachtet und meist nur dann 
bemerkt ,vird, wenn sie einmal infolge Krank­
heit nicht geRehieht. 

Wir können feststellen, daß die Situation 
in Österreich im Vergleich zu weniger ent­
wickelten Ländenl verhältnismäßig gut ist . 
Aber man hat doch manchmal das Gefühl, 
wir leben auch hier in Österreich in einer 
'Yelt der Männer. Ich möchte nun absolut 
nicht in den Verdacht kommen, eine Frauen-

rechtlerin zu Rein. Im Gegenteil : Ich schäl ze 
cl ie Herren der Schöpfung und bewundere 
sie wegen ihrer IntC'lIigenz (Abg. Dr. W i thalm: 
Bravo ! Sehr gut !) , ihrer fachl ichen und sach­
lichen Qualit.äten, wegen ihreR Fleißes und 
wegen ihrer sonstigen hervorragenden Eigen­
schaftell. (Allgemeine Heiterkeit .) 

'Vir haben drei Gewalten, die wir unter­
scheiden : Gesetzgebung, Vel'waltung und 
Rechtsprechung. 

Schauen wir uus jetzt einmal viel­
leicht die Gesetzgebung an. Was 
die Herren für wichtig und notwendig 
halten, darüber wird zehn oder zwölf Stunden 
in diefiem Hause diskutiert. D ie Diskussion 
über diesen TagesordnungRpu,nkt wird nicht 
so lange dauern. (Abg. Dr. Hauser: Das 
w'is8en wir nooh nicht !) Dann ist bei diesen 
Angelegenheiten, die die Herren so besonders 
interessieren, die Journalistenloge voll, das 
Fernsehen beleuchtet sie, und alles ist also 
von größtem Interesse. Bei Frauenfragen ist 
das immer ein bißehen sc hwieriger. 

Dann kommt die Verwaltung. Da wollen 
wir zunächst einm al von der Bundesverwaltnng 
sprechen. 'ViI' können ja mit größter Freude 
feststellen, daß wir erRtmalig eine Frau Bundes­
minister haben, daß sie in ihrem Ressort ein 
Frauenreferat eingerichtet hat, also ein Referat, 
welches sich speziell l1::tit Frauenfragen zu 
befasRen hat. Wir begrüßen es aueh, daß in 
den einzelnen Ministerien familienpolitische 
Referate errichtet wu rden, die ja auch die 
Aufgabe haben, Rolche Probleme in erRter 
Linie zu behandeln . Aber darüber hinaus 
gibt es ja unzählige Verwa1tungsstellen in 
Öt::\terreich, und man hat da manchmal den 
Eindruck, daß bei aller nüchternen Sachlich­
keit die Menschlichkeit vergessen wird. Man 
sollte öfters bedenken, daß doeh eigentlich 
jeder Akt einen oder mehrere Menschen betrifft 
und daß es gut wäre, ihn nicht allzu lange 
liegen zu lassen, sondern vielleicht mit etwas 
mehr menschlichem Empfinden eine Ent­
I'chcidung zu treffen. 

Was die dritte Gewalt, die ReelüRprechung, 
anlangt, meine ich, daß wir auch in Österreich 
etwas mehr weibliche Richter, Staatsanwälte, 
Rechtsanwälte und dergleichen benötigen wür· 
den, die ßpeziell in Jugend-,  Ehe- und Familien­
fragen vielleicht manchmal anders urteilen 
würden. 

Ich erlaube mir noch eine Anregung an 
die Frau Sozialminister. Diese Empfehlung, 
die ,viI' heute hier zur Kenntnis nehmen, 
könnte man auszugsweise abdrucken und, 
ergänzt mit elen Problemen der Frauen von 
Handels- und Gewerbetreibenden und der­
Bäuerinnen, in vielen tausenden Exemplaren 
an alle Dienst.stellen und Organisationen, an 
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Informat ionl';zentren, an die Pres8e und an 
den Rl1ndfunk sendell . 'Vir hahen dann 
llllf d ie Hoffnung, daß das auch irgendwie 
heaehtet wird. EH wäre auch gar nicht Rf'hlec lll , 
wenn diese Empfehlullg irgend wo im Parlamen! 
möglichst groß t1 'li.,ge"b ä'l gt würde. 

Obzwar die Fra,w:n i ' i  Ll :jller FrD kt i on in 
<leI' "YIinderheit !:lind, darf ich doch für die 
Gesamtheit feststellen , (lfl ß  wir elen Bericht 
gerne zur KeIlnl nitl l l�·hl i !L' i l. (H> i}lll bc : der 
O VP.) 

wir wieder einmal zur vorgerückten Stunde 
unter einer gewissen nervösen Stimmung im 
Hanse über dieses für uns und für die hundert­
taüsenden berufstätigen Frauen in Österreich 
wichtige Thema zu reden haben. (Abg. 

, Kulhanek :  Wer ist nervös ?) Na ja, 
vielleicht ! Wenn man so ein bißchen 
hineinhört , findet man den einen oder 
den anderen, der schon an seine nächsten V cr­
pfikhtungen denkt und es daher · gar nicht un­
gern sehen würde, wenn die Beratungen über 
diesen Tageflordnungspunkt nicht allzu lange 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet dauerten. Aber vielleicht habe ich mich ge­
hat sich die Frau Abgeordnete Rosa Weber. täuscht. Dann würde ich mich außerordentlich 
Ich erteile es ihr. darüber freuen, denn ich bin ja, wie gesagt, der 

Ab I R W
b

SPO" 
H 

1 . "JileinUl lg und mit mir sicherlich viele Abge-geonluete osa e er ( ) : 0.1'.' '; ' I  . d ·  H d ß . h . H ' M ' D d H ' D  N t
" • on 11ete m Iesem ause, a man SIC III aus . em� amen un

. �rrell . er a 10 - I Österreich, in einem Land mit einer so starken l inl rat hat SICh heute mIt emer Empfehlung, I F 1 h··ft· 
. 

h d m't d '  n . . . . .  rauen )esc a 19ung, emge en er I lese 1 
bet reffend Frauen mIt Famlhenpfhchten, zu · F 1 · 1 f II d d ß k . 
b f d "  . S '  b h" h b 1964 

ragen -(reIS )e assen so te un a es eme e asse n, le, WIe le e en ge ort a en, b G I I '  d 'b I r B h d 
. G '  f d I t t ·  1 A b ' . 

essere e egen leit azu gl t a s ( le e an -m 
. 

en . 
von er n erna IOna en r eItsorgam- lung die�er Empfehlung . 

RatIOn In erRter Lesung behandelt und 1965 
In du!! Bericht des Internationalen Arbeits­

amtes ist festgestellt worden , daß die Frauen­
arbeit in der ganzen Welt an Bedeutung gewinnt. 
Als Ursache wurde dargelegt, daß die gesell­
schaftliche Stellung der Frau sich grundlegend 
gewandelt hat, daß die Frau in den allermeisten 
Staaten der Welt zur gleichberechtigten Staats­
bürgerin geworden ist und daß man sich be­
müht, ihr die gleichen Rechte zu geben, wie 
sie auch den männlichen Staatsbürgern auf 
allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens 
offenstehen. 

Ich darf daran erinnern, daß in der Erklärung 
der Menschenrechte der Vereinten Nationen 
diesem Gleichheitsgrundsatz erneut Bekräfti­
gung gegeben worden ist, indem dort gesagt 
und geschrieben wurde, daß der Glaube an die 
Würde und den Wert der menschlichen Person 
und an die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau erneut in den Vordergrund gerückt wird. 

drj,}ln einstimmig, ohne Gegenstimme, beschlrm­
:-;Cl l worden i�t. Dieses Ereignis ist in Genf 
Heinerzeit entsprechend gewürdigt worden, 
denn es ist das erste Mal in der jahrzehntelangen 
Geschichte dieser weltweiten Organisation -
sie besteht durchgehend seit dem Jahre 1919 
und ist c1reigliedrig zusammengesetzt , wie Sie 
wissen werden, nämlich Regierungsvertreter 
beraten sich mit Arbeitgeber- und mit Arbeit­
nehmervertretern -, daß man sich der V,'auen­
fragen angenommen hat , Es war ein eigener 
Tagesordnungspunkt,  der unter dem Titd 
"Die arbeitende Frau in einer sich wandelnden 
'Welt" gestanden ist. Dieses Thema hat wirklich 
ein weltweites Echo gefunden, und in sehr 
vielen Mitgliedstaaten, so auch in Österreich, 
sind Referate, Enqueten über dieses Thema 
abgehalten worden. Den Delegierten 
der einzelnen Länder stand ein aus­
führlicher Bericht als Unterlage für die Be­
ratungen zur Verfügung, der sich in zwei Teile 
geteilt hat. Er hat die allgemeine Situation der Der zweite Grund, warum man sich nun 

endlich nach etlichen Anläufen in der Inter­arbeitenden Fra.u dargelegt, er hat die Entwick-
hmg;.;tendenzen skizziert, die zu erwarten sind, und er hat sich im zweiten Teil dann im beson­
deren mit den Frauen, die Familienpflichten zu 
erfüllen haben, befaßt. 

Die Tatsache, meine Damen und Herren, 
daß sich diese große Organisation, der gegen­
wärtig " 1 1 5 Mitgliedsorganisationen angehören, 
mit dem Thema "Frauenarbeit" beschäftigt 
hat, sollte wohl auch für den österreichischen 
Nationalrat ein Anlaß sein, sich einmal aus­
führlicher mit diesem komplexen Problemkreis 
zu beschäftigen. 

Ich möchte meiner Vorrednerin, der Frau 
Abgeordneten Dr. Ing. Bayer, ganz beipflichten, 
·die gemeint hat, daß es bedauerlich ist, daß 

nationalen Arbeitsorganisation mit dem Pro­
blem beschäftigt, ist, daß die Bedeutung der 
Frau im Wirtschaftsleben wächst, und zwar im 
weltweiten Maßstab. Wir haben interessante 
Angaben über den Stand und den Entwicklungs­
trend in allen Erdteilen bekommen, und es 
wird das Hohe Haus sicher interessieren, daß 
im Weltmaßstab 27 Prozent der weiblichen 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter berufs­
tätig sind. 33 Prozent der Berufstätigen sind, 
im Weltmaßstab gesehen, Frauen. Natürlich 
gibt es entsprechend dem Stand der wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung in den 
einzelnen Regionen große Unterschiede. Den 
höchsten Frauenanteil kann man in der 
Sowjetunion feststellen, wo nicht weniger als 
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41 Prozent der weiblichen Bevölkerung berufs- notwendig den Vater braucht, wie es die Be­
tätig sind und 48 Prozent der Berufstätigen sich treuung der Mutter haben sollte. 
aus Frauen zusammensetzen. Jedenfalls, meine Damen und Herren, glaube 

Der Gegenpol hiezu ist Lateinamerika mit ich , daß wir uns darin einig sind - und das ist 
einem niedrigen Anteil.  Dort sind nur 14 Pro- auch in den Worten meiner Vorrednerin ange­
zent der Frauen berufstätig, während die klungen -, daß die Frau im Berufsleben im 
Frauen 20 Prozent der Berufstätigen stellen. Hinblick auf ihre Aufgaben als Mutter ganz 
Westeuropa liegt in der Mitt e mit 29 Prozent besonders geschützt werden soll und daß man 
der weiblichen Bevölkerung als Berufstätige diesen Schutz nicht als Vorwand für eine Dis­
und mit einem Frauellanteil an Beschäftigten kriminierung auf anderen Gebieten nehmen 
von 33 Prozent. Österreich liegt innerhalb West- so11 .  
europas i n  einer SpitzenpoAition. Aus dieser Auch ich habe mir einen Satz hier vorgemerkt, 
Situation des starken Anteils der Frauen am den die Frau Abgeordnete Dr. Bayer erwähnt 
Wirtschaftsleben, am Beruf"llehen stellt das hat, denn es wurde auch ebenso einstimmig eine 
Internationale Arbeitsamt fest, da ß, obwohl Resolution angenommen, in der es heißt, daß 
diese große Bedeutung ja nicht in Abrede ge- der Mutterschutz eine Verpflichtung der Gesell­
stellt werden kann, trotzdem die au ßerhäuf'liche . schaft ü;t und nicht die Ursache einer Diskrimi­
Berufstätigkeit der Frau immer noch als I nierllng auf anderen mit der Beschäftigung von 
problematisch angesehen wird null daß die \ Fra,ueu zusammenhängenden Gebieten bilden 
Frauen einer gewissen Diskriminierung ausge- darf. 
setzt sind, nicht nur in den Entwicklungs- Meine Damen und Herren ! Leider sind wir 
ländern, wo diese Diskriminierung anßerordent- noch nicht in der glücklichen Lage, feststellen 
lieh stark ist, sondern sogar auch in alten Demo- zu können, daß es keine Diskriminierung der 
kratien. Man versucht nun, die Gründe hiefür Frauenarbeit in Österreich gibt. Wir haben 
ausfindig zu machen. Man erklärt Rieh das so , zwar das Internationale Übereinkommen über 
daß eben die gesellschaftliche Gleü·hherechti- die Gleichheit des Entgelts bei gleichwertiger 
gung der Frau noch relativ jung ist. Der erste Arbeit ratifiziert, das im Jahre 1951 in Genf 
Ruck in dieser Richtung ist nach dem er�ten beschlossen worden ist, aber in der Praxis 
Weltkrieg vor sich gegangen, der zweite große _ das wissen wir ganz genau - ist es noch 
Sprung in der Erreichung der !'-!taatsbürger- nicht überall durchgesetzt. Vielleicht können 
lichen Rechte der Frau war nach dem letzten wir davon reden, daß wir nahe daran sind, 
Weltkrieg, sodaß mall alRo hier d och noch den Grundsatz "Gleicher Lohn bei gleicher 
davon sprechen muß,  daß alte Vorurteile zu Arbeit" in Österreich verwirklicht zu sehen, 
überwinden sind . ' ob"'ohl ich glaube, daß das auch eine sehr 

Zum zweiten gibt es noch nicht genügend 
gesellschaftliche Vorkehrungen, ulll eH der Frau 
zu ermöglichen , Berufs- und Familienpfliehten 
miteinander zu vereinbaren. Diese beiden 
großen Rollen der Frau in der Familie und in 
der Wirtschaft waren einmal, als Produktions­
stätte und Wohnstätte sich am gleichen Ort. 
befunden haben, völlig unproblematisch und 
sind als für die Familie und für die Gesellschaft 
selbstverständlich, lebensnotwendig angesehen 
worden. Die beiden Tätigkeitsbereiche, die 
Berufstätigkeit und die Pflicht, die Familie zu 
versorgen, stoßen sich heute. 'Vir wissen, daß 
Männer wie Frauen sich daran gewöhnen 
werden, daß eine Gleichberechtigung der 
Geschlechter herrscht, aber wir wissen auch, 
daß die biologische Funktion der Frau bestehen 
bleibt und daß sie mehr Aufgaben in der Familie 
hat beziehungsweise daß sie von den Familien­
pflichten !'-!tärker in Anspruch genommen wird. 
Ich muß hier auch feststellen, daß darüber wohl 
kein Zweifel bestehen kann, da ß Zlmr in einem 
bestimmten LebellsaIt.er die Mutter für das 
Kind wichtiger ist als der Vater, daß aber nach 
dieser Periode im Leben des Kindes das Kind 
für die Erziehung und für die Betreuung ebenso 

optimistische Einschätzung ist . Auf gar keinen 
Fall haben wir das Problem gelöst, das uns 
von der Internationalen Arbeitsorganisation 
aufgegeben worden ist und 'wozu wir uns 
durch die Ratifizierung dieses Übereinkom­
mens verpflichtet haben. Es ist noch nicht 
gelungen, auch die gleichwertige Arbeit ebenso 
gleich zu entlohnen . 

Meine Damen und Herren ! Es gibt ein sehr 
wichtiges Übereinkommen , das sich gegen 
die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 
wendet. Dieses Internationale Übereinkommen 
ist 1958 auch mit den Stimmen der österrei­
chischen Vertreter in Genf bei der damaligen 
Internationalen Arbeitskonferenz beschlossen 
worden. Aber es ist bisher noch nicht gelun­
gen - heute hat mein Fraktionskollege 
Pansi schon davon gesprochen -, dieses 
Internationale Übereinkommen zu ratifizieren. 
Und das hat sich in Genf in bezug auf unseren 
Ruf als fortschrittliches Land bereits sehr 
ungünstig ausgewirkt. Östt'J'l'eich hat dort 
seinen Ruf auf diesem Gebiet nicht wahren 
können. Ja im Gegenteil, man empfindet es 
nicht als Ruhmesblatt für Österreich, daß wir 
dieses wichtige übereinkommen nicht ratifi-
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ziert haben, und wir haben schon einen Son­
derbeauftragten des Internationalen Arbeits­
amtes hier in Österreich gehabt und mußten 
Rede und Antwort stehen, warum denn 
dieses Internationale Übereinkommen nicht 
ratifiziert worden ist. Diese Delegation hat 
sich sowohl an die Regierung gewendet wie 
an die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorgani­
sationen, und man hat die Befürchtung aus­
gedrückt, daß die Tatsache, daß wir nicht 
ratifizieren, doch damit zusammenhängen 
könnte, daß man in Österreich nicht nur nach 
dem Geschlecht und nach dem ]i'amilienstand 
eine Unterscheidung durchführt - wie e8 
mit dem heutigen Gegenstand im ZUf:lammen­
hang steht -, sondern daß in Österreich auch 
eine Diskriminierung aus religiösen oder ras­
sischen Gründen vorhanden ist. Und das ist 
es, was unser Ansehen in der Welt auf das 
ärgste schädigt. 

Es gibt auch noch ergänzende Empfehlun­
gen, meine Damen und Herren, über ein 
wichtiges Gebiet im Zusammenhang mit der 
Frauenarbeit, nämlich über die Berufsausbil­
dung. Diese Empfehlung wendet sich ebenfalls 
gegen die Diskriminjerung auf diesem für das 
Berufsleben so wichtigen Gebiet, und man hat 
es in der Intel'nationalen Arbeitsorganisation 
als notwendig und als richtig erachtet, eine 
eigene Bel'atergruppe zu bilden, die in regel­
mäßigen Abständen zusammenkommt und 
die Fragen der beruflichen Ausbildung der 
weiblichen Jugend und der Frauen vorzube­
raten hat. 

wird der umgekehrte Schluß gezogen und wer­
den verschiedene moderne Einrichtungen, fort­
schrittliche Haltungen, die · wir in Österreich 
haben, dafür verantwortlich gemacht, daß 
nun die Frauen in einem so hohen Maße im 
Wirtschaftsleben stehen, und es wird daran 
natürlich auch die Befürchtung geknüpft, 
daß diese Frauen, die ihren Familien nun 
nicht mehr zur Gänze zur Verfügung stehen, 
ihre mütterlichen und familiären Pflichten 
vernachlässigen. Aber wenn Sie nun hören, 
meine Damen und Herren - das sind Zahlen 
öffentlicher Statistiken -, daß 1890 46 Pro­
zent der weiblichen Bevölkerung berufstätig 
waren, während es 1961 nur mehr 36 Prozent 
waren, wenn Sie in Vergleich setzen, daß 
1 890 42 Prozent der Berufstätigen Frauen 
waren und 1961  40 Prozent, dann können 
wir doch die Behauptung nicht mehr aufrecht­
erhalten und können sie nicht unwider­
sprochen lassen, daß sich die Frauenberufs­
tätigkeit in den letzten Jahrzehnten sprung­
haft hinaufentwickelt hätte. Genau das Gegen­
teil ist der Fall . 

Es gibt wohl innerhalb der Berufstätigen 
eine Entwicklung, die es vielleicht schwerer 
möglich macht, Berufs- und Familienpfiichtell 
miteinander zu vereinen, denn es besteht der 
Trend, daß die Zahl der unselbständig erwerbs­
tätigen Frauen zunimmt, hingegen die Zahl 
der selbständig und mithelfend berufstätigen 
Frauen kl€\iner wird. 

Ich glaube, daß wir uns darüber im klaren 
sein müssen, daß die berufstätigen :Frauen 

Ich glaube, auch wir in Österreich hätten einen berleutenden Anteil an der Wertschöp­
alle Ursache, un� mit diesem Thema ausführ- fung in Österreich haben und daß wir es den 
lieh zu bcschäftjgen. Ich weiß nicht, ob es berufstätigen Frauen mit verdanken, daß wir 
dem Hohen Hause bewußt ist, daß wir erst in einer verhältnismäßig kurzen Zeit die Fol� 
die Hälfte der weiblichen Jugend einer Berufs- gen von Krieg und Besatzungszeit überwinden 
ausbildung zuführen - etwas mehr als die konnten. Wir sind uns doch auch darüber im 
Hälfte -, und das ist schon ein großer Fort- , klaren - es ist schon hier an diesem Platz 
schritt gegenüber 1951 ,  wo man bei der letzten ausgedrückt worden -, daß der etwas bessere 
Volkszählung feststellen konnte, daß man nur Lebensstandard in Österreich doch auch darauf 
ein Drittel der weiblichen Jugend einer Berufs- zurückzuführen ist, daß verhältnismäßig viele 
ausbildung zuführte. Ich glaube, das ist doch Frauen mithelfen, das Familieneinkommen 
ein bedauerlicher Zustand, der nur dazu füh- zu verbessern und damit den Lebensstandard 
ren kann, daß wichtige Begabungen, die auch ihrer Familie zu erhöhen. In dem Zusammen­
in der weiblichen Jugend vorhanden sind, hang sei übrigens vermerkt, daß es unver­
unentwickelt bleiben und der Gesellschaft ständlich ist, daß · man bei der ' Erfassung der 
verlorengehen. Werte des Volkseinkommens die Hausfrauen-

Ich habe schon darauf hingewiesen, meine arbeit völlig unberücksichtigt läßt. Man stellt 

Damen und Herren, daß Österreich ein Land zwar den .Mietwert der Eigentumswohnungen 

mit einer starken Frauenbeschäftigung ist, in Rechnung, aber die bedeutenden Leistun· 

daß wir da eine Spitzenposition in der west- gen, die die Frauen als Hausfrauen vollbrin-

II'eh W lt . h Ab das 'st n'cht gen, vielfach noch neben ihrer Berufstätigkeit, en e emne men. er I I 
h . . d Y lk . k h etwas, das sich etwa erst in den letzten Jahr- �.c emell m

. 
er 0 sem ommensrec nung 

zehnten entwickelt hätte, sondern in Öster- I ubel'haupt lllcht auf. 
reich hat es traditionell eine hohe Frauen- ,: Wenn ich mir die vergangene Entwicklung 
beschäftigung gegeben - und im Gegenteil, und den Stand der Frauenarbeit vergegen­
gie ist sogar etwas zurückgegangen. Sehr oft i wärtige, meine ich, daß wir auch in Zukunft 
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die fleißigen Frauenhände b

. 

rauchen werden, I kerungsgruppen zn berückslchtigell, aher man 
denn wir haben in den vergangenen Monaten vergißt darauf, daß eine beruü.;tätige Ehefrau 
wiederholt von der Notwendigkeit gesprochen, SpeRell Imd Kosten hat , die i hr daraus ent­
daß das Wachstum des Sozialproduktes wieder I stehen, weil beide Ehet.eile berufstätig sinc1 .  
beschleunigt werden muß und daß dieses I Ich glallbe, in Anbetracht des wirtschaft­
wachsende Sozialprodukt die Voraussetzung lichen und auch des gesellschaftlichen Wertes 
dafür ist, daß wir a11 die Aufgaben, die die der Frauenarbeit wäre es doch angebracht , 
neue Zeit an uns stellt, auch erfüllen können. daß man au ch diesen Umstand berücksichtigt 
Wir wissen, daß zum Wachstum des Sozial- I uud diet'en Frauen eine entRprechende Absetz­
produktes zwei Faktoren notwendig sind : ein I möglichkeit giht , 
Zuwachs an Arbeitskräften und eine Steige­
rung der Produktivität der Arbeit. 

'Wenn wir über die Probleme der Frauen 
mit Familienpfiichten reden, dann denken wir 

Wir wissen ganz genau und wir können es nat ürl ich vor allem an Frauen, die auch Kin­
nicht übersehen, daß das rasche Wachstum der zu het.reuen habell . Glauben Sie nicht, 
des Sozialproduktes nach dem Krieg auf die meine Damen und Herren , daß selbst in einer 
großen Arbeitskraftreserven, die in Österreich I Zeit des Hteigellden Lebensl'ltandardF! dieser 
vorhanden waren, zurückzuführen ist. Wenn Anteil nicht. bedeutend wäre oder nicht viel­
wir die Produktivität steigern wollen, werden I leie ht noch zll11ähme ! N ach der letzten Volks­
wir einen ganz beträchtlichen Kapitaleinsatz zählung it'lt mehr all'; ein Viertel der heruf.;;­
leisten müssen, wir werden investieren mtis- tätigen Frauen mit der Bet.reuung von Kindern 
sen, und aus diesem Grund werden wir auf nnter 1 4 Jahren befaßt. Diese Entwicklung 
die Mitarbeit der Frauen nicht verzichten sehen v.-ir nicht nur in Österreich, sondern 

können. 11.11('h in Ländern mit einem weHentlieh höheren 

Wir werden aber auch , m eine Damen und 
Herren , in Zuknnft sicherlich die Mitarbeit der 
Frau mit Familienpfiichten haben , Wir können 
dem Bericht de;� InternatiOIwlen Arbeitsamtes 

Lebells�t.andard, so zum Beispiel in den Ver­
einigten Staaten, wo sich im Jahrzehnt 1951 
his 1 96 1  die Mütteraroeit um nicht weniger 
als 67 Prozent erhöht hat . 

entnehmen, daß die Zahl der verheirateten Die yorliegende Empfehlung , meine Damen 
Frauen, die einer BerufRtätigkeit nachgehen, und Herren , verdient daher unsere Beach­
zunimmt. Die gleiche Entwicklung gibt es tung - i(;h komme 1..11 meinem Am;gangl:l-
in Österreidl. punkt zurück -, und wir sollen sie zustim-

Ich da t' · 111'o.r I' Z hl f" h " ' münd zur Kenntnis nehmen. 1-\rir sollen aber r '- nur zwe a en an u t Eil . I " r " 
1111 J hr 1 0 - 1  3 9  P .. 1 b f , : ' l l'ht nur dIe Empfehlung zur h .. ennrms neh-a e .1i) ,',aren - rozeuu ( Cl' eru. , :�- : . " . , 
ta "tl' F h '  t t 1961 I me n ,  sondern hier m015hte Ich wlcder nnter-gen rauen ver Olrn e , waren eß . . 
SChOll 47 P 0 . ,t H' ' t  

. 
d 

. t s t I Htrelchell, was schon gesagt. worden IRt, : . r ZE'l , . !er U:l ' 'Vte er In ,eres. an " I  T ' . "  , 
,. l' . h d'  'ur t f d' 

. 1 G " Ir sollten alles daraw;etzen, um dIe m dIeser .v e SIC leSe \'v er e au Ie eInze Hen .:�TUI) - I , •• 
P n b f' t " t '  F ft '1 D ' Empfehlung erstattet€n Vorschlage auch tat -e von eru 8 a lgen rauen au el e n .  er : " , .. , 
höchste Anteil ist selbstverständlich bei elen saehlwh zu verwIrklIchen, 

mithelfend erwerbstätigen Frauen zU finden : In der Präambel der Empfehlung wird 
dort sind 72 Prozent verheiratet ; bei den festge�tellt - und das ist eine Feststellung 

selbständig erwerbstätigen Frauen sind 54 Pro- rl!eser \�'e1t w�itel1 Organisation, wie ich noc
.
h 

zent verheiratet,  und bei den l.111selb,:,Uindig emmal 111 Ermuerung rufen muß �l daß (he 
Erwerbstätigen ist der Anteil am klehl�t en, außerhäuslich berufstätigen Fmuen einen 
er liegt bei 36 Prozent . Wir sehen, daß hier wesentlichen und ullerläßlichen TeH �er 
ein bedeutender Anteil der Arbeit VOll Frauen enverhstätigen Bevölkerung bilden, daß VIele 
geleistet wird. die neben ihren Berufspflich- dieser Fraueu Familien- und Berufspflichten 
ten auch noch ihre Familie zu hetreuen haben, miteinander vereinbaren miisKen und daß die 
und i ch habe den Eindruck, daß man diesen Prohleme dieser Frauen nicht nur ihre eigenen 

Frauen für die willig übernommene Doppel- sind, sondern daß es sich hier vielmehr um 
belastung viel zuwenig dankt. Probleme der Familie und der Gesellschaft in 

Erst in den letzten Wochen und Monaten ihrer Gesamtheit handelt.. Es wird weiter 

ist wieder das häßliche Wort von den ; ,Doppel- festgestellt, daß ein ständiger Hozialer Anpas­

verdienern" aufgetaucht , und man meint damit sungsprozeß not.wendig ist, um diese Pro­

das berufstätige Ehepaar. Man hat in der bIeme im Interesse aller Beteiligten ZU lösen. 

Vergangenheit - und man tut das auch in Ich darf fe;.;tHtellen , daß meine Fraktion 
der Gegenwart - berufstätigen Ehefrauen diese Empfehlung zustimmend zur Kenntnis 
Vorwürfe gemacht, und man berücksichtigt nehmen wird. Aber ich glaube, wir sollten 
sie auch nicht bei der Steuerreform, die jetzt darüber hinaus hier heute auch zum Aua­
allenthalben mit Recht diskutiert wird. Man druck bringen, und ich möchte das für meine 
denkt zwar daran, verschiedene andere Bevöl- Fraktion tun, daß wir es für notwendig erach-
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ten, diesen Fragen mehr Augenmerk zu 
schenken. Wir sollten die Regierung auffor­
dern, einen Bericht über die wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Situation der österrei­
chischen Frauen zu erstellen. Wir sollten an 
die Regierung das Verlangen richten, dem 
Parlament einen solchen Bericht zur Diskus­
sion vorzulegen. 

Ich darf daran erinnern, daß unser Nachbar­
land, die Bundesrepublik Deutschland schon 
vor Jahren dieses Unternehmen gestartet 
hat. Der Bundestag hat einen Fachleutekreis 
beauftragt, diesen Fragenkreis zu überprüfen, 
Unterlagen z.u sammeln und dann einen Bericht 
zu erstellen, der im Bundestag einer eingehen­
den Diskussion unterzogen werden wird. Nach 
dieser Diskussion soll erwogen werden, auf 
welchen Gebieten und durch welche Maß­
nahmen bestehende Mängel bef5eitigt werden. 

Ich bitte das Hohe Haus, nicht nur den 
Bericht z.ur Kenntnis zn nehmen, sondern 
auch mit uns dafür einzutreten, daß sich die 
österreichische Bundesregierung mit den Pro­
blemen der Frauenarbeit in Österreich, mit 
den Problemen der österreichischen Frauen in 
ihrer Gesamtheit näher befaßt. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat 81Ch die Frau Abgeordnete Gerb'ude W on­
drack. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Gertrude Wondrack (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Ich 
kann es mir ersparen, auf das Grundsätzliche 
dieser Empfehlung einzugehen, aber ich möchte 
doch einige Bemerkungen dazu machen, und 
zwar gerade im Hinblick auf jene Ausführun­
gen, in denen es sich um das direkte Leben der 
berufstätigen Frau mit Familienpflichten 
handelt. Ich möchte die Aufmerksamkeit des 
Hohen Hauses darauf richten, daß die Frauen, 
die einer Berufstätigkeit nachgehen, neben 
ihrer Berusftätigkeit einen Haushalt zu ver­
sorgen haben und Kinder im schulpflichtigen 
oder manchmal sogar im vorschulpflichtigen 
Alter haben, einer ganz besonderen Belastung 
ausgesetzt sind. Ich glaube, es liegt im Interesse 
aller Staatsbürger dieses Landes, daß wir 
gemeinsam dafür sorgen, daß für die heran­
wachsende Jugend vom Kleinkind bis zum 
Erwachsenen entsprechende Vorsorge getroffen 
wird, daß diesen Menschen der entsprechende 
Schutz und alle Entfaltungsmöglichkeiten 
geboten werden. 

Ich denke daran, daß die Gesellschaft immer 
wieder feststellt, daß man auf die Frauenarbeit 
in Wirklichkeit nicht mehr verzichten kann, 
auch wenn man manchmal Sonntagsreden 
hält, in denen man sagt, die Frauen sollten 
lieber bei den Kindern, in der Küche und 
zu Hause bleiben, wobei aber gleich im 

nächsten Satz festgestellt wird, daß man leider 
auf die Arbeit der Frauen nicht verzichten 
kann, weil sie eben aus dem modernen Wirt· 
schaftsleben nicht mehr wegzudenken ist. Ich 
glaube, daß man dann auch die Forderung auf. 
stellen kann, daß für diese berufstätigen Frauen 
entsprechende Vorkehrungen für die Kinder 
getroffen werden. 

Es wird in diesem Übereinkommen und es 
wurde in der Internationalen Arbeitskonferenz 
ganz besonders betont, daß Einrichtungen zur 
Betreuung der Kinder geschaffen werden sol­
len, Einrichtungen, die besondere Normen er­
füllen sollen, wobei man auch auf die Aus­
bildung des Personals besonders Bezug nimmt. 
Ich möchte für meine Fraktion ganz besonders 
unterstreichen, daß erstens einmal unsere 
Kinder in die Hände von bestausgebildeten 
Erziehern und Betreuern gegeben werden 
sollen und daß es nicht genügt, einmal eine 
solche Ausbildung genossen zu haben, sondern 
daß wir daran interessiert sein müssen, daß 
eine ständige, eine ununterbrochene Weiter­
bildung dieses Personenkreises, dem die Kinder 
in die Hand gegeben werden, erfolgt. 

Aber wir wissen auch, daß wir, um der Frau 
die entsprechende Möglichkeit zu geben, ihre 
Aufgabe als Berufstätige, aber auch ihre Auf­
gabe in der Familie zu erfüllen, verlangen 
müssen, daß die weibliche Jugend bestens aus­
gebildet wird, denn das ist die Grundlage für 
alles Weitere, was wir uns vorstellen. Ein 
Mensch, der eine grundlegende Berufsaus­
bildung hat, wird wahrscheinlich unter Um­
ständen auch eine größere Zeitspanne hindurch 
pausieren können und dann leichter wieder die 
Eingliederung in die Arbeit finden. 

Ich möchte an dieser Stelle eine kleine Be­
merkung zu meiner Vorrednerin Frau Dr. Bayer 
machen. Wir begrüßen es sehr, daß die Mädchen 
in der Haushaltführung unterrichtet werden, 
aber ich muß sagen : Ich für meinen Teil wäre 
sehr dafür, daß auch die Burschen eine ent­
sprechende Ausbildung bekommen, denn es 
könnte auch den Männern nicht schaden, wenn 
sie diese Arbeit verstehen würden. (Heite1'­
keit.) Das ist gar nicht so zum Lachen, es ist 
manchmal bedauerlich, wie hilflos ein Mann ist, 
wenn ihm plötzlich die Frau nicht mehr alles 
herrichten kann. Es würde das Selbstbewußt­
sein der Männer wahrscheinlich ein bißehen 
heben, wenn sie nicht so hilflos wären. (Abg. 
Mit  t e r e r :  Wem sagen Sie das ?) Sie sollten 
sich eigentlich dafür sehr einsetzen, daß die 
Burschen und die Buben in der Schule das 
lernen. Sie sollten es nicht ablehnen. Das wäre 
viel besser. (Zwischem·uJe.) 

Aber ich möchte etwas anderes hinzufügen. 
Ich denke an die Einrichtungen der Nach- und 
Umschulung, die wir in unserem Lande haben. 

51. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 66

www.parlament.gv.at



Natioualmt Xl . GP.  - 5 1 .  Sitzung - 1 2 .  April 1 967 4 1 19 

Gertrude Wondrack 
Frau �finister !  'Vir kennen das im besonderen. stehende Frauen ihre Kinder bestens erzogen 
Ich darf das so sagen, In unserer Gewerkschaft haben und ihnen durch ihre Berufsarbeit hohe 
haben wir immer mit diesen Dingen zutungehaht, Ausbildungsmöglichkeiten bis zum Studium 
und wir mußten feststellen, daß Frauen, die geboten haben. In 'Virklichkeit müßte die 
eine Zeitlang aus dem Berufsleben ausscheiden, Gesellschaft diesen Frauen ganz besonders 
unter Umständen ihre berufliche Qualifikation dankbar sein und sie anerkennen und nicht 
verlieren oder zum Teil einbüßen, Das Leben diskriminieren. 
der Frauen besteht nun einmal aus verschiede- I h h b I h '  B·tt· die Frau 

�b h ' W" I d M '  cl ß e a e aue 1 110e eme l e  an . 
n�n �1 ' sc n

F
ltten, Ir SIllC ,  C: 

I 
' e

l
lIlU1��, ,al

" !  Ylinister. Es wurde die Frage der Teilzeit-WH' ( lesen rauen, wenn SIe SIC 1 c er L' amI Je i b S h"ft ' I 'tt I h mo"chte dazu . , . .  . e e a Igung angesc 1m en. c geWIdmet haben und dann 111 den Beruf zunIck- . W t s D ' T 'lze'tbe . nur eIn paar 01' e agen. le Cl I -
�ommen wo�len, dIe Chance ge?en sollen, ?aß schäftigung birgt auch bestimmte Probleme. SIe  durch eme Nachschulung Ihre berufhche J H ' D  K d 'bt s ke'n Kopf-Q l'fi ' , d . 1 .. T ' a, en r . ummer, a gl e 1 ua I ka�lOn WIe er erreIChen . wnnen, " Ir I schütteln. 'Venn man in der Industrie tätig stellen mIt Bedauern fest, daß dle bestehenden I . t d d' Akk d- d Pra"m'enarbeit der E' . 1 T '1 ' h .. k d I IS un Ie or un 1 
. ll�l'l� 1t�mgen Z;�

l 
�I :ll1g�s� ran � .w� e� , I Frauen kennt (Abg. Dr, Kum m e r :  Darüber Ja ( a  WIr sogar a e 1a en.'. m enen Ie ac 1- kann man reden !) , dann weiß man, daß in Halb-und Umschulungswel'ksta.tten geschlossen t b 't d ' T 'I 'tb h " ft' t 1 agsar Cl un 111 el ZCI e!;w a Igung un er 

wen eu. Umständen Überforderungen erfolgen, weil die 
In diesem Übereinkommen wird darauf hin- Frauen in der Zeit, in der sie am leistungs­

gewiesen, daß den besonderen Bedürfnissen fähigsten sind, nämlich am Vormittag, im 
der Arbeitnehmerinnell Rechnung getragen Betrieb sind und unter Umßtänden weit höhere 
werden soll. Ich glaube, daß auch diese Nach- Leistungen erbringen, und z" 'ar mit wenig 
und Umschulungsmöglichkeiten unter anderem Rücksicht auf ihre Gesundheit und auch kaum 
solche besonderen Bedürfnisse der Arbeit- mit Rücksicht auf ihre Arbeitskolleginnen, die 
nehmerinnen darstellen. Es wird auch darauf einen ganzen Arbeitstag die gleiche Arbeit voll­
hingewiesen, daß den wechselnden Erforder- bringen müssen. Wir kennen das Problem. 
nissen und Tendenzen der wirtschaftlichen und (Abg. Dr, K u m m e r :  Wir müssen einmal 
technischen Entwicklung entsprochen werden I konkret darüber reden ! Das ist bisher nicht ge­
soll. Auch dieses Anliegen kann man in Nach- 8chehen !) Jawohl, das war meine Bitte an die 
und Umschulungswerkstätten erfüllen. Frau Minister. Ich habe auch angezogen, daß 

Ich darf vielleicht noch auf eine Bemerkung wir in diesem Zusammenhang ersuchen, dies�s 
meiner VorrednCl'in Frau Dr . Bayer eingehen. Pr

.?
blem entsprechend �u untersuchen und mIt 

Frau Dr, Bayer hat das Wort von den "S'chlüs- großtel' Sorgfalt a� �me Re��lun� heranzu­
selkindern" gebraucht. Ich verstehe es, da ich gehel,l . (Der Pras�dent  'ubermmmt den 

glaube, daß ihre besondere Sorge der Landwirt- Vors�tz .) 

schaft gilt. Es ist richtig : Gerade dort findet Ich habe davon gesprochen, wir sollen dafür 
man Kinder, die stundenlang und tagelang sich vorsorgen, daß unsere Kinder in Kindergärten, 
selbst überlassen sind. Ich habe selbst erlebt, in Tagesheimschulen versorgt sind. Ich möchte 
daß dort Kinder mit dem Schlüssel versorgt auch nicht versäumen, darauf hinzuweisen, 
"'luden, weil man sich infolge des Arbeits- daß uns vor allem der täglich gefährlicher 
anfalles nicht um sie kümmern konnte. werdende Straßenverkehr besondere Sorgen 

Allerdings möchte ich etwas zurückweisen, bereitet, daß die Verkehrsverhältnisse nicht 
nämlich daß man allgemein die Behauptung dazu angetan sind, den Schulweg der Kinder 
aufstellt, daß Kinder von berufstätigen Frauen sicher erscheinen zu lassen. Das gilt nicht nur 
unter Umständen weniger wertvolle Mitglieder für die Städte, Wer über Land fährt, wird oft 
der Gesellschaft werden, Wir alle, die wir Ge- mit Entsetzen feststellen, daß sechsjährige 
legenheit haben und hatten, mit Frauen zu- Kinder am Straßenrand, wo es keine Absiehe­
sammen zu sein, die ihre Kinder neben ihrer rung gibt, einen kilometerweiten Weg zurück· 
Berufsarbeit aufziehen, müssen feststellen _ legen müssen, Das beunruhigt sicherlich die 
und ich glaube, ich kann mir hier (die Rednerin Mütter, deren Kinder diesen Weg zurücklegen 
wei8t ins Auditorium) die Bestätigung holen _, müssen. 
daß sie mit ganz besonderer Sorgfalt und Liebe I In diesem Schriftstück wird auch darauf hin­
dafür sorgen, daß für ihre Kinder vorgesorgt gewiesen, daß durch eine allgemeine Verkür­
wird. Ausnahmen bestätigen die Regel (Abg, zung der Arbeitszeit den berufstätigen Frauen 
Dipl.-Ing, Dr, Johanna Bay e r :  Ich habe nur mit Familienpßichten geholfen werden könn­
von der Möglichkeit gespmchen J) , aber es wäre te . Das kann natürlich nur unterstrichen 
eine große Ungerechtigkeit, wenn wir das werden, das ist eine Forderung, deren Er­
generell feststellen wollten . Wir kennen auch füllung sicherlich die Belastung der Frauen 
soundso viele Beispiele, in denen sogar allein- vermindert. 
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Gertrude VVondrack 

Aber es gibt noch ein weiteres Problem : die Ehepaaren, aber auch den berufstätigen Ehe­
Erkrankung eines Kindes bzw. eines Familien- frauen gegenüber bewußt sein werden und daß 
angehörigen oder der Mutter selbst. Es wäre wir eine Veränderung gemeinsam durchbringen 
hoch an der Zeit, daß wir auch den Ausbau werden, damit wir nicht zu den bestehenden 
eines entsprechenden Heimhilfedienstes for- Diskriminierungen der berufstät,igen Frau mit 
eieren. Familienpfl.ichten noch eine hinzubauen. (Bei-

Die sozialistischen Frauen haben vor kurzer ; fall bei de', 8 PÖ.) 

Zeit ihre 5. Familienpolitische Enquete abge- Präsident: Zum ·Wort ist niemand mehr ge­
halten. Wir haben eine Reihe dieser Probleme meldet. Die Debatte ist daher geschlossen. Die 
dort besprochen und auch entsprechende Frau Berichterstatterin verzichtet auf das 
Vorarbeiten geleistet. I Schlußwort. Wir gelangen somit zur Abstim-

Im Zusammenhang mit der Heimhilfe möchte mungo 

ich noch hinzufügen, daß es heute nicht mehr Bei der A bs t immung wird der Bericht 
die sogenannte Drei-Generationen-Familie gibt. einstim'mig zur Kenntnis  genommen. 
Weil das Ehepaar mit den Kindern allein ist 
lmd viele Großmütter selbst noch berufstätig 
sind, zeigt sich, daß gerade diesem Problem 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden wäre. 
Wir haben für diese speziellen Dienste in Öster­
reich leider erst Ansätze. 

Es hat mich ganz besonders gefreut, daß 
meine V orrednerin von der Österreichischen 
Volkspartei betont hat, man wolle die Berufs­
tätigkeit und die Leistung der Frauen aner­
kennen. 

Meine Fraktionskollegin, die Genossin 
Weber hat darauf hingewiesen, daß vor einiger 
Zeit ein Gesetz zur Begutachtung ausgesendet 
wurde, das von dieser Anerkennung weit ent­
fernt ist. Wenn man sich nämlich ansieht, wie 
die berufstätigen Frauen mit Familienpfl.ichten 
im Gesetzentwurf über die große Steuerreform 
behandelt werden, dann kann man von einer 
Diskriminierung sprechen, die mit diesem Doku­
ment gerade bekämpft werden soll. In diesem 
Dokument spricht man davon, daß man die 
bestehende Diskriminierung abbauen soll, daß 
man alle Vorkehrungen treffen soll, damit 8ie 
vermindert wird. Wir in diesem Hohen Haus 
werden also in kurzer Zeit dazu aufgerufen 
werden, über diese große Steuerreform zu 
beraten, durch die die berufstätigen Ehefrauen 
schlechter behandelt werden sollen. 

Ein Abgeordneter der ÖVP, und zwar der 
Herr Abgeordnete Machunze, hat einmal ge­
sagt, man erwecke Neidkomplexe , wenn man 
höhere Einkommen anzieht. In dieser Steuer­
reform wird sehr fesch mit diesem Neidkomplex 
gearbeitet. Man müßte fragen, wie sich junge 
Ehepaare heute eine Wohnung schaffen und 
einrichten sollen, wenn nicht beide Eheteile 
verdienen gehen. 

Ich glaube-und damit möchte ich schließen, 
weil ich nicht allzu lange reden möchte -, daß 
über diese große Steuerreform gerade in diesem 
Punkt noch nicht das letzte Wort gesprochen 
sein darf. Ich hoffe, daß sich bei den Beratun­
gen auch die Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei ihrer Verantwortung den jungen 

11.  Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen, betreffend Ver­
fügung über bewegliches Bundesvermögen im 
Zeitabschnitt vom 1. Oktober 1965 bis 31. Dezem­
ber 1965 (4. Viertel 1965) (432 der Beilagen) 

12. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget .. 
ausschusses über den Bericht des Bundes .. 
ministeriums tür Finanzen, betreffend Ver .. 
äußerung von unbeweglichem Bundesvermögen 
im 2. Vierteljahr 1965 (433 der Beilagen) 

13. Punkt : Bericht des Finanzoo und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums tür Finanzen, betreffend Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundesvermögen 
im 3. Viertel 1965 (434 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 1 1 ,  12 und 13 der heutigen Tages­
ordnung, über die, wie beschlossen wurde, 
die Debatte unter einem abgeführt werden 
soll . 

Es sind dies : 
Verfügung über bewegliches Bundesver­

mögen im Zeitabschnitt vom 1 .  Oktober bis 
3 1 .  Dezember 1965 (4. Viertel 1965),  

Yeräußerung von unbeweglichem Bundes-
vermögen im 2. Vierteljahr 1965 und 

Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen im 3. Vierteljahr 1965 . 

Berichterstatter zu Punkt 1 1  ist der Abge­
ordnete Grundemann-Falkenberg. Ich bitte 
ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Grundemann - Falkenberg : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Das Bundes­
ministerium für Finanzen hat gemäß Artikel IX 
Abs. 4 des Bundesfil1anzgesetzes 1965 einen 
Bericht, betreffend Verfügung über beweg­
liches Bundesvermögen im 4. Viertel 1965, 
im Nationalrat eingebracht. Die Verfügung 
betraf den Verkauf von Munition für Gewehre 
beziehungsweise Maschinengewehre, die im 
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Grundemann-Falkenberg 

Bundesheer nicht eingeführt sind und auch I Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
nicht eingeführt werden. Sie stammen aus 8telle ich daher den A n t r a g, der Nationalrat 
Restbeständen der französischen Besatzungs- wolle den Bericht des Bundesministeriums für 
macht. Der Verkaufserlös 'wurde im Bundes- Finanzen, betreffend Veräußerung von un­
haushalt verrechnet. beweglichem Bundesvermögen im 3. Viertel 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung am 5. April 1967 
behandelt und mir den Auftrag erteilt, vor­
zuschlagen, der Nationalrat wolle den Bericht 
des Bundesministeriums für Finanzen, be­
treffend Verfügung über bewegliches Bundes­
vermögen im Zeitabschnitt vom 1 .  Oktober 
1965 bis 3 1 .  Dezember 1965 (4. Viertel 
1 965) , zur Kenntnis nehmen. 

1965, zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen .. 
schlage ich vor, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Präsident : Wortmeldungen liegen keine VOI'. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung, die ich 
über jeden der drei Punkte getrennt vor­
nehmen werde. 

Bei der A b s t immung wel'den die drei Für den Fall, daß vVortmeldungen vor- Be1·ichte des Bundesministeriums für Finanzen 
liegen, bitte ich, General- und Spezialdebatte e i n s t i mm ig zur K e n nt n i s  genommen. unter einem abzuführen. 

Präsident : Berichterstatter zu den Punkten 12 
und 1 3  ist  der Abgeordnete Regensburger . 
Ich bitte ihn um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Regensburger : Hohes Haus ! 
Dem Bericht des Bundesministeriums für 
Finanzen über Verkäufe, Tauschmaßnahmen 
und Abtretungen ist zu entnehmen, daß von 

14. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen gemäß Ziffer 5 des 
Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes für das Jahr 1966 (Anlage V zum 

BFG. 1966) (435 der Beilagen) 

seiten der Bundesregierung im 2. Vierteljahr Präsident: Wir gelangen zum 14. Punkt 
1 965 über unbewegliches Bu��esveImögen im I der Tagesordnung : Bericht des Bundesmini­
Werte von 451 .863,66 S yerfugt wurde. steriums für Finanzen gemäß Ziffer 5 des 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
Bericht des Bundesministeriums für Finanzen der Kraft-,  Luft- und Wasserfahrzeuge des 
in seiner Sitzung am 5. April 1 967 der Vor- Bundes für das Jahr 1 966 (Anlage V zum 
beratung unterzogen. Der Sitzung wohnte Bundesfinanzgesetz 1 966) . 
Herr Bundesminister Dr. Schmitz bei . Es Berichterstatter ist der Abgeordnete Töd-
wurde einstimmig beschlossen, dem Hohen ling. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 
Hause den Vorschlag zu unterbreiten, diesen 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den A n t r ag,  der Nationalrat 
wolle den Bericht des Bundesministeriums 
für Finanzen, betreffend Veräußerung von 
unbeweglichem Bundesvermögen im 2. Viertel­
jahr 1 965, zur Kenntnis nehmen. 

Ich komme zum nächsten Tagesordnungs­
punkt und darf berichten, daß im gegen­
ständlichen Bericht des Bundesministeriums 
für Finanzen festgehalten ist, daß Verkäufe, 
Tauschmaßnahmen, unentgeltliche Abtretun­
gen und weiters auch Belastungen mit SeI'vi­
tuten vorgenommen wurden und diese Gesamt­
maßnahmen einen Wert von 600.741 ,34 S 
darstellen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht des Bundesministeriums für Finanzen 
in seiner Sitzung am 5. April 1 967 in Gegenwart 
des Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz 
in Vorberatung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Berichterstatter Tödling : Hohes Haus ! Das 
Bundesministerium für Finanzen berichtet 
dem Nationalrat über die Anschaffung von 
Kraft.fahrzeugen, welche über den im Syste­
misierungsplan vorgesehenen Stand hinaus­
gehen. 

In drei Fällen wurde eine ent-
sprechende Zustimmung erteilt : für ein 
Fahrzeug für betriebliche Zwecke, das 
ein Geschenk an die 1. Chirurgische Uni­
versitätsklinik der Universität 'Wien war, für 
drei Spezialfahrzeuge, die an Stelle unwirt­
schaftlich gewordener Personenkraftwagen im 
Bereiche der Landesarbeitsämter Wien, Nie­
derösterreich und Burgenland zum Einsatz 
kamen, sowie einen Personenkraftwagen (Kate­
gorie III) beim Bundesministerium für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmungen, der 
an Stelle eines Personenkraftwagens der Kate­
gorie II infolge Schaffung eines neuen Staats­
sekretariates zum Einsatz kam. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Bericht des Bundesministeriums für Finanzen 
in seiner Sitzung am 5. April 1 967 beraten 
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Tödling 

und mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
Hohen HfI.use die Kenntnisnahme dieses Berich- die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, 
tes zn empfehlen . sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 

Der Finanz- und Budgetausschuß steHt ; die Minderheit . A b g e l e h n t. 
somit den A n tr a. g, der Nationalrat ,volle den ·  Die n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates 
Bericht des Bundesministeriums für Finanzen berufe ich für Mittwoch, den 19. April, 1 1  Uhr, 
gemäß Ziffer 5 des Allgemeinen Tejle� des mit folgender Tagesordnung ein : 
Systemisierungsplanes der Kraft-, Luft- und 
\-Vasserfahrzeuge des Bunrles für das Jahr 1966 1 . Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
(Anlage V zum Bundesfinanzge�etz 19Gü),  znt' Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
Kenntnis nehmen .  vorlage (336 der Beilagen) : Eisenbahn-Ver-

Falls 'Vortmeldungen vorliegen, schlage ich kehrsordnung (428 der Beilagen) ; 
vor, General- und Spezial debatte unter einem 2. Bericht des Justizausschusses, betreffend durchzuführen. den vom Bundesminister für Justiz vorgeleg-

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet . ten Tätigkeitsbericht des Obersten Gerichts-
'Vir gelangen nunmehr zur Abstimmung. hofes für das Jahr 1964 (437 der Beilagen) ; 

Bei de1" A b8t imm ung wit'd der Bericht de8 3 .  Bericht des Justizausschusses, betreffend 
Bundesministeriums für Finanzen mit M ehr- den vom Bundesminister für Justiz vorgeleg­
heit zur K e nntnis  genommen. ten Tätigkeitsbericht des Obersten Gerichts­

Präsident : Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft .  hofes für das Jahr 1965 (438 der Beilagen) ;  
Ich gebe bekannt, daß in der heutigen 4 . Bpricht des Justizausschusses über den 

Ritzung vom Abgeordneten Dr. Pittermann Bericht des Bundesministers für Justiz, betref-der A n t r a g  eingebracht wurde, über die fend Ansprache des Bundesministers für Justiz schriftliche Beantwortung der Anfrage 20 1 /J vor der Konsultativversammlung des Europa­der Abgeordneten Mondl und Genossen an rates am 24. Jänner 1 967 (439 der Beilagen) ;  
den Bundesminister für Landesverteidigung, 
betreffend die Anwesenheit von Angehörigen 5. Debatte über die Mitteilung des Herrn 
ausländischer Streitkräfte beim österreichi- Bundeskanzlers, betreffend die Ernennung des 
sehen Bundesheer, in der nächsten Sitzung Universitätsprofessors Diplom-Volkswirt Dok­
des Nationalrates eine Besprechung abzufüh- tor Stephan Koren zum Staatssekretär. 
ren. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde über einen solchen Antrag ist gemäß § 72 eingeleitet . Geschäftsordnungsgesetz ohne Debatte zu ent-
scheiden. Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Schlufi der Sitzung : 17 Uhr 20 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei 2251 67 
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